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§ 1. Ötc Landesherren.

§ie Landesherrensind der GroßherzogvonMecklenburg-
Schwerinund der Großherzogvon Mecklenburg- Strelitz,von denenjederin seinemLandestheilsouveränist und zudemGroßherzogdes andernLandcstheilsnur iu denjenigenVerpflichtungensteht,welchedurchdie LandesverfassungunddurchVerträgevorgeschriebensind. Der Titel beiderGroß¬herzogeist, gleichlautend,nachstehender:„GroßherzogvonMecklenburg,Fürst zu Wenden,Schwerinund Ratzcburg,auchGraf zu Schwerin, der LandeRostockund StargardHerr." Das PrädicatdesGroßhcrzogö,desErbgroßherzogsundihrerGemahlinnenist: „KöniglicheHoheit." Die übrigenPrinzenundPrinzessinnendesGroßherzoglichenHausesführenden Titel „Herzog (Herzogin)zu Mecklenburg"und dasPrädicat „Hoheit."

DasGroßherzoglichcHaus bestehtaus denMitgliedern,die der Staalskalenderjährlichnachweiset.
__ Der GroßherzogvonMecklenburg-Schwerinrcsidirt iuSchwerin, zeitweiseauchin Ludwigslust;dieResidenzdesGroßherzogsvonMecklenburg-Strelitzist Neustrelitz.Das MecklenburgischeWappen ist in einfacherGestaltein Büffclskopf; dasvollständige,in seinerjetzigenZusam¬menstellungvom HerzogChristianLouis im Jahre 1657
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eingeführteWappenbestehtaus sechsFeldernund einem
Mittelschilde. Das ersteFeld hat auf goldenemGrunde
einen schwarzen,rothgekröntenBüffclskopf, mit silbernen
Hörnernund einemsilbernenRinge durchdieNase,wegen
des HerzogthumsMecklenburg. Im zweiten, blauen
Felde ist ein goldnerGreif, wegendes LandesRostock.
Das dritte Feld ist quer getheilt: in der oberen,blauen
Hälfte ist ein silbernerGreif, und in der unteren,silbernen
Halste ein grünes Viereck, wegendes Fürstenthums
Schwerin. Das Mittclschildist quer getheilt, die obere
Hälfte roth, die untere golden, wegenocr Grafschaft
Schwerin. Im vierten, rothenFeldeist ein schwebendes
silbernesKreuz,wegendesFürstcnthumsRatzcburg. Das
fünfteFeld stellt auf rothemGrundeeinensilbernen,aus
einerWolkehervorkommendenArm dar, welchermit einem
silbernenBande umschlungenist und^n der Hand einen
goldnenFingerring mit eingefaßtemStein hält, — das
WappenderHerrschaftStargard. Das sechsteFeld hat
auf goldenemGrundeeinenschwarzenBüffelskopfmit silber¬
nenHörnern,der einegoldeneKroneträgt, eineschiefeLage
hat und seinerotheZungeausstreckt,— dasWappendes
FürstenthumsWenden. Schildhaltersindzur Rechtenein
Büffel, zur Linkenein Greif. Die GroßherzoglicheKrone,
an derenStelle sichfrüher fünf offene,gekrönteHelmebe¬
fanden—dermecklenburgische,wendische,stargardischc,schwc-
rinscheund ratzeburgische— decktdasWappen.

Der Hofstaat zerfälltin M ecklenburg- S chwerin
in folgendeAbtheilungen:

1. Oberste Verwaltungsbehörde des Groß¬
herzoglichen Haushalts. DurchdasSlaatsgrundgcsetz
vom 10.Oct. 1849 ward einComplexvonGütern undein
Areal an Forstenaus demDomaniumausgeschiedenund
als GroßhcrzoglichcSHausgutconstituirt,währendderübrige
Theil desDomaniumsdemStaate zugewiesenward. Ob¬
gleichmit der Zurückführungder altenLandesverfassungim
Jahre 1850 dieseSonderungihre staatsrechtlicheBedeutung
verlorenhat, so bestehtdieselbein ökonomischerBeziehung
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dochfort unddie AdministrationdiesesfrüherenHausgutswird mit AusnahmeeinzelnerAdministrationszweige,welchebei derVerwaltungdesDomaniumsverbliebensind, abge¬sondertgeführt. An der Spitzeder Verwaltungdes»Groß¬herzoglichenHaushaltsstehtein Chefmit demTitel „Gc-hcimerath"und demPrädicat „Excellenz,"unter ihm zweiBeamte,einerfür denNostocker,der anderefür denSchwe¬riner District, ferner ein Forstinspcctorund^fünf FörsternebsterforderlichemUnter-Personal.
2. Cabin et. Ein GeheimerCabinctsrathnebstSubal¬ternpersonal.
3. Hofstaat des Großherzogs, a) Der Obcr-Kammerherren-Stab mit einemOberkammerherrnund45Kammerherren,unter welchenletzteren10 dienstthuendesind.

b) Hof- Staats- undMarschall-Amt,bestehendaus einemOber-Hofmarschall,einemHausmarschallunddemJustitia-rius. Dazu gehören:die Hof- Staats- und Marschall-Amts-Kanzlei, die Hofkasse,ein Hofbaurath, vier dienst¬thuendeKammerjunker,die Garderobe-und Hof-Livröe-Diencrschaft,dieSchloßbcdicntcn,dieHofküchc,Hofcouditorei,Kaffeesiederei,derHofkeller,die Silberkammer,die Garten-bedienten,Waschhausund Bcttkammer,die Leib- und Hof-Medici,-Chirurgen,-Zahnärzteu.-Apotheker,dieHof-Musici,die Hof - Künstler, Hof - Lieferantenund Hof - Ouvriers.
c) Marstall. Ein Vice-Oberstallmeister,für das Marstall-Amt ein Justitiar, für denMarstall zweiStallmeister,einStallcommissär,ein Ober-Roßarzt.ä) Hof-Jagd-Departe¬ment. Ein Ober-Jägermeister,zweiJagdjunker,einOber¬jäger, ein Leib-Büchsenspanner,ein Leib-Jäger, vier Hof-Jäger, ein Fasanen-Jägeru. s. w. e) Hof-Geistlichkeit.Ein Obcr-Hofpredigcr,ein Musikdircctor,Hof-Cantorrc.

4. Abgesonderte Verwaltungen, a) GestützuRabensteinfeld,b) Kunstsammlungen,zu Ludwigslust,Neu¬stadtundSchwerin, c) SammlungmecklenburgischerAlter¬thümer undMünz-Sammlungzu Schwerin, cl) Waffcn-Sammlungim Schlossezu'Schwerin.
1*
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5. Hofstaat der Großherzogin Auguste. Eine
Ober-Hofmeisterin,zweiHofdamen,einOber-Hofmeister.

6. Bei den Großherzoglichen Kindern. Ein
Gouverneur,eineHofmeistcrin,ein Jnstructor.

7. Hofstaat der Großhcrzogin Alexandrine.
Ein Hofmarschall,drei Hofdamen,ein«secretär.

8. Hofstaat der verwittweten Erbgroßhcr-
zogin Auguste. Ein Hofmarschall,ein Intendant, zwei
Hofdamen.

9. Hofstaat des Herzogs Wilhelm. Ein
Secretär.

Zum GroßherzoglichenHofstaat in Mecklenburg-
Strclitz gehören:ein Oberhofmeister,ein Obcrstallmcister,
ein Oberjägermcister,ein Schloßhauptmann,ein Hausmar¬
schall, ein Hofmarschall,40 Kammerherren,daruntervier
dienstthuende,und vier Kammerjunker;ferner das Hof-
marschall-Amt, das Hof-Bau-Amt, die Großhcrzogtichc
Bibliothek, dasMünzcabinctund bic Sammlungder obo-
tritisch-wendischenAlterthümer,dieHofgcistlichkcil,derLeib¬
arzt, HofchirurgusundHof-Apotheker,die Hof-Capelle,die
Chatoullc desGroßherzogs,dieKammer-und Garderobe-
Bedienten,die Livröc-Dicucrschaft,dieKüche,dieConditorei
undKaffeesiederei,derKeller,die Silbcrkammcr,dieSchloß-
bedienten,dasWaschhaus,dieGärten, dieHofbuchhäudlcr,
Hofkünstler,Hoflieferantenund Hofouvriers; sodannder
Marstall (außerdemobengenanntenOberstallmeister:ein
Reisestallmcister,ein Laudstallmeistcr,drei Stallmeister,ein
Bereiter,einRoßarzt,einStallfouricr und23 Livrvebedientc)
und das Landgestütfür die Domänen.— Der Hofstaatder
Großherzoginbestehtaus einemObcrhofmcistcr,einerObcr-
hofmcisterin,zweiHofdamenrc.— Die HerzoginCaroline
hat eineHofdame,fünf männlicheundsechsweiblicheDiener.
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§ 2. Landesverfassung.
1. Geschichtlich es. Die Prälaten, Mannen und

Städte der mecklenburgischenLandeschlossenim Jahre1523
ein Bündniß,die sogenannteUnion, um ihr gemeinsames
Rechtmit vereinigterHandzu schützenundetwanigenLandes-
theilungcngegenübersichals geschlosseneEinheitzu behaup¬
ten. DurchReversalenundVerträgewurdendieRechteder
Landstände,aus denenin Folgeder Kirchenreformationder
Prälatenstandausschied,anerkanntund weiter entwickelt.
Unter denReversalen,welchedie Landesherrenausgestellt
haben, nehmendie vom2. Juli 1572 und vom 23.Fcbr.
1621 bei weitemdie wichtigsteStelle ein. Währendder
erstenHälfte des18.JahrhundertsführtendieStändeeinen
hartenKampsgegendie fürstlicheMacht,welchedaraufaus¬
ging, die ständischeMacht zu brechen.In diesemKampfe
siegtendieStände. Den Abschlußdesselbenbildeteder am
18.April 1755zwischendemHerzogChristianLudewigvon
Mecklenburg-Schwerinund denStändenvcrcinbarte^LLNdes-
grundgcsctzlicheErbvcrglcich,welcherin 25 Artikeln und
530Paragraphendie zwischenLandesherrnundStändenund
denletzterenunter sichstreitigenodereinerschriftlichenNor-
mirung bedürftigerscheinendenPunktegenauund erschöpfend
festzustellensuchte.Der HerzogAdolphFriedrichIII. von
Mecklenburg- Stresitz trat diesemVergleichdurchdie Agni-
tions-Acte vom30.Sept. 1755 bei, nachdemvorherdurch
LenErlautcrunas-Vertrag, welchenbeidefürstlichenHäuser
unter dem14.Juli 1755abschlössen,derengegenseitigeBe¬
ziehungenin einzelnenPunktendie erforderlichenähereBe¬
stimmungerfahrenhatten. Die kaiserlicheBestätigungdes
LandesgrundgesetzlichenErbvcrgleichserfolgte unter dem
14. April 1756.

Als im Jahre 1808 der Herzog von Mecklenburg-
Schwerinans der durchdenBeitritt zumRheinbündeer¬
langtenSouverünctätverschiedeneFolgerungenzog, welche
für den Fortbestandder ständischenVerfassunghöchstbe-
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drohlicherschienen,wußtendieStändedieGefahrnochdurch
einigeConcessionenfinanziellerArt abzuwenden.Vierzig
Jahre späterdagegenbrachtensie, denAnforderungender
Landesherrenund desVolkes nachgebend,ihre Rechtezum
Opfer und traten vom politischenSchauplatzezurück. Die
Verhandlungenmit einer Abgeordnetenkammer,welchenach
einemmit den altenStänden vereinbartenWahlgesetzaus
allgemeinenWahlenhervorgegangenwar, führten zu einer
Vereinbarungüber ein Ataatsgrundgesetzfür Mecklenburg-
Schwerin, welchesunter dem10.Oct. 1849 publicirt ward
und in Wirksamkeittrat. In der bekanntenWeiseward
jedochder so ebenerst begründeteconstitutionelleStaat im
Jahre 1850 wiederbeseitigtund die altlandständischcVer¬
fassung,welchein demLandesgrundgesetzlichenErbvergleich
und den vorangegangenenReversalenihre seit demEnt¬
stehungsjahrdes ersterennur in wenigenuntergeordneten
PunktenmodificirtenNormenhat, zurückgeführt.Dieseim
Jahre 1850 wiederhergestelltealte Landesverfassunghat sich
seitdemin unveränderterWirksamkeitzu erhaltengewußtund
wird von denständischenBehördenneuerdingsmit sogroßem
Eifer bewacht,daßsogardieVerhandlungüberAnträgeein¬
zelnerStündcmitgliederauf eineVerfassungsreformfür un¬
zulässiggilt.

2. Ritter- und Landschaft. Die Landständebilden
eineCorporation,das „Corps" der Ritter- undLandschaft,
welchedenLandesherrenalsdieEinheitdergesammtenmecklen¬
burgischenLandständegegenübersteht.Das CorpsderRittcr-
und Landschaftzerfällt wieder in das Corps der Ritter¬
schaftund dasCorps der Landschaft.BeideStündegliedern
sich weiter nachzwei Herwathümern— Schwerin und
Güstrow— und,zufolgeeinerandernEinthcilungswcise,nach
drei Kreisen— demmecklenburgischen,wendischenund star-
gardischcnKreise—. Der mecklenburgischeKreis fällt mit
demHcrzogthumSchwerin zusammen,der wendischeund
der stargardischeKreis zusammenbilden das Hcrzogthum
Güstrow. Innerhalb jedesdieserHcrzogthümerundKreise
findet wiedereineGliederungnachStändenstatt, so daß
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es eineRitterschaftdesHcrzogthumsSchwerin,desHerzog¬
thumsGüstrow,eineRitterschaftdesmecklenburgischen,des
wendischen,desstargardischenKreises,desgleicheneineLand¬
schaftdesHerzogthnmsSchwerin,desHerzogthnmsGüstrow
und eineLandschaftdes mecklenburgischen,des wendischen
und des stargardischxnKreisesgibt. Der mecklenburgische
und der wendischeKreis fallen in den Landcsantheildes
Großherzogsvon Mecklenburg-Schwerin,der stargardische
Kreis in denLandesantheildesGroßherzogsvon Mecklen¬
burg-Strelitz. Außerhalbder ständischenVerfassungsteht
das einenabgesondertenBestandtheilder strelitzischenLande
bildendeFürstenthumRatzebnrgund in den schwerinschen
Landendie SeestadtWismar, welcheseit ihrer Abtrennung
von Mecklenburgdurchden westphälischenFriedenaus dem
landständischenVerbändeausschiedund seit ihrer Rückkehr
untermecklenburgischeLandeshoheitnochnichtwiederin den¬
selbenaufgenommenist. Das früher gleichfallsmit der
ständischenVerfassungder HerzogthnmerMecklenburgin
keinerVerbindungstehendeFürstcnthnm(Stift) Schwerinist
in spätererZeit in dieselbeaufgenommenworden.Schonim
Jahre 1774 ward die Stiftsritterschaftder Ritterschaftdes
mecklenburgischenKreiseseinverleibt;im Jahre1851 folgte
diesemAct die Jncorporationder Stiftsstädtein die Land¬
schaft. Die NeustadtSchwerinunddie Stadt Warm wur¬
den demmecklenburgischenKreise, die Stadt Bützowdem
wendischenKreisebeigelegt.

Der ersteder beidenStände ist die R i t t cr schaf t.Das ritlcrschaftlichcLandstandschaftsrcchthaftetan gewissen
Gütern (Hauptgütern).Wer mit einemsolchenGute ange¬
sessenist unddenLehens-oderHomagialeidabgeleistethat,
ist Mitglied derRitterschaft.Von demadeligenoderbür¬
gerlichenStandedesBesitzersist dieMitgliedschaftsowenig
bedingtals von der EigenschaftdesGuts als Lehenoder
Allodium. Die Güter desRostockerDistricts werdendurch
die Stadt Rostock,die der weltlichenCommunenebendurch
dieseCommunen,die der geistlichenStiftungendurchbeide
Stände vertreten. Die sechsritterschaftlichenGüter in
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Mecklenburg-Schwerin,welcheim Besitzvon Bauernschaften
sind, könnensichdurchDeputirte vertretenlassen. Regie¬
rendeFürsten sind von der Landstandschaftausgcscklosscn.
Die Zahl der Gutsherren,welcheMitglieder der Ritter¬
schaftsind, beträgt gegenwärtigim mecklenburgischenund
wendischenKreise626, darunter323 bürgerliche,im star-
gardischcnKreise62, darunter24 bürgerliche,im Ganzen
also688, darunter347bürgerliche.DieseZahl würdenoch
größersein,wennnichtvieleGutsherrenzweiodermehrere
Hauptgütcrin ihremBesitzvereinigten.

Den zweitenStand bildet die Landschaft. Zu ihr
gehörtnur im weiterenSinne die Stadt Rostock,da die
besonderegeschichtlicheundrechtlicheEntwickelungdieserCom¬
mune ihr eineStellung angewiesenhat, welchesiein viel¬
facherHinsichtvon demCorpsder Landschafttrennt. Ihre
besonderenstaatsrechtlichenVerhältnissesindlhcils durchden
LandcsgrundgesetzlichenErbvergleichvon 1755, theils durch
eineAnzahl von Verträgen mit der Landesherrschaft(aus
denJahren1573, 1584, 1748, 1788,1827) geregelt.Das
eigentlicheCorps der Landschaftbildendie im Gegensatzezu
denSeestädtensogenanntenLandstädte,19 im mecklenburgi¬
schen,J9 im wendischenund~7 im stargardischenKreise.
Das DircctoriumderLandschaftführendieStädteParchim,
Güstrow und Ncubrandenburg, welcheunter dem
NamenderVorderstädtean der Spitzeder einzelnenKreise
stehen.Das Verhältniß der Vorderstädtezu den übrigen
Landstädtenist in den streitigenPunktenfür den mecklen¬
burgischenund wendischenKreis durchden Vergleichvom
31.März 1789 und für den stargardischenKreis durchden
Vergleichvom5. Januar 1791 festgestellt.

Der mccklcuburgischcKreis befaßtdieVordcrstadtPar¬
chimund die Städte Brücl, Neubuckow,Crivitz, Dömitz,
Gadcbnsch,Grabow, Grcvismühlcn, Hagcnow,Kröpelin,
Lübz, Malchow, Neustadt,Rchna, Schwerin,Stcrnbcrg,
Waren,Warin, Wittenburg.

Der wendischeKreis befaßtdie VorderstadtGüstrow
und die Städte Boizenburg,Bützow, Gnoicn, Goldberg,
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Neu-Kalcn,Krakow,Lage,Malchin,Marlow, Penzlin,Plan,
Ribnitz, Röbel, Schwaan, Stavenhagcn,Sülz, Tessin,
Teterow.

Der stargardischeKreis befaßtdie VorderstadtNeu-
brandcnburgunddieStädteFriedland,Woldcgk,Alt-Strclitz,
Fürstenberg,Wesenberg,Stargard. Die erstim Jahre1733
mit StadtrechtbewidmeteResidenzstadtNeu-Strelitz besitzt
dasLandstandschaftsrechtnicht.

Die AusübungdeslandstandschaftlichcnRechtsder zur
LandschaftgehörigenStädte geschiehtdurchDeputirte dieser
Städte,welchenachneueremHerkommendurchdieMagistrate
in der PersonderBürgermeisterbestelltwerden.

3. Landtage. .Landtagesind landständischeZnsam-
menkünfte, welchendieRitter- und Landschaftaller drei
Kreise von denLandesherrenberufenwird. Sie werden
alljährlichim Spätherbst,abwechselndin denStädtenStern-
bergund Malchin, gehaltenund dauernin der Regelvier
bis fünf Wochen.RebendiesenordentlichenLandtagenkön¬
nenaberauchaußerordentlichevon denLandesherrenjeder¬
zeit berufenwerden. Die Landtagsausschreibeuwerdenvon
demGroßherzogvon Meklenburg-Schwerinan die Land¬
ständedesmecklenburgischenund wendischen,und von dem
GroßherzogvonMecklenburg- Strelitz an die desstargardi-
schenKreisesvier Wochenvor demfür den Beginn des
LandtagesfestgesetztenTermin, unter BezeichnungdesIn¬
halts derHauptpropositionen,erlassenundmüssenjedemein¬
zelnenLandstandzugehen.Nur die persönlicherscheinenden
Ständcmitgliedersind zur Theilnahmean denBeschlüssen
berechtigt,Vollmachtenkönnennicht ertheiltwerdenund die
Nichtcrschcincnden,welcheihr Ausbleibenüberdiesentschul¬
digenmüssen,sindan die BeschlüssederAnwesendengebun¬
den. Die Mitglieder derRitterschaftbeziehendenLandtag
auf eigeneKosten,wogegendie Mitglieder der Landschaft,
da sienichtaus eigenemRecht,sondernals Repräsentanten
der städtischenCommunenerscheinen,Diäten undReisekosten
erhalten,welchefrüher jedemDeputirtenvon seinerCom-



10 Staatskunde.

imtrie, seit der Restaurationder alten Verfassungaberaus
gemeinsamenMitteln derLandschaftgezahltwerden.

Die Leitung der Landtagsgeschäfteführt ein Land¬
tag s-Direc t orium, welchesaus denachtLandrathen,
dendreiLandmarschallenund einemdeputirtenBürgermeister
der Stadt Rostockbesteht.

Von denLand rathen gehörenvier demHerzogthum
Schwerinund vier demHerzogthumGüstrowan. Die Be¬
stellungderselbengeschiehtin derWeise, daßRitter- und
LandschaftdesjenigenHerzogthums,in welchemdie Vacanz
eingetretenist, drei in diesemHerzogthum„angesessenePer¬
sonenvomeingebornenoderrecipirtenAdel" vorschlagen,von
welchender LandesherreinenzumLandratherwählt. Für
die LandräthedesHerzogthumsSchwerinund für drei der
Landräthedes HerzogthumsGüstrowstehtdas Wahlrcchc
demGroßherzogvon Mecklenburg-Schwerinzu, und auf ihn
allein ist der von diesensiebenabzuleistendeEid gerichtet.
Dagegenerwählt denachtenLandrath,in Betreff dessendas
VorschlagsrechtdenStänden des stargardischenKreiseszu¬
steht,der GroßhcrzogvonMecklenburg- Strclitz, und dieser
Landrathschwörtdem letztgenanntenGroßherzogden Eid.
Jedochwird diesemEide ein Eventual-Eidauf denGroß¬
herzogvon Mecklenburg-Schwerinfür gewisse,sichetwa
ereignende,namentlichangegebeneFälle einverleibtund der¬
selbein GegenwarteinesSchwerin'schenCommissariusab¬
geleistet.Die Landräthesind sowohldemLandesherrnals
denStändenverpflichtet. Sie sollendurchihrenRath das
BesteBeider befördern. Auf Landtagenerhält jeder von
ihnenaus landesherrlicherKasseeinTagegeldvon 4 Reichs-
thalcrn. Das Amt desLandrathsist ein lebenslängliches.

Die Landmarschälle sinddieAnführerundRedner
der Ritter- undLandschaftgegenüberdenLandesherren.Sie
führen sowohlauf ständischenVersammlungenals auchbei
allen anderenVeranlassungen,wennmündlicheVorträgean
denLandesherrnzu thun sind, dasWort, und vermitteln
auf Landtagendie Botschaftender landesherrlichenCommis¬
sarienan die Stände. Dochstehtes in erstererBeziehung
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der Ritter- und Landschaftfrei, auchdurchdie Landräthe
oder andereDcputirte Vorträge an die Landesherrenzu
richten. Das Amt der Landmarschälleist in drei Familien
erblich: im HerzogthumMecklenburgin der Familie von
Lützow aufEickhof,im FürstenthnmWendenin derFamilie
der Barone v. Maltz an auf Penzlin, für die Herrschaft
Stargard in derFamilie der Grafen v. Hahn auf Pleez.
Im Falle der MinderjährigkeitoderdauernderBehinderung
wird ihre Stelle durchVicelandmarschüllcvertreten,welche
derLandesherraus denEingesessenendesbetreffendenKreises
ernennt. Zu ihren Functionenans Landtagengehörtdie
Aufrechthaltnngder Ordnung und dieAnnahmeundPro-
tocollirungder Stimmzettelbei Abstimmungen.Gleichden
Landräthenerhaltensie von denLandesherrenwährendder
Dauer der Landtageein Tagegeldvon 4 Rthlrn.

AußerdemDeputaten,welcherMitglied desLandtags-
directoriumsist, sendetdie Stadt Rostock nocheinenzwei¬
ten Deputaten zu denLandtagen.In Veranlassungeiner
Differenz,welcheauf demLandtagevon 1794 dadurchent¬
stand, daß die Stadt als erstenDeputaten nicht einen
Bürgermeister, sonderneinenSenator abgeordnetHalle,
stelltederRath derStadt Rostockunter dem30.Nov.1794
einenReversaus, welcherdasVersprechenenthielt,jedesmal
einenBürgermeisterzumerstenLandtags-Deputirtenernennen
zu wollen, falls nichteineUnmöglichkeitobwaltete,diedann
angezeigtwerdensolle.

Dem Directorinm gegenübersteht das Plenum der
Ritter- und Landschaft.Das Plenumhat das Recht, in
einembesonderenLocal, wo es von demDirectorinmge¬
trennt ist, zu „deliberiren"undzu stimmen,und versäumt
dahernichtzu Anfang jedesLandtagsdurcheinenBeschluß
zu bestimmen,daßes nur cito consequentiamim Direc-
torialzimmer, anstatt im Deliberationszimmer,verhandeln
wolle. AucherwähltdasPlenumfür dieLandtagsverhand¬
lungenaus seinerMitte einenProtocolldirigenten.Dieser
läßt dieBeschlüsseniederschreiben,welchejedochso langeals
bloßeEntwürfe gelten, bis denselben,mit der Formel:
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„Herr N. N., Herr N. N. rc. gabenzu Protocoll," vier
NamenanwesenderLandstände,zwei von der Ritterschaft
und zwei von der Landschaft,die zu diesemZweckevom
dirigirendenLandrathaufgerufenwerden,vorgesetztsind. Wie
weit das Dircctorium berechtigtist, einemBeschlussedes
PlenumdieSanction zu ertheilenoder zu verweigernund
welcherechtlicheBedeutungeinesolcheWeigerunghat, darüber
ist wiederholeStreit gewesen.Das Dircctorium behauptet
diesesRecht, von Seiten einzelnerLandtagsmitgliederist
dasselbenochin neuesterZeit bestrittenworden, ohnedaß
die Frage zum Austragegekommenist. Eine Geschäfts¬
ordnungfür dieVerhandlungendesLandtagsist nichtvor¬
handen.Die wichtigerenGegenständewerdendurchEom-
mitten begutachtetund für dieVerhandlungim Plenumvor¬
bereitet. Die ReihenfolgederVerhandlungsgegenständewird
vomdirigirendenLandrathbestimmt,ohnedaßdieVersamm¬
lung überdie Tagesordnungvorher eineAnzeigeempfängt.
Eine geregelteDiscussionist demLandtagegänzlichfremd
und es kommttäglichvor, daß zweiodermehrereStünde-
mitgliedergleichzeitigVorträge halten. JederLandstandist
zur Stellung von Anträgenberechtigtund dies kannauch
nochauf demLandtageselbstgeschehen,nur daßbei solchen
Anträgen,welcheeineVerfassungsänderungodereineGeld¬
bewilligungbcziclcn,derBraucheinevorgängigeJntimation
unter VermittelungdesEngernAusschussesvier Wochenvor
demBeginn der Landtageerfordert. In jüngsterZeit hat
der EngereAusschußund ebenso dasLandtagsdirectorium
sicheineAusschließungderjenigenAnträge, welcheihm dazu
nichtgeeigneterscheinen,von derJntimationund Verhand¬
lung erlaubt. Die Berechtigungdazuist jedochbishernicht
nachgewiesen.Abgestimmtwird in der Landtagsversamm¬
lung nur dann,wennmansichohnediesesMittel überden
zu fassendenBeschlußnichteinigenkann. Es entscheidetbei
AbstimmungendieabsoluteStimmenmehrheitder Anwesen¬
den. Dochstehtcs jedemder beidenStände frei, für sich
zu dcliberirenundzu beschließen(itio in partes), in welchem
Falle dann jederStand über die zur Verhandlungstehende
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Frage seinVotum selbstständigabgibt. Divergiren beide
Vota, sokommtein Landtagsbeschlußüberdie fraglicheAn¬
gelegenheitnichtzu Stande.

Die VerhandlungenzwischendenLandesherrenund den
StändenwerdendurchlandesherrlicheCommissarien zwei
vonSchwerin,einervonStrelitz— geführt. Dieseeröffnen
zwardenLandtagin Person,bleibenauchbeständigamOrte
anwesend,sindjedochnichtberechtigt,bei denVerhandlungen
desLandtagsauchnur als Zeugenanwesendzu sein, ver¬
handelndahermit demLandtagenur schriftlich,soferndieser
nichtin einzelnenFällenesangemessenfindet,durchDeputirte
mit denCommissarienin Verbindungzu treten. Die Er¬
öffnungdesLandtagsgeschieht,nachdemdieLandmarschülle
denCommissarienvon derBereitschaftderStändeKenntniß
gegebenundum BestimmungdesZeitpunktsder Eröffnung
gebetenhaben,in der Weise, daß der ersteSchwerin'sche
Commissariusdie landesherrlichenPropositionenvor ver¬
sammeltenStänden verliest und dieselbensodannschriftlich
den Landmarschällendeö mecklenburgischenund wendischen
Kreisesübergibt. Hieran schließtsichdie Verlesungder
von demGroßherzogvonMecklenburg-Strelitzan dieStände
des stargardischenKreisesgerichtetenLandtagspropositioncn
durchdenstrelitzischenCommissarius,welcherdieselbensodann
gleichfallsschriftlichdem Landmarschalldes stargardischen
Kreiseseinhändigt.Der SchlußdesLandtageserfolgtdurch
Uebergabeder landesherrlichenLandtagsabschiedeSeitensder
Commissarienan die Landmarschülle,und durchVerlesung
dieserLandtagsabschiedein der Landtagsoersammlung.In
denselbenerklärensichdie Landesherrenüber die ständischen
Antworten zu den landesherrlichenLandtagspropositionen.
Durch Acceptationder ständischenErklärungenSeitensder
LandesherrenerhaltendieselbenrechtsverbindlicheKraft.

Die Gegenständeder Landtagsverhandlungbildenaußer
den landesherrlichenPropositionen(capita) die Anträge,
welchenochanderweitigvon denLandesherrenan dieVer¬
sammlunggebrachtwerden,dieAnträge desLandtagsdirec-
toriums, desEngernAusschusses,sowie einzelnerStände-
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MitgliederunddiePetitionenvonPrivatpersonen.Der Engere
Ausschußlegt ein Verzeichnißderjenigenvon diesenVer-
handlnugsgegenständenvor, welchedurchseineVermittelung
an denLandtaggelangen.Auf demLandtagewerdendie
Wahlenzu den durchZeitablaufoder in andererWeiseer¬
ledigtenLandesämternvorgenommen,die Landkasten-und
Landesklöster-Rechnnngenrevidirt und sonstigezur Admi¬
nistrationder LandesklöstergehörigeAngelegenheitenerledigt,
undBeschlüsseüberdie sogenanntenLandesanlagengefaßt.

4. Der Engere Ausschuß. AußerhalbLandtages
wird die gesammteRitter- und LandschaftdurchdenEngern
Ausschußvertreten,welcherzuRostockseinenSitz hat. Der¬
selbeward durchVollmachtder Ritter- undLandschaftvom
Datum Sternbergden 27. Juni 1620 eingesetzt.Da bei
der im Jahre1621 vomLandeübernommenenSchuld von
einerMillion zur Besorgungder hierauserwachsendenGe¬
schäfteein solcherAusschußgleichfallserforderlichwar, man¬
chenMitgliedern desdamalsnochbestehendengrößerenAus¬
schussescs aber beschwerlichwar, für längereZeit vom
Hauseabwesendzu sein,soward im Jahre1622außerdem
großenAusschüsseein aus achtPersonenbestehenderkleiner
Ausschußconstituirt. Der im Jahre1633 zuerstunter dem
Namen „EngererAusschuß"erscheint.Derselbeward als
ein permanentes„die gesammteRitter- undLandschaftvor¬
stellendes"Collegiumin seinerjetzigenVerfassungdurchden
LandesgrundgesetzlichenErbvergleichlandesherrlichbestätigt.
Der EngereAusschußbestehtausneunPersonen:zweiLand¬
räthen, einemaus jedemHcrzogthum,drei ritterschaftlichcn
Deputirten, einemaus jedemKreise,einemDeputirtcn der
Stadt Rostockund einemDeputirten aus jeder der drei
Vorderstädke.Ritter- und LandschaftkannnachihremBe¬
lieben die Zahl der Mitglieder verstärken,jedochnur auf
ständischeKosten. Die Wahl der Mitglieder des Engern
Ausschussessoll aufLandtagenoderanderengemeinschaftlichen
Conventengeschehen.Die Landräthewerdenvon Rittcr-
uudLandschaftdesbetreffendenHerzogthums,die rittcrschaft-
lichcnDeputirtendurchdieRitterschaftihresKreises,sämmt-
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lich jedesmalauf drei Jahre gewählt. Der RostockcrDe¬
putate wird von demRath zu Rostockin der Personeines
Bürgermeistersbestellt.EineNeuwahlfindetnur statt,falls
der Deputirte aus seinemBürgermeisteramtausscheidet.
UeberdieWahl der landschaftlichenDeputirtenzumEngern
Ausschußund die Dauer ihrerFunctionensindzwischenden
Vorderstädtendes mecklenburgischenund wendischenKreises
und denübrigenLandstädtendieserKreiseunterdem1.April
1797 und 17. Juni 1846 Vergleichegeschlossen.Danach
sind nur die Mitglieder der vorderstädtischcnMagistrats-
collegienwählbar. Aus ihnenwählendie Städte entweder
denersten,oderwennsiedenselbenfür nicht qualificirt er¬
achten,denzweitenBürgermeister,undwennauchdiesemnach
ihrer Ansichtdazudie erforderlichenEigenschaftenabgehen
den Syndicus oderein anderesqualificirtesMitglied des
vorderstädtischenRarhscollegiumzumEngern-Ausschuß-De-
putirlcn. Die FunctiondauertsechsJahre,nachderenVer¬
lauf auf Verlangenauchnur Eines städtischenDeputirten
darüberabgestimmtwird, ob eineNeuwahlstattfindensolle.
Wird ein solcherAntrag nicht gestelltoderdurchStimmen¬
mehrheitabgelehnt,sogilt dasMandat desbisherigenDe¬
putirten als auf anderweitigesechsJahre verlängert.Aehn-
licheBestimmungenüberdieWahl desDeputirtenderVor¬
derstadtNeubrandenburgenthält der VergleichdieserStadt
mit denübrigenStädten stargardischenKreisesvom5. Ja¬
nuar 1791. Zu LandtagsversammlungensendendieVorder¬
städteaußerdemDeputirten,welcherMitglied desEngeren
Ausschussesist, nocheinenzweitenDeputirten, wozu der
zweiteBürgermeistererwähltzu werdenpflegt.

Der EngereAusschußrepräsentirtdieStände,so lange
diesenichtversammeltsind,in dendurchseineVollmachtihm
angewiesenenGrenzen.Er wachtüberdie ständischenRechte
und Interessen,vermittelt in der Zeit zwischendenLand¬
tagendenVerkehrzwischenLandesherrenund Ständen,be¬
reitet dieLandtagsverhandlungeuvor und führt die vondem
Landtageihm ertheiltenAufträgeaus. In dringlichenFällen
kauner landesherrlichenVerordnungen,welchedieZustim-
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mungvon Ritter-- und Landschaftbedürfen,dieseertheilen.
Doch entscheideter selbstüber dieDringlichkeit;auchsind
Geldbewilligungendavonausbeschieden.Unter der Aufsicht
und oberenLeitung des EngerenAusschussesstehtferner
diegemeinsameständischeKasse,der Landkasten zuRostock,
und dieVerwaltungdesritter- und landschaftlichenFinanz¬
wesens.Als „ritter- und landschaftlicheBediente"sinddem
EngerenAusschußbeigegcben:ein LandsyndicuS,der zuRo¬
stock,und ein LandsyndicuS,der zu Neubrandenburgseinen
Sitz hat, letztererinsbesonderefür die Angelegenheitendes
stargardischenKreises; ferner ein Landessccretärund ein
Landes-Archivarund -Bibliothekar; dann für die Kassen-
verwaltung: ein Landeseinnehmcr,ein Gegenschreiber,ein
Landkasten- Secretar, ein Revisor beimKataster,für jeden
der drei Kreiseein Landes-Executor;endlichein Landcs-
Pedcllund zwei Landes-Copiisten.Die Syndici und der
Landessccretärfungircnauchauf Landtagenundsonstigenall¬
gemeinenständischenVersammlungen.

Die Vota in gemeinsamenAngelegenheitenwerdendurch
Stimmenmehrheitaller Mitglieder desEngerenAusschusses
gefaßt,wennnicht,wasauchhiergeschehenkaun,eineitio in
partes beliebtwird. HandelteS sichum eine rein ritter-
schaftlicheAngelegenheit,so nehmenan der Beschlußfassung
und Ausfertigungnur die beidenLandrätheund die drei
rittcrschaftlichcnDepntirten Theil. Hieraus hat sichder
Sprachgebrauchentwickelt,daßmandieGesammtheitdieser
Mitglieder des EngerenAusschussesals den Engeren
Ausschuß der Ritterschaft bezeichnet.Bei demselben
ist ein besondererritterschaftlicherSyndicusangestellt,dessen
Dienstegleichfallsauf Landtagenzur Verwendungkommen.

Die UnterzeichnungdesEngerenAusschussesist: Land¬
räthe und Deputirte-der HerzogthümerMecklenburgzum
EngerenAusschuß.Die Eingabenan den Landesherrnin
gemeinsamenAngelegenheitenwerdenvon dem Vorsitzenden
Landrath,in AbwesenheitbeiderLandräthcvon demältesten
ritterschaftlichenDcputirtcn und von dem erstenstädtischen
Depntirtenunterschrieben;betreffendieselbennur ritterschaft-
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licheAngelegenheiten,so unterschreibtder VorsitzendeLand¬
rath undeinritterschastlicherDeputirter. Für Ausfertigungen
ist demEngerenAusschußein Siegel für die gemeinsamen
und einanderesfür die rittcrschaftlichenAngelegenheitenver¬
liehen,mit der Erlaubniß,für die Abdrückesichdesrothen
Wachseszu bedienen.

5. Eonvocationstage, Dcputatio nstag e, Eon-
vcnle. Eon Vocativ nstagc unterscheidensichdadurch
von denaußerordentlichenLandtagen,daßsieVersammlungen
der Stände lediglicheinesder beidenLandcsthcilesind, zu
welchennur derbetreffendeLandesherrberuft, um über die
SonderangelcgenhcitenseinesLandesthcilesmit ihnenzu ver¬
handeln. Da dergleichenAngelegenheitenauchauf denall¬
gemeinenLandtagenund,was Mecklenburg- Strelitz betrifft,
auchans demgewöhnlichenConventder Ritter - undLand¬
schaftstargardischenKreisesverhandeltwerdenkönnen,so
kommendergleichenConvocationstagenur in besonderseiligen
und wichtigenFällen vor. Der letzteConvocationstagin
Mecklenburg-Schwerinward im Juni 1843 wegenderHam¬
burg-BerlinerEisenbahngehalten.

Deputationstage sind solcheZusammenkünfte,zu
welchennur ständischeDcpntirlc berufenwerden. Sie
werdenentwedervon einemoder von beidenLandesherren
berufen,je nachdemder Verhandlungsgegenstandsichnur
auf deneinenoderauf beideLandestheilebezieht.Die De-
putirtenwerdenin der Regelauf einerallgemeinenLandes¬
versammlungnachStändenundHerzogthümcrnoderKreisen
erwähltundvon derGesammtheitoderdemeinzelnenStande
mit Instructionenversehen.Ihre Vollmacht räumt ihnen
meistensnur ein vorläufigesVotum ein, indemdie Ent¬
scheidungdemLandtagevorbehaltenbleibt. Landesherrliche
Commissarientretenmit diesenDeputaten in mündlichen
Verkehr. Der ständischeSprachgebrauchbezeichnetdieseVer¬
handlungenals „commissarisch-dcputalische."

Deputirte könnenauchzu demZweckevon denStän¬
den erwählt werden,um ohne landesherrlicheMitwirkung
als ständischeCommissiongewisseGegenständezu bearbeiten

Thl. III. 2
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und für die Verhandlungauf demLandtagevorzubereiten.
Eine solcheCommissionbestandim Jahre 1852 für die
Steuerreform-Angelegenheit.

Die nicht durchdie Laudesherrschaftveranlaßtenund
ausgeschriebenenständischenZusammenkünftewerdenCon¬
vente genannt. Sie sind theils allgemeine— Laudes-
convcnte — theils besondere,und zwar letzteresentweder
in Bezugauf dieStände— rittcrschaftliche,städtischeCon¬
vente— oderin Bezugauf die Kreis- und Aemter- Ein-
thcilung— rittcrschaftliche,städtischeKrcisconvente,rittcr¬
schaftlicheAmtsconvente—. Sic werdenlhcilwcisedurch
Deputirte, theilwcisedurch das Plenum der betreffenden
Landständegebildet. Ein Conventder letzterenArt, wenn
er die GesammtheitderStändeumfaßt,wird einconventus
omnium et singulorum genannt. Tic Landes- und die
ritterschaftlichcnConventewerdenvon demEngerenAusschuß
oderdenLandräthcn,die städtischenConventevon denDor-
dcrstädtcuberufen. Einer Genehmigungdes Landesherr»
bedarf es dazunicht, sondernlediglicheiner einfachenAn¬
zeige der ausgeschriebenenZusammenkunftnachZeit und
Ort.

Regelmäßigwerdenin jedemJahre zwei Land es¬
conv ent e vom EngerenAusschußnachRostockberufen:
derFrühlingsconvent,imMai oderJunius, undderHerbst-
oderAntecomitial-Convent, vier Wochenvor Beginn des
Landtags.Zu diesenConventenberuftder EngereAusschuß
durchAusschreibenan die ritterschaftlichcnAemter und die
Städte mecklenburgischenundwendischenKreises,und an die
RitterschaftstargardischcnKreises. Der Conventbestehtaus
denMitgliedern desLandtagsdircctoriumund desEngeren
Ausschusses,ans je einemDcpulirtcu der ritterschaftlichcn
AemtermecklenburgischenundwendischenKreises,einemTe-
pulirten derRitterschaftstargardischcnKreises,undje einem
Dcputirtcn der Landschaftmecklenburgischenund wendischen
Kreises. Ter Frühlingsconventhat denZweck,daßer von
demEngerenAusschußüber dieAusrichtungder ihm vom
letztenLandtagegemachtenAufträgeBericht empfängt;auf
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demAntecomitialconventkommendie für dennächstenLand¬tag angemeldetenAnträgeznr Vorlage.
Kreisconvente der Ritter- undLandschaftkommennur im stargardischenKreisevor. Der Ort ihrerZusammen¬kunft ist Neubrandenburg.
Die Ritterschaftdes mecklenburgischenund wendischen

Kreiseshält Amtsconvente, zu welchensichdie Einge¬sessenendesrittcrschaftlichcuAmts, auf BerufungdesAmlS-deputirtcn, versammeln.Die ritterschafllichenAemtersind,im mecklenburgischenKreise: Bukow, Crivitz, Gadcbusch,
Grabow, Grcvismühlen, Lübz, Mecklenburg,Neustadt,
Schwerin, Sternbcrg, Wittenburg; im wendischenKreise:Boizenburg,Gnoicn,Goldberg,Güstrow,Neukalen,Plan,Ribnitz, Schwan,Stavenhageu,Wredenhagen.Auch dieRitterschaftdesstargardischenKreisestheilt sichin Aemter.Diesesind: Fürstenberg,Stargard undStrelitz. DochsinddieEingesessenendieserAemter,von demdasAmt Stargardden bei weitemüberwiegendenTheil aller ritterschafllichen
Güter desstargardischenKreisesbefaßt,nichtzu besonderenVereinenorganisirtund dieRitterschaftversammeltsichda¬her hier nicht nachAemtern, sondernnur auf Kreistagen.Die Amtsdcputirtenwerdenauf den AmtsconventendurchStimmenmehrheitgewählt,habendieLeitungderAngelegen¬heitendes ritterschaftlichenAmts und vertretendasselbeaufLandcsconvcntcn,ausGrund von Instructionen,welchederAmtsconventertheilt. Für dieGeschäftsführungbat jedesAmt einen„Einnehmer,"welcherin derStadt, woderAmts-convcntsichversammelt,seinenWohnsitzhat.

Zur Verhandlungüber die Angelegenheitender land-städtischenBrandversicherungs-Gesellschaftversammelnsichdie DeputirtenderStädte aller dreiKreiseregelmäßigzwei¬mal im Jahre. Außer diesensogenanntenBrandcon-venten findennochlandschaftliche Convente derDc-pulirtcu der Städte des mecklenburgischenund wendischenKreises(gemeinsam)undbesondereConventederDeputirtender Städte des stargardischenKreisesstatt. Jene werdenvon denVorderstädtenParchimundGüstrow,diesevon der
2*
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VorderstadtNeubrandenburgausgeschrieben.Jede Stadt
kann auf diesenConventendurchso viele Deputirle sich
vertretenlassen,als ihr beliebt, ohnejedochdadurchmehr
als eineStimme zu führen. Indessenwird in der Regel
nur der Bürgermeisterabgeordnet.Gegenständeder Ver¬
handlung sind die besonderenstädtischenAngelegenheiten,
namentlichauchdie Instruction der landschaftlichenDcpu-
tirten zu denLandesconventen.

6. Verhältniß der Stände zur Staatsge¬
walt. Vermögeder Rechteund Privilegien, welchedurch
landesherrlicheReverseund durchVerträgemit derLandcs-
herrschaftdenStändenzugesprochensind,habendieselbenden
ausgedehntestenEinfluß sowohlauf die Gesetzgebungals auf
die Verwaltung. In Ansehungder Besteuerung steht
chnendas Rechtder Bewilligungzu, sowohl̂vaSdieHöhe
als was denModus der Steuer betrifft. Selbst für die
ein für allemal vertragsmäßigfestgestelltenSteuern ist die
jährlicheWiederholungder landesherrlichenForderungund
der ständischenBewilligungals Form beibehalten.Auchist
Ritter- undLandschaftzurZahlungder ein für allemalver¬
einbartenSteuern nur so lauge verbunden,„als dieselben
und ihre Hintersassenbei denIhrigen ruhig wohnenund
desselbenzu ihrem Unterhalt undBehuf genießenkönnen."
Bei VerordnungenundGesetzen,welchedas ganzeLandmit
EinschlußderRitter- undLandschaftangehen,wird einUnter¬
schiedgemachtzwischensolchen,welchedie wohlerworbenen
RechteundBefugnisseder Ritter- undLandschaftoderdes
einendieserbeidenStande betreffen,und solchen,„welche
gleichgültig,jedochzur Wohlfahrt und zum Vortheil des
ganzenLandesabsichtlichund diensamsind." Die ersteren
sindvonderausdrücklichenZustimmungderStändeabhängig
und derLandesherrdarf in Dingen, welchedieRechteund
Privilegien der Stände berühren, „ohne vorhergegangene
öffentlicheAnträge und Bcrathschlagungenans allgemeinen
Landtagen"und ohneEinwilligung der Stände keineRcu-
ernngeneinführen. Bei den„gleichgültigen,"d. i. die stän¬
dischenGerechtsamenichtberührendenSachen,seiencs nun
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Justiz-, Polizei-, Kirchen- oder sonstigeSachen, sollen,
wenneineallgemeineLandesvcrordnungzu erlassenist, die
Stände auf öffentlichenallgemeinenLandtagenoder, wann
Gefahr im Verzügeist, die Landrätheundder ganzeEngere
Ausschußdarüber„mit ihren rathsamenBedenkenundEr¬
achten" vernommenwerden, und der Landesherrist ver¬
pflichtet, auf die eingegangenenErinnerungen„alle billig¬
mäßigelandcövätcrlicheAufmerksamkeit"zuwendenund „im
Werkespüren" zu lassen,auchvor ErstattungdesBeden¬
kensbinneneinerzu gewährendengenügendenFrist mit der
Publication der Verordnung nicht vorzuschrcitcn.Völlig
unbeschränktdagegenist der Landesherrin der Gesetzgebung
wie in der Besteuerung,soweit beidesnur dasDomanium
angeht.

Um sichin ihrenBeschlüssenmöglichstunabhängigvom
landesherrlichenEinflüssezu erhalten,habendie Ständedie
sogenannten„aulici-, d. h. diejenigenPersonenaus ihrer
Mitte, welchein landesherrlichenDienstenstehen,in der
Ausübungihrer landstandschaftlichenRechtewesentlichbe¬
schränkt.In demnachlangenStreitigkeitenam 24.Oct.
1789 von denStändenmit den „aulicis“ abgeschlossenen
Vergleichverzichtetendie letzterenauf dieWahl zu ständischen
Aemternund auf die Theilnahmean Beschlüssenin Sachen
desunmittelbarenlandesherrlichenInteresses.

In Bezugauf die Verwaltung habendie Stände
nicht blos einenhohenGrad von Unabhängigkeitin ihren
eigenenAngelegenheiten— sohinsichtlichdesLandkastensund
sonstigerrein ständischerKassen,der Landesklösterrc. •—,
sondernsiegreifenauchmannichfachdurchUebungvonCon¬
trole und durchTheilnahmean derConstituirnngvon Be¬
hördenin dieallgemeineLandesverwaltungein. Die Stande
besetzen,vermögedesihnen zuständigenPräsentationsrechts,
gewisseStellen an denLandesgcrichtcn:amOber-Appella¬
tions-GerichtebesetztdieRitterschafteineStelle, dieLand¬
schafteineStelle und beideStände altcrnirendeine dritte
Stelle; an dendreiJustizcanzleicnin Mecklenburg-Schwerin
stehtder Ritter- und Landschaftdes mecklenburgischenund
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wendischenKreisesdie Besetzungvon drei Stellen zu, und
am Criminal- Collegiumbesetztjeder Stand für sicheine
Stelle. Die Stände sind auchin den Commissionenzur
VisitationdesOber-Appellations-GerichtsunddesCriminal^
Collegiums,in der ersterendurchvier, in der letzterendurch
zweiMitglieder vertreten. Rücksichtlichder sonstigenVer-
waltungszwcigehabensie durchBestellungvon Deputirten
eineMitwirkung: bei der Reluitionskasseund der jetztmit
derselbenverbundenenSchuldentilgungskasse,bei welcherer¬
sterenzweiLandrätheals ständischeMitgliederderCommis¬
sionfungiren,in derCommissionzurVisitationder Landes-
Reccptur-Kasse,in denMilitärdistrictsbehörden,in der diri-
girendenCommissiondesLandarbeitshauses,bei denWege¬
besichtigungsbehörden,beiderCommissionfür dieEntwässerung
der Ländereien,bei Expropriations-Commissionen,Kirchen-
visitationS-Commissionen,Marschcommissariaten(bei Durch¬
märschenfremderTruppen)rc. In der Niedergerichtsbarkeit
und der Localpolizcihabensic als Patrimonialgerichts-und
Polizei-HerreneinenweitreichendenEinfluß.

Zum Schutzder Landesverfassungund der durchsie
begründetenständischenRechteundPrivilegiendientdas den
StündenbeiwohnendeRechtder Vertretung, vermögedessen
sic theils ■—in Fällen von Justizverweigernug— dieEr¬
öffnungdesRechtswegeserzwingen,theils•—in Fällen von
Verletzungeines ständischenRechts— für sichselbstdie
Beschreitungdes Rechtswegesgegenden Landesherrn,in
Vertretung des einzelnenVerletzten,unternehmenkönnen.
Ob diesesVertretungsrechtauchauf landesherrlicheCivil-
undMilitärbeamtcund auf Domanialinsassenanwendbarsei,
ist streitig. Das Gericht und das Verfahren in einem
Rechtsstreitder Stände gegendie Landesherrschaftwegen
VerletzungeinesständischenRechts,welchendie ersterenin
eigenerSacheoder in VertretungeineseinzelnenVerletzten
unternehmen,wird durchdiePatent-Verordnungvom28.Nov,
1817 bestimmt,welchevon der deutschenBundesversamm¬
lung in densieangehendenPunktengenehmigtundbestätigt
wordenist. Der § 1 dieserVerordnunglautet: „Sollte
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zwischenUns undUnserengetreuenLandständen,sei es die
ZesammleRitter- und Landschaft,odermit einervon beiden
allein. entwederunmittelbaroderbei einerihnenlandesver-
fassnngsmäßigzustehendenVertretungüberLandesverfassung,
Landes-Grundgesetze,sonstigeöffentlicheVerträge,die Aus¬
legung und Anwendungderselben,so wie überhauptbei
Ausübungder landesherrlichenGewalt, eineVerschiedenheit
der Ansichtenentstehenund ein streitigerFall sichergeben:
so soll zwarnachwie vor derWeg der Beseitigungdurch
unmittelbaregütlicheUnterhandlungenaufrichtig,redlichund
ernstlichversucht,im Entstehungsfalleaberund sobaldUnsere
Landständedarauf antragenwerden, der Gegenstandauf
compromissarischcmWege zur rechtlichenEntscheidungge¬
brachtwerden."

In Betreff dereigenthümlichenStellung,welcheRostock
gegenüberder Staatsgewaltund denMilständeneinnimmt,
mögehier nur hervorgehobenwerden,daß dieseCommune
verschiedeneHohcitSrcchtebesitzt,nämlich: 1) das Münz¬
recht, vonwelchemsie nochjetzt durchPrägungkupferner
ScheidemünzeGebrauchmacht;2) dasRechtderBegnadigung
und der Strafmilderunghinsichtlichaller über ihre Ange¬
hörigenerkanntenCriminalstrafcnmit alleinigerAusnahme
der Todesstrafeund der lebenslänglichenZuchthausstrafe;
3) dasRechtderVolljährigkeitscrtheilung.

7. Die Ritterschaft und der eingeborene
Adel. Innerhalb der Ritterschafthat sichim Laufe des
vorigenJahrhundertseinUnterschiedzwischenvollberechtigten
und minderberechtigtenMitgliedern factischherausgebildet,
welcherzu wiederholtenMalenGegenstandlebhaftenStreites
auf Landtagengewordenist. Der Streit betrifft, außer
einigenwenigerbedeutendenPunkten,wie der Berechtigung
zumTragenderritterschaftlichenUniform, hauptsächlichdie
Theilnahmean derVerwaltungunddenBeneficiender drei
Landesklöster,Dobbertin,MalchowundRibnitz, welcheim
Jahre1572 denStändengegenUebernahmelandesherrlicher
Schulden,mit derBestimmungüberwiesenwurden,„daßsie
zu christlicherehrbarerAuserziehungder inländischenJung-
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frnueti, so sichdarin zu begebenLusthätten,angewandtund
gebrauchtwerden"sollten.WährenddieLandschaftmit einem
geringfügigenTheil der Klosterbeneficiensichabfindenließ,
vindicirle sichein sichabschließenderKreis von adeligenFa¬
milien innerhalbder Ritterschaftund über derenGrenzen
hinausgreifendein ausschließlichesRechtauf dieKlösterund
in Verbindungdamit dasRecht,andereadeligeFamilienin
seineMitte zu recipirenund siedadurchgleicherPrivilegien
theilhaftigzu machen.DurchdieAbschlicßungdiesesKreises,
welcherdenNamendes „eingebornenAdels" sichbeilegte,
erhielt der Begriff der Ritterschafteinentheilweiseverän¬
dertenInhalt und in die altenständischenRechteschobsich
ein iheilweiseverändertesRechtssubjcctein. lim dieseVer¬
änderungrichtig aufzufassen,bedarfes einesRückblicksauf
die ältereGestaltdermecklenburgischenRitterschaft.

Im Mittelalter führte dieGesammtheitder landsässigen
Vasallenden Namen„Mannen" oder„Mannschaft." Als
das Institut des Ritterordensim dreizehntenJahrhundert
sichauchnachMecklenburgverpflanzte,nahmenvieledieser
„Mannen" die Rilterwürde an. Diese verlieh ihnenaber
keinneuesständischesRechtnochbildetesiedie Bedingung
der Zugehörigkeitzur Mannschaft. Nachwie vor konnte
jederfreieMann, auchwenner nichtRitter odervonRitter¬
art war, ein Lehnguteigenthümlicherwerbenund trat damit
in alle Rechtewie PflichtendesLehnsmannsein. Hatte er
persönlicheGründe, Befreiung vom Kriegsdienstbei dem
Lehnsherrnnachzusuchen,sokonnteer dieselbezwarerlangen
und war dannnatürlichvon derTheilnahmean denMu-
sterungstagenausgeschlossen.Aber gezwungen,jeneBefrei¬
ung nachzusuchenwar er durchdie fehlendeEigenschaftder
Rilterbürtigkcit nicht. Der „Mann" übte sein politisches
Rechtunabhängigvon RilterwürdeundRittcrbürtigkcit;der
Ritter als solcherwar ohnepolitischesRecht.

NachdemErlöschendesRitterordens, in der zweiten
Hälfte desfünfzehntenJahrhunderts,kamenals Bezeichnung
der „Mannschaft"dieNamen„Adel" oder„Ritterschaft"in
Gebrauch,hergenommenvondemllmstandc,daßdie„Mannen"
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zu einem großenTheile ritterlichen Geschlechtswaren.
In der zweitenHälfte des sechszehntenJahrhundertsward
der alte Name durch dieseneuenvollständigverdrängt.
Damit hattesichjedochnur der Name, nicht dasRechts¬
verhältnißgeändert.Der Besitzund die Lebensweisewar
das entscheidendeMerkmaldesAdels,nichtdieRitterbürtig-
keit. Wer einenmit LandstandschaftverbundenenGrundbesitz
erwarb,ward als BegründereinesadeligenGeschlechtsdem
Adel beigezähltund nahman dempolitischenRechtdernun¬
mehr „Adel" oder„Ritterschaft" genannten„Mannschaft"
vollenAntheil. Der landsässigeAdel hatte demnach,ganz
nachAnalogieder „Geschlechter"in denSeestädtenRostock
und Wismar, einenfließendenBestand. Wie das städtische
Patricial auf denVermögensverhällnissenund der Art des
Erwerbesruheteundmit demWechseldieserGrundlagealte
Geschlechterverschwandenund neuehervortraten,so hatte
für das Land die Angesessenheitund die damit verbundene
AbkehrvonbürgerlichemBetriebundErwerbdieBedeutung,
daßsieals MerkmaladeligenStandesgalt. Währenddes
sechszehntenJahrhundertsfand eineUnterscheidungadeliger
und bürgerlicherGutsbesitzerin demspäterenSinne noch
nichtstatt, unddie Bemühung,z. B. unter denUnterschrif¬
ten derUnion vom Jahre 1523 nachnichtadeligenNamen
zu suchen,hat daherkeinenSinn.

Allerdingsgabes auchschonim sechszehntenJahrhun¬
dert bürgerlicheGutsbesitzer,aber in einer ganzanderen
Bedeutungals in der,welcheauf denGeburlsstandreflectirt.
Es gabnämlichdamals,wie schondurchdas ganzeMittel-
alter, Bürger, welcheohneihr Bürgerrechtaufzugebenund
bürgerlichemErwerbzu entsagen,sichim Besitzvon Land¬
gütern befanden.So langediesegutsbesitzendenBürger in
der Stellung von Bürgern verbliebenund bürgerlicherGe-
werbthätigkeitnachgingen,wurdensie nicht zur Mannschaft
— oderspäterzumAdel— gerechnetund zu derAusübung
politischerRechteder Ritterschaftnichtzugelassen;aberdies
hatte nicht in ihrem Geburtsstande,sonderndarin seinen
Grund, daßsiewesentlichBürger bliebenund daherunge-
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eigneterschienen,an der Vertretung ritterschaftlicherIn¬
teressensichzu betheitigen.Die Güter desRostückerDi-
strietö büßtenebendarüber,daß sie sichmeistensin den
HändenRostockerBürger befanden,ganz ihre politische
Selbstständigkeitein und geriethenunter dieVormundschaft
der Stadt Rostock.

Allmälig aber sondertesich der Adel zu einemge¬
schlossenenGeburtsstandeab, in welchenneueMitgliedernun
nichtmehrdurchdie bloßeLandsässigkeit,sondernnur noch
mittelst kaiserlicherVerleihung einesAdelsbriefesEintritt
findenkonnten. Im Zusammenhangemit dieserVerselbst¬
ständigungdesAdelsals Geburtsstandestritt im siebzehn¬
ten Jahrhundertinnerhalbder RitterschaftdieAnsichtauf,
daßder Adel als ererbteroder durchkaiserlicheVerleihung
erworbenerGeburtsstandzurAusübungderpolitischenRechte,
welchesichandenGrundbesitzknüpften,erforderlichsei. Man
hielt zwar dieWörter „Adel" und „Ritterschaft"auchjetzt
nochin demälterenSinne fest, wonachsie die Gesammt¬
heit der Besitzervon Rittergüternbezeichneten;man fing
aberzugleichan, beideWörter danebenauchin einemengeren
Sinne zu gebrauchen,wonachder adeligeGeburtsstandeine
wesentlicheBedingungder Zugehörigkeitzum „Adel" und
zur „Ritterschaft"war. Der Gegensatzvon adeligen und
bürgerlichen Gutsbesitzern,welcherfrüher von der ver¬
schiedenenLebensstellungentnommenwar, hattesichdamit in
einenGegensatzdesadeligenundbürgerlichenGeburtsstandes
verwandelt.DieseScheidungkündigtesichäußerlichauchda¬
durchan, daßdieadeligenGutsbesitzerdas von, welches
ursprünglichkeineswegeöallenadeligenNamenzukam,sondern
nur denvon demBesitzeeinesbestimmtenGutes entlehnten,
undwelchesselbstbeidiesenmeistenswiederweggefallenwar,
jetzt als Merkmal desAdels hervorsuchlenund daß dieses
von selbstbei solchenNamenzur Anwendungkam, bei
welchenes, wie bei denNamenHahn, Müller re., einen
Gutsbesitznicht anzeigt. Seit demEnde des siebzehnten
Jahrhundertstrat in einzelnenSchriftstückender Sprach¬
gebrauchauf, daßmandenAusdrücken„Adel" und„Ritter-
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schüft" nochein zweitesWort hinzufügte,um die Guts¬
besitzerbürgerlichenGeburtsstandeszu bezeichnen.So wur¬
den die Formeln „Ritterschaft und andereEingesessene,"
„Adel undLandbegüterte,"„Ritter undübrigeLandbegüterte"
unterUmständengebraucht,wo eineDeutung des zweiten
Ausdrucksauf andereals bürgerlicheMitglieder der Ritter¬
schaftnicht zulässigist. Diese letzteren,derencs im sieb¬
zehntenJahrhundertnur wenigeundnochim Jahre 1703
nichtmehrals 30 gab,hattemanschonseitdenZeitendes
dreißigjährigenKrieges zwar nicht geradezuausgedrängt,
aberdochin der Ausübungihrer Rechtezu beschränkenge¬
sucht. Die hieraus entspringendenReibungenbestimmten
im Jahre 1633 den bürgerlichenLehensmannAndreas
Hundt, denLandesherrnum Dispensationvom Landtage
und von ritterschaftlichenVersammlungenzu bitten. Er
erlangtedieseDispensation,hatte aberauchnochspäterso
vieleWiderwärtigkeitenzuerdulden,daßer in einemSchreiben
vom 8. Mai 1637 seinenEntschlußerklärt, seinGut auf¬
zugeben,da „derAdelstand"ihn „nichtmehrgedulden"könne.
In einervon demEngerenAusschüsseabgefaßten„Listederer
von der Ritterschaft,so den21. Juni 1718zu Sternberg
sicheingefundeu,"welcheeiner Appellationsschriftan den
Kaiserals Anlagebeigefügtwar, werdenerwähnt: „creati
novi hominesvel etiam ign obiles, so zwar ihreGra-
vaminaanbringen,aberaufmLandtagenichtvotirenkönnen."
Im Jahre 1734 ward sogarein bürgerlicherGutsbesitzer,
der TuchhändlerSchröder zu Rostock,Besitzervon Gr.
Nienhagen,der freilichzugleichRostockerBürger war und
als solcherauchschonnachältererAuffassungseinlandstand-
schaftlichesRechtnicht ausübenkonnte,aus der Landlags¬
versammlungweggewiesen,wie man aus folgenderStelle
einesSchreibensdesLandrathsv.Negendanckv.D. Zicrow
14.Juni 1735 ersieht:„Wer nichtnobilis ist, der hat kein
votum und sessiouemunteruns, wennerauchzehnadelige
Sitze bewohnet;e. g. der WaudschneiderSchröder zu
Rostock,demim AmteBukowdasGut Alte» (Gr.)-Nien¬
hagengehört, wurdeauf letztemLandtagedurchdenLand-
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marschallersucht,sichunsererConventezu enthalten,bis
man ihn fordere. Ratio: weil er nicht zu der Ritterschaft
gehörete." Die übrigen bürgerlichenGutsbesitzerscheinen
währendjener Zeit bis zumErbvcrgleichdurchfreiwillige
Enthaltungdie AnwendungdesgleichenGrundsatzesaussie
vermiedenzu haben. Sie erhieltenindessennichtblos fort¬
währenddie aus jedesGut gesandtenEiubcrufungsschrciben
zumLandtage,sondernes bethciligtensichauchneunzehnder¬
selbendurch ihre Unterschriftan dem Erbvergleichvom
18. April 1755.

Der exclusiveGeist, welcherdenUnterschiedzwischen
Adel undRichtadclin dieRitterschafteinführte,brachteauch
einenUnterschiedzwischenaltem und neuem Adel her¬
vor. RachdemdreißigjährigenKriegewar einenichtunbe¬
deutendeMenge von Gütern in die HändefremderEin¬
wanderer,meistensfrühererOffiziere,gekommen,welchezum
Theil adeligenStandeswaren, zumTheil aber auchwohl
nur vorgabencö zu fein oder als Offiziere ein Rechtzu
habenglaubten,sich denAdel zu vindiciren. Im Lande
fremd,mit mecklenburgischenVerhältnissenunbekannt,zu den
alten einheimischenAdelSfamilicnerstnachundnachin nähere
Beziehungentretend, standensiceinemStamm von Mit¬
gliedernderRitterschaftgegenüber,diemit ständischenAn¬
gelegenheitenvertraut, im Besitz ihrer Leitung und sehr
weniggeneigtwaren,ihreMachtund ihr Rechtmit Solchen
zu theilen, derenInteressenmit den ihrigen erst allmälig
zusammenwachsenkonnten.HierausentstandeineScheidung
zwischeneinheimischemund fremdemAdel, die sichimmer
mehrerweiterte.

Die GeschichtedieserScheidungsteht im engstenZu¬
sammenhangemit denVeränderungen,welcheseit demEnde
dessiebzehntenJahrhundertsmit denfür dieVerleihungvon
Stellen in denLandcsklöstcrnbefolgtenNormenvorgingen.
Nach der mittelalterlichenKlostcrvcrsassung,die auchnoch
nachder Reformationder Klösterund ihrer Ucbcrwcisung
an die Ltändc bei Bestandblieb,standdie Aufnahmeneuer
Mitglieder bei demConvent, in dessenNamendie Priorin
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(Aebtissin)diesesRechtübte. Zu der „von Alters her ge¬
wöhnlichenAdministration,"beiwelcherdie Klöstererhalten
und geschütztwerdensollten,gehörteauchdie Verfügungder
DominaüberdieAufnahmeneuerConventualinnen,undnoch
die revidirteKirchenordnungvon1602redetvondiesemRechte
derDominaals voneinersichvon selbstverstehendenSache.
Erst die Klostcrordnungvon 1610 entzogderselbendieses
Rechtundübertrugcs auf die Provisoren.

So langedie VerleihungerledigterKlostcrstellcnbei
denProvisorenstand,undvonKeinemals Rechtbeansprucht,
sondernnur als Gunst erbetenwerdenkonnte,fehltecs an
Veranlassung,die einfachenBestimmnngender Rcvcrsalcn
von 1572 in Betreff der Rcceptionsfähigkeitzu erläutern
oderzu verändern.Die Verleihungpflegteerstnacheinge¬
tretenerErledigungeinerStelle zu geschehen,und da der
Stellen nichtvielewaren■—im Jahre1669nur 30 in allen
drei Klösternzusammen—, sobewegtesichdie Aufnahmein
die Klösterbegreiflichinnerhalbdes kleinenKreisesritter-
schaftlicherFamilien, welcheum die, damalsauf Lebenszeit
erwähltenProvisorengruppirt waren.Der soherbeigeführte
olignrchischcEinflußauf dieBesetzungderKlostcrstellcnward
allmälig in derRitterschaftselbstals einUebclstandempfun¬
den,undsokames, daßdie Landtageanfingen,theils die
Verleihungvon Klosterstcllcnselbstzu übernehmen,theils
die Besugiiißder Provisorenin dieserBeziehungdurchAuf¬
stellungbestimmterGrundsätzeim Interesseder Gesammt¬
heit zu regeln. Im Jahre 1669 trat ein Versuchhervor,
eineGleichheitzwischender Ritterschaftdes Herzogthums
Schwerinund der desHcrzogthumsGüstrowherbeizuführen.
Auf einemLandtagezu Schwan wardam 12.März 1689,
um dieProvisoren,welcheangefangenhatten, Exspectanzen
zu ertheilen,darin an einegewisseSchrankezu binden,der
Beschlußgefaßt,daßzur Zeit nur an zweiJungfraueneine
Exspectanzertheilt werdensollteunderst, wenn dieseins
Klostereingetretenseien,wiederuman zwei. Da derZweck,
dieGesammtheitgegendieBevorzugungEinzelnerzuschützen,
wie sichbaldzeigte,ansdiesemWegenichtzu erreichenwar,
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soschlugman fünf Jahre spätereinenganzentgegengesetzten
ein. Auf demLandtagezu Schwan nämlich,am9. Sept.
1694, ward beschlossen,daß „den Provisorenfreigelassen
werdensolle, ohneReflexionauf einengewissenNumcrnm,
so viel wie sie wollen und Einheimischevon Extraction
es verlangenanzunehmen,jedochmit derModeration, daß
alleFamiliencsgenießenunddieGleichheitzwischenGüstrow
und Schwerin bei Concurrenzder Competentinncnobser-
virt" werde.
. Der wesentlicheUnterschieddieser neuenEinrichtung

von der bisherigenbestanddarin, daßhiemit einemgewissen
Kreise ritterschaftlicherFamilien das Rechtzuerkanntwar,
die Ertheilung der Exspectanzund demnächstigeAufnahme
ins Klosterfür ihre Töchterzu fordern, daß also dieBe¬
setzungder Stellen jetztaufhörte,eineSachedesBeliebens
und der Gunst zu sein. Als der Kreis der Berechtigten
werdendie „Einheimischenvon Extraction" genannt. Das
Wort „Einheimische"ist hier offenbarmit Bezugans die
reversalmäßigeBestimmungderKlösterfür „inländischeJung¬
frauen" gewählt, und derZusatzenthält die etwas dunkel
ausgedrückteErläuterung, daß dabeinur an ein Rechtvon
Rittern adeligenGeburtsstandesgedachtwerdenkönne.Die
hier aufgestellteBedingungderKlosterberechtigungfandman,
wie schonfrüher, nachAusweis einesFalles mit einem
Fräulein v. Lüttichau, so auchjetztnochlängereZeit hin¬
durchdadurcherfüllt, daß zur Zeit derGeburt der Com-
petcntinderVater mit einemritterschaftlichenGut im Lande
angesessenund daß er adeligenStandeswar. Dies lehren
die Fälle, wo dieQualification zuerstzur Erörterungkam:
der Fall mit demv. Wickede auf Tolzicn im Jahre1702,
mit demOberst v. Heine auf Göttin im Jahre1705 und
mit Ulrichv. Vopersnow im Jahre1711. WenigeJahre
darauf abertrat schondie Ansichtauf, daß das Rechtan
denKlösternausschließlichdenFamilien des alten meck¬
lenburgischenAdels zukomme.DieseAuffassung,welcheseit¬
demdie Praxis normirle, weichtin doppelterHinsichtvon
demnochkurzvorherbefolgtenGrundsatzab: erstensdarin,
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daßsiedemadeligenStandeimAllgemeinendenbesonderen
Stand desmecklenburgischenAdelssubstituirt,undzweitens
darin, daßsiedasErfordernißdesrilterschaftlichcnStandes
desVaters derEinzuschreibendenaufgibt und dieJnscrip-
tionsfähigkeitlediglichan dieFamilie knüpft. Zuerst tritt
dieserveränderteGrundsatzin einemBeschlusseauf, welchen
dieRitterschaftausdemLandtagezuSternbergam15.Oct.
1714 faßte: daßzu Jnscriptioncnin die Kloster adeliger
einheimischerStand erforderlichseiund entgegenstehendeJn-
scriptionengestrichenwerdensollten.Auf demLandtagevom
25. Set. 1723wiederholtedieRitterschaftdenBeschlußvon
1714 und fügte die Erläuterunghinzu, daß keinFräulein
in die Klösteraufgenommenwerdensolle,derenVater nicht
vonaltemmecklenburgischenAdel undderenmütterlicheEltern
nichtwenigstensvomKaisergeadeltseien. Aucherklärtedie
Ritterschaftim Jahre 1727, daß die Klosterfähigkeitgar
etwasPersonellesund deninländischenFamilien, siemögen
im Landepossessionirtsein oder nicht, gleichsamAnkleben¬
dessei.

Währendsoder alte Adel denneuenvon denKlöstern
ausschloß,behandelteer ihn in Bezugauf sonstigeständische
Rechtedochmit mehr Rücksichtals den Richtadcl. Tein
Neuadeligenward auf sein AnsuchenSitz und Stimme in
denständischenVersammlungenbewilligtund er konnteauch
durcheineSummeGeldesdie Aufnahmein denaltenAdel
und damit die volleTheilnahmean dessenRechtenerkaufen.
Die erstenSpuren solcherReccptionengehenbis in den
Anfangdes achtzehntenJahrhundertsundwohl nochweiter
zurück,wie dies eineErklärungder Ritterschaftauf dem
Landesconventzu Rostockam 26.Nov. 1706beweist. Eine
bestimmteForm hattejedochdamalsdieRcceptionnochnicht,
sondernscheintin einerstillschweigendenZulassungzurTheil¬
nahmean denständischenRechtenbestandenzu haben,der
in ZweifclsfällcneinePrüfung desAdels voranging. Die
Absicht,Keinenzu denLandtagenzuzulassen,der nichtdem
eingeborenenAdel angehöreodervon derRitterschaftin das
Corps derselbenrecipirt sei, äußertesichzwarwährendder
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StreitigkeitendesHerzogsFriedrichWilhelmmit denStän¬
denin denzu Rehna undWedendorf entworfenenBer-
gleichstractatenvom7. Ort. 1706; siegediehjedochin diesem
Umfangenie zur Verwirklichungund beweistnur, wie hoch
diebeidenMänner,welchedamalsan derSpitzederRitter¬
schaftstanden,der hannoverscheMinister v. Bernstor ff
auf Wcdendorfund der dänischeMinister v. Plcssen auf
Hoikendorf,mit ihrenPlänensichverstiegen.

Der ersteFall einerförmlichenRcccptionkamim Jahre
1721 mit demGeh.Kammerrathv. staff er t auf steescn
vor. Um dieseZeit kamfür das Ganzeder Name „einge¬
boreneruns rccipirter Adel" in Gebrauch.

So hatte der zusammenhaltendeKreis der alleinhei¬
mischenadeligenEingesessenendieRitterschaftin drei Ab¬
theilungengespalten:den eingeborenenund recipirtenAdel,
dienichtrecipirten,aberunterBedingungenreceptionsfähigen
Adeligenund die nicht receptionsfähigenbürgerlichenMit¬
gliederder Ritterschaft. Die erstedieserKlassensah sich
allein als die eigentlicheRitterschaftan undrechnetediebei¬
denanderendazunur im weiterenSinne.

Der standesgrundgesctzlicheErbvcrgleichfanddieseUnter¬
schiedeals etwas Factischesvor, hatte aber keineVeran¬
lassungin dieRechtsfrageeinzugreifen.Er nimmt die Ver¬
hältnisse,wie er sie vorfindet, und ist weit entfernt, der
Verschiedenheitim Gebrauchder Ausdrücke„Ritterschaft"
und „Adel" durcheineDefinition ein Ziel zu setzen,bcthei-
ligt sichvielmehrselbstan dieserVerschiedenheitdesSprach¬
gebrauchs.Denn 1) werdenim Erbvcrgleichdie Ausdrücke
„Ritterschaft"und „Adel" als gleichbedeutendgebrauchtund
als Adjectiv zu beidengehörtdasWort „adelig." Durch
beideAusdrückewird theils das landständischeCorpus
der Rittergutsbesitzerbezeichnet,theils die Gesammtheitder
Rittergutsbesitzerals Einzelne,ohneallen Unterschieddes
Gcbnrtsstandcs(§ 12. 30. 32. 218. 304. 307. 367. 418.
419. 421. 426. 444.). Das Wort „Adel" hat aber2) im
ErbvcrgleichaucheinenanderenSinn als dasWort „Ritter¬
schaft," indemes dieGesammtheittheils der angesessenen,
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theils der angesessenenund nicht angesessenenPersonen
adeligenGeburtsstandesbezeichnet(Z 358. 361). Endlich
erwähnt 3) derErbvcrglcichan einer Stelle (§. 167) auchden „eingeborenenundrecipirtenAdel," indemer vorschreibt,
daßdiePräsentandenzu denLandrathsstcllenans den „im
LandeangesessenenPersonenvondemeingeborenenoderreci¬
pirten Adel" genommenwerdensollen,jedochohnedenBe¬
griff diesesAusdrucksgenauerzu bestimmen.

BegünstigtdurchdieTheilnahmlosigkeitder Landschaft
und dieNeutralität derLandesherrschaft,konntedieRitter¬
schaftin denJahrzehntennachAbschlußdesErbverglcichs
dieLehrevomJndigcnattheoretischundpractischweiteraus¬
bilden. Als neueMomentetraten hiebeihervor: 1) hin¬sichtlichderAnerkennung desJndigenats,daßein Nor¬
maljahr aufgestelltward, wo die Borfahren mit einem
Rittergut in Mecklenburgangesessengewesensein mußten,
damit dieFamilie als zumeingeborenenAdel gehöriggelte;
2) hinsichtlichderRecept io n in diesen,daßdieAusstellung
einerRcccptionsactcin Gebrauchkamunddaßals Beding¬
ung derReceptivnsfähigkcitdieAnsässigkeitmit einemGute
odersonstigenGrundstücknichtmehrfestgehaltenward. Als
Normaljahrward das Jahr 1572 angenommen.

Die nichtzumeingeborenenAdel gehörigenMitglieder
derRitterschaftbliebenvon denVerhandlungenüberKloster-
sachenund von denauf die Klosterverwaltungbezüglichen
Wahlen,sowie von derWählbarkeitzu ständischenAemtern
ausgeschlossen.Für dieBetheiligungderselbenandenWahlen
Hörlejedochdie frühereFormalität der erstnachzusuchenden
Erlaubnißauf. Auchdie bürgerlichenGutsbesitzerfingen
jetzttheilweisean, denEinberufungsschreibenFolgezu leisten
undwurdenin derTheilnahmean denständischenVerhand¬
lungenundWahlennun auchnichtweiterbeschränktals die
uichtcingeborenenadeligen.

Der ersteVersuch,welcherfür Herstellungder Rechts¬
gleichheitin derRitterschaftunternommenward, ging von
einemadeligennicht eingeborenenRitter aus, demBaron
v. Langcrmann-Erlcnkamp auf Spitzkuhn,demsich

Thl. III. 3
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v. Müller aufDetershagenundmehrereandereanschlössen.
Nachdemder Slrcit seil 1778 auf Landtagengeführtwar,
reichtev. Lang ermann am15.December1785 eineKlage
gegendenEngerenAusschußals Mandatar derEingeborenen
bei demHof- undLandgerichtezuGüstrowein. Der Proceß
ging bis an denRcichshofrath,wardabernichtzuEndege¬
führt, sondernam 25.Nov. 1794 durcheinenVergleichbe¬
endigt.

Die Oeffentlichkeit,welchedieFrageerlangthatte, be¬
wog denHerzogFriedrich Franz, in dieselbeals Landes¬
herr einzugreifen.Er that dies durchein Refcript vcm
7. März 1789 undmit sehrnachdrücklichemErnst in einem
weiterenRescriptvom18.Nov. 1793. In letzteremwird er¬
klärt, „daß cs demLandesfürstcn,welcherdieKlösterfür
alle inländischenJungfrauenbestimmtundhingegebenhat,
nichtgleichgültigundduldbarbleibenkönne,wenneinTheil
der Landstände,unddas nichteinmal,sondernwenngewisse
adeligeFamilien sichdieselbealleinzueignen,ja sogardas
Rechtsichanmaßenwollten,dieFähigkeitdazu,die dochdie
Landschaftselbstnur aus de»HändendesFürstenhat, ohne
dessenVorwissenan Anderefür sichund ihre Erbenweiter
zu verkaufen." Der NamedesJndigcnatswird verworfen,
indessendochder Societät von derRitterschaft,welchesich
Eingeborenegenannthat und gewisseVorrechtein Anspruch
nimmt, nochfreigelassen,sichdurchBevollmächtigtewegen
ihrer Ansprüchezu legitimircn. Die eingeborenenAdeligen
in der Ritterschafternanntennun denLandrathv. Mecr-
heimb auf Gnemcrnund den Herrn v. Flotow auf
Reppelinzu Bevollmächtigten,um ihre Gerechtsamezu ver¬
theidigen. Inzwischenaberschlossensic, zumSchutz„gegen
alle, jetzt leider nur zu sehr bekanntgewordeneöffentliche
und heimlicheAngriffe," in Form einerVereinbarungmit
den auf demLandtageanwesendennicht rccipirlcn adeligen
Eingesessenen,einenVerein, dessenUrkunde,die „Vereins-
Acte," am 3. Dcc. 1795 unterzeichnetward. Durchdieses
Actenstückward,unterAufhebungdesBeschlusseswegendes
Jahres1572als 'Normaljahrs,der hundertjährigeBesitzfür
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hinreichenderklärt, um an allen Rechtendes eingeborenenmecklenburgischenAdelsAntheil zu habenund derBeschlußwegenNeccptionvon Stimmenmehrheitabhängiggemacht.Ein Beschlußder RitterschaftausdemLandtagevon 1798sauctionirtediein derVereinsacteaufgestelltenGrundsätze.Seit demJahre1794 erhobsichaucheinebürgerlicheOppositiongegendie Exclusivitätdes eingeborenenAdels,die aberübereinigeProtesteund einenwiederaufgegebenenProceßnichthinausging.
Durch den § 35 des Hauptschlussesdes außerordent¬lichenReichsdeputationstageszu Regensburgvom25.Febr.1803, welcherdie Reichsfürsteuzur EinziehunggewisserkirchlicherStiftungenundGüterermächtigte,schienderHaupt-gegenstanddesvomeingeborenenAdelbehauptetenexclusivenRechtsvon einernichtgeringenGefahrbedrohetzu werden,da diedrei LandesklösternachAnsichtdermcckleuburg-schwe-rinschenRegierungin die KategoriederjenigenStiftungensielen,zu derenEinziehungihr der gedachteReichsschlußdasRechtverlieh. Einstweilenaber schritt sie nochnichtzurThat undbenutztedenRcichsschlußnur als drohendenHin¬tergrund,insbesonderebei denVerhandlungenmit denStän¬den, welchesichim Jahre 1808 an denBeitritt Mecklen¬burg-Schwerinszum Rheinbündeknüpften. Die Couvo-cationstags-Propositionvom 1. Scptbr.1808 nannteunterden beabsichtigtenReformenaucheine „angemesseneVer¬fügungüber die Klösterzur Erleichterungdes allgemeinenBcdrucks." In demVertragevom 25.April 1809 wardaber schließlichvon Seiten des Landesherrnein ausdrück¬licherVerzichtaufAusübungdesausdemReichödeputations-schlusseihmzustehendenRechtesauf dieKlösterausgesprochen.Wennmanin denWortendesVertragesnochelw,asWei¬teres, nämlicheineBestätigungder Klosterrcchtedeseinge¬borenenAdelshat findenwollen,so entsprichtdieseDeutungso wenigdemgeschichtlichenZusammenhangeunddemZweckeder Conventionals sieaus denBestimmungender letzterenabgeleitetwerdenkann.DieseSeite derAngelegenheitstandgar nicht zur Frage. Durch dieVereinbarungsolltenicht

3*



36 Staatskmide.

eineinnereDifferenzderRitterschaftzumAustragegebracht,
sonderneine durchCollisiou landesherrlicherAnsprüchemit
hergebrachtenständischenRechtenentstandeneUnsicherheitbe¬
seitigt werden. Auch ward das Rechtsverhältnißzwischen
Ständenund Klösterndurchdieselbenichtberührt.

Ein neuerVersuchzurErringungderVollberechtigungin
der RitterschaftSeitensder bürgerlichenGutsbesitzerbegann
auf demLandtagevon183s. Um einendamalsdenKampf
beginnendenkleinenKern von bürgerlichenMitgliedern der
RitterschaftsammeltesicheineimmermehranschwellendePartei
von Standesgenossen,welcherzuletzt,mit Ausnahmeeiner-
ganzgeringenAnzahl neutral bleibenderoder demeingebo¬
renenAdel zugewandter,sämmtlichebürgerlicheGutsbesitzer
in organisirtemVerbändeangehörten.Zunächstwar es die
Frage wegender Wählbarkeitin denEngerenAusschuß,an
welcherder Streit sichentzündete;aber sofort schloßsich
auchdie Klosterfragean, welchedannspäter,als die erstere
sichdurchVerzichtdesAdels erledigte,alleinigeroderdoch
hauptsächlicherGegenstanddesStreites blieb.

Die Zurückweisungvon Stimmzetteln,welchebei einer
Wahl in denEngerenAusschußdenNameneinesbürger¬
lichenGutsbesitzersenthielten,durchdenLandmarschall,und
dieWeigerungdesLandtagsdireetoriuins,sichübereineAn¬
frage in Betreff der Berechtigungder Bürgerlichenzur
Theilnahmean denKlosterwahlenzu erklären,bestimmtedie
letzteren,sichmit der Dille um UntersuchungundSchutzan
die Landesherrschaftzu wenden. In Folgeeinerhieraufan
den EngerenAusschußder RitterschaftergangenenAuffor¬
derung ward Seitens der Eingeboreneneine Commission
niedergesetzt,welcheihr Gutachtenüberdie Frageim Herbst
1840 einreichte. Die BürgerlichenstelltendieserSchrift
im folgendenJahre zwei Gutachtenvon Zachariü und
Besel er entgegen.

ReseriptederbeidenLandesherrenvom6. und7. Nov.
1841erkanntendaraufdenprovisorischenBesitzstanddesein¬
geborenenAdels an. GegenderenInhalt als im Allge-
meineuuuddurcheinzelneWortewie„Besitz,"„Corporation,"
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„eingeboreneRitterschaft" präjudicirlich, überreichtendie
Bürgerlichenauf dem Landtagevon 1841 einenProtest.
Das Landtagsdirectoriumglaubtedenselben,indemeszugleich
seineMißbilligung erklärte, zur Kenntnißder landesherr¬
lichenCommissarienbringenzumüssen,worauf ein Groß-
herzoglichesRescriptvom 25. Nov. 1841 das Befremden
wegendesProtestesaussprachunddie AbsichtdesLandes¬
herrn ankündigte,seineBefugnisseund Erlassegegenjede
Auflehnungaufrechtzu erhalten.

Schon früher waren Seitens der LandesherrenVer¬
mittelungsversuchegemacht.Im Mai 1842batendieBür¬
gerlichenum derenWiederaufnahme.BeideParteienwurden
zur Wahl von Bevollmächtigtenaufgefordert,welchedann
(28.März bis 4. April 1843) in SchwerinüberVergleichs-
vorschlägeverhandelten.Letzterewurdenjedochdemnächstvon
beidenParteienabgelehnt.

DenBürgerlichenward daraufzwardurcheinRescript
vom4. Nov. 1843 eineberuhigendeErklärungwegendes
Rescripts vom 6. Nov. 1841 aufgestellt;aber gleichzeitig
verfolgtedie RegierungdenGedanken,auf Reformenim
Receptions-undKlosterverwaltungswesenhinzuwirken,worin
eineAnerkennungdes factischenBerhältnissesals eineszu
Recht bestehenden,enthaltenzu sein schien.Ein Rescript
vom29.Sept. 1843 fordertedieRitterschaftauf, dasVer¬
fahrenbei Recessionenin deneingeborenenAdel anzugeben,
und in einemRescriptvom9. Oct. 1843 ward hinstchtlich
der Klosterverwaltungbemerkt: „Wir habenes für einen
Uebelstanderkannt,daßdieRevenuenaus denLandesklöstern,
nachdemjetztbestehendenVerfahrenhinsichtlichdesGenusses
der Klosterstellen,zu einemgroßenTheilesowohlins Aus¬
land versandtals auchvon solchenConventualinneubezogen
werdenkönnen,welcheeigentlichnichtmehrMecklenburgerin-
nensind;" womit sichdanndieAufforderungverband,Ein¬
richtungenzu treffen,um denGenußderKlosterstellen„fun-
dalionsmäßigmehrnur wirklicheninländischenJungfrauen"
zu Theil werdenzu lassen.Den Bericht über das Recep¬
tionswesenerstattetederEngereAusschußunterdem16.Oct.
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und legtedemselbenauchein, jedoch,wie er bemerkt,nicht
vollständiges,Verzcichilißder ciugcborcnciiFamilien bei.
Rcscriptcvom 23. und 25. Novbr. 1843 gingenhieraufin
dieRechtsanschauungdeseingeborenenAdels sehrentschieden
ein und regtendenEntwurf einesReceptions-Reglements
an. Auch wurden(2. Dec.) die eingeborenenRitter zur
Wahl von Bevollmächtigtenaufgefordert,mit welchenüber
Feststellungund Begrenzungder Rechtedes eingeborenen
und rccipirtenAdels verhandeltwerdensollte.

Zwar hatten die eingeborenenRitter am 21. Novbr.
1843 auf die ausschließlicheWählbarkeitin den Engeren
Ausschußverzichtet. Aber da sic dafür den Beistandder
Regierungin Ansehungder übrigenbehauptetenVorrechte
erlangthatten, so trug jeneConcessionzur Erledigungdes
Streites nichtsbei. Vielmehrmußtensichdie Bürgerlichen
jetzternstlicherals vorher in dem, was sie für ihr Recht
erkannten,gefährdethalten. Auch die Landschaft,welche
nochim Jahre 1841 die AufforderungderBürgerlichenzu
einerAeußerungüberdie Streitfrage ablehnendbeantwortet
hatte, fand sichdurchdasRcscriptvom2. Der. 1843 ver¬
anlaßt, jetztmit einemDictamcnzur Wahrungder ständi¬
schenRechtehervorzugehen.

Ein Rcscriptvom 18.Dec.1843wies die vier Bevoll¬
mächtigtender Bürgerlichen,welchegegendasRcscriptvom
23.Nov. repräsentirthatten,daraufhin, daßdas Auftreten
derselben„Namensder GutsbesitzerbürgerlichenStandes"
nichtweiterzulässig,aucheineKritik landesherrlicherEnt¬
schließungenunpassendsei. Auf einer Versammlungder
Bürgerlichenzu Güstrowam8. Juli 1844 ward eineAnt¬
wort auf diesesRcscript beschlossen;nachVerabredung
reichtenauchalle einzelnenMitglieder derPartei ein Gesuch
um BestellungeinesProcuratorsein, damit im Rechtswege
die Frage zur Entscheidunggebrachtwerde, ob durchdie
Rcscriptcvom23. und 25. Nov. 1843 die Verfassungver¬
letztwordensei. Die Stellung einesProcuratorsward von
denLandesherrenverweigert,aberauchder Plan wegendes
Rcceptionsreglementswiederzurückgezogen.



NeueBewegungaberwecktedasRescriptvom14.Nov.
1844, welchesdieseZurücknahmeanzeigte,durchdendarin
gebrauchtenAusdruck: „Corps des eingeborenenund reci-
pirtcn Adels von der Ritterschaft," und dieseBewegung
steigertesichdurchdie am25. Nov. an dieBürgerlichener¬
lassenelandesherrlicheAufforderung,sichwegender „Ver¬
bindung" zu rechtfertigen.DieseRechtfertigungging noch
währenddesLandtagsab; und im folgendenJahre wurden
gemeinsameSchrittegethan,um die ZurücknahmedesAns¬
drucks„Corps" zu erwirken. Die Antwort hieraufbestand
in einemlandesherrlichenManifestgegendiebürgerlicheAgi¬
tation. Die Bürgerlichenrcpräsentirtcndagegenund gaben
ans demLandtagevon1845 eineVerwahrungin Betreffdes
Ausdrucks„Corps" zu Protocoll. Auchdie Landschaftund
die Stadt RostockreichtengleicheVerwahrungenein.

Die Landschafttrat auchnochin einemanderenPunkt
denBemühungendeseingeborenenAdels zurBefestigungdes
factifchcnZustandesentgegen.Der letzterehielt den von
der Landesherrschaftangeregten,aberwiederzurückgenom¬
menenGedankeneinesneuenReglementsaufrechtundbrachte
ein solchesReglementfür dasÄgnitions-,Rcccptions-und
Klosterinscriptionswesenauf dem Landtagevon 1845 zu
Stande. Dies undderUmstand,daßseitdemJahre 1844
bei ritter- und landschaftlichenBeschlüssenüberKlosterange¬
legenheitendie neueForm aufgekommenwar, daß statt
„Ritterschaft"gesagtward: „eingeboreneRitterschaft"oder
„Corps deseingeborenenundrecipirtenAdels in derRitter¬
schaft"oder„Ritterschaftvom eingeborenenund recipirten
Adel," bewogdieLandschaftzu derErklärung, daß sieden
Rescriptcnvom23.Nov.1843und 14.Nov. 1844 ein nor¬
mativesAnsehenfür VcrfassnngSverhältnissenichtzugestehe,
einCorps innerhalbderRitterschaftnichtkenne,sondernnur
eineunchcilbareGesammtheitderRitterschaft,unddaßsie
jene,eineSeparatrilterschaftinnerhalbderallgemeinenRitter¬
schaftvoraussetzendenAbweichungenvon der früherenForm
der Landtagsbcschlüssenichtweiterduldenwolle.

Landesvrrfassung.
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UeberdiesenPunkt war der Streit nochnichthinaus¬
gerückt,als die EreignissedesJahres1848 die ganzeAn¬
gelegenheitin denHintergrunddrängten. Mit Publication
desGesetzeswegenAufhebungder landständischenVerfassung
und des Staatsgrundsetzesfür Mecklenburg-Schwerinam
10. October1849 verlor das im innerenStreit begriffene
RechtssubjectseineExistenzund somitderStreit selbstseine
Voraussetzungund es kamenin Bezugansdie Klosterver-
waltnngdieschonin demVerfassungsentwurfderRegierungen
angekündigten,demneuenStaalsrechtentsprechendenGrund¬
sätzezur Geltung. Die Verwaltungder Klöstersiel an die
Staatsgewaltund dievon denMitgliederndeseingeborenen
Adels bisher geübtePrärogativederpassivenWahliähigkeit
zu denStellen der Klostervorstehererloschmit demRecht
der Ritter- und Landschaft,von welchemsieabgeleitetwar.
Hinsichtlichder Nutzungder KlösterwurdendieRechteder
im Besitzvon KlosterhebungenbefindlichenJungfrauenund
die Rechtederjenigen,welchenin herkömmlichem.Wegedie
Exspectanzertheiltwar, als wohlerworbenePrivatrechtean¬
erkannt. Die Nutzungsrechteder Ritter- und Landschaft
wurden, wegenihres lediglichpolitischenCharakters,als
hinweggefallenangesehen.In Betreff der von denFamilien
deseingeborenenAdelsbehauptetenNutzungsrechteward von
der Ansichtausgegangen,daßdieselbenals bevorzugteStan¬
desrechtein demneuenRechtsstaatenichtfortbestehenkönnten,
und daßwegender Frage, ob ein privatrechtlicherAnspruch
vorliege,derStaat sichderAusmachungderSacheimWege
Rechtensnichtzu entziehenhabenwerde.

Mit der Wiederherstellungder alten Verfassungim
Jahre 1850 waren auchwiederdie Bedingungengegeben,
unter welchender alte Streit innerhalbder Ritterschaftsich
erneuernmußte. Es geschahdies indessen,da dasInteresse
seit demJahre 1848 sichweit gewichtigerenpolitischenGe¬
gensätzenzugewandthatte, ohne die frühereLebhaftigkeit
Seitensder von der VollberechtigungAusgeschlossenenstind
ohne jene Theilnahmeder Bevölkerung,welchedie Ent-
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WickelungdesStreites in dcn Jahrenvon 1838 bis 1848
begleitete.

8. Gegenseitiges Verhältniß von Mecklen¬
burg-Schwerin und Mecklenburg - Sckrelitz. Die
Verbindung der schwerinschenund strelitzischenLandein
staatsrechtlicherBeziehunghat ihrenUrsprungin demvon
„Prälaten, Mannen und Städten der Fürstenthümerund
LandeMecklenburg,Wenden,Rostockund Stargard" am
1. August1523 abgeschlossenenBünduiß, welchesdie Auf-
rcchthaltungund Vertheidigungder RechteundPrivilegien
der ständischenGesammtheitwie der einzelnenLandstände
bezweckte.DieseVereinigungder Landstände,welcheman
mit demNamenderUnionzu bezeichnenpflegt,fandlandes¬
herrlicheAnerkennungund kaiserlicheBestätigung.Gestützt
aus dieseUnion widersprachendie Stände in dcn Jahren
1621 und 1663 der beabsichtigtengänzlichenLandestheilung.
Wiederholtward dieUnionin den:zwischendemschwcrin-
schenunddemjüngstbegründetenstrelitzischenRegcutenhause
unterdem8. März 1701 abgeschlossenen„HamburgerVer¬
gleich"anerkannt.Im Jahre1748beabsichtigtendieLandes¬
herren,um denUnzuträglichkeitenzu entgehen,welchefür
die Abgrenzungihrer beiderseitigenRechteans derGemein¬
samkeitder Landständesichergaben,eine Aufhebungder
Union, und schlossenzu diesemZweckunterm8. Aug.1748
diesogenannteAuseinandersetzungs-Convention.Dochwarddie
letzterewiederaufgehobenundin demzwischendemHerzogvon
Mecklenburg-Schwerinund denLandständenam 18. April
1755 abgeschlossenenErbvergleich,demam30.Sept. 1755
auchder Herzogvon Mccklenburg-Strclitzbcitrat,dieUnion
der Landständevon Neuemanerkanntund in ihren recht¬
lichenBeziehungendurcheinenbesondernArtikel ausführlich
festgestellt.In demam 14. Juli 1755zwischendcn Her¬
zogenbeiderLinien abgeschlossenenErläuternngs- Vertrag
wurde anckiihr beiderseitigesVerhältniß zu dcn gemein¬
schaftlichenLandständcnin GrundlagedesHamburgerVer¬
gleichsvon Neuemgeregelt.Durch dieAuflösungdesdeut¬
schenReichsund denAnschlußder beidenHerzogean den
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RheinbundverändertesichderenStellungnachaußenin einer
Weise,welchenocheinmaldenWunscheinerAufhebungdes
Uniousvcrhältnisseshervorriefund zu einervorläufigenBer-
einbarung(Ludwigslust,5. Dcc. 1808) führte, die indessennicht zur Ausführunggediehund nicht einmal ratificirt zu
seinscheint.

Die Ncchtssubjectc der Union sind, wie alle auf¬
geführtenActenstückeübereinstimmendbezeugen,lediglich
dieLand stände. Dies erhelltschonganzdeutlichausder
UeberschriftdesviertenArtikels desLandesverglcichs:„Bon
der UnionderLandstündc,"und alle einzelnenParagraphen
bestätigendies. Der § 138 erkenntfür die „gesammte
Ritter- und Landschaft"die unwandelbarverbindlicheKraft
undWirkung der Union von Neueman. In § 139 wird
eiltenähereBestimmungdiesesRechtssubjectsgegeben.Da¬
nachverstehtsichdie „Landes-Union"theils von „der Ver¬
bindungder Provinzenuntersich," soferndie Ständenach
Herzogthümernund Kreisenverbundensind, theils von „der
Verbindungder Landstände,nämlichderRitterschaftund der
Srüdtc in Ansehungihrer selbstunter einander." Dem¬
gemäßhandeltdennauch§ 140 von der Vereinigungder
Ritter- und Landschaftin beidenHerzogthümernmit Ein¬
schlußdes stargardischcuKreises, der Z 141 aber von der
zwischendenbeidenStänden,derRitterschaftundder Land¬
schaft,bestehendenUnion. Im § 143 istausdrücklichgesagt,
daßin einemanderen,demobigenzuwiderlaufendenVerstände
die Union vom Jahre 1523 nie angezogenund gebraucht
werdensolle.

Die Landesherren wurdenvon demUnionsvcrhält-
niß nur soweil berührt, als dieseineFolgeihrer landes¬
herrlichenBeziehungenzu denLandständenwar. Es mußten
gewisseRechtsnormenaufgefundenwerden,welchein Bezug
auf die Berufung und Schließungder Landtageund die
sonstigenBeziehungenzu denständischenOrganendie Eon-
currcnzder beidenLandesherrenregelten. DieseNormen
fandenin demHamburgerVergleichvom8. März 1701und
in demHausvenrag(„Erläuterungs-Vertrag")vom14.Juli
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1755 ihre vertragsmäßigeFeststellung.Durchdieselbenwird
demHerzogvon Mecklenburg-Schwerinalleindie hoheitliche
Stellung der Gesammtheitder Landständegegenüberzuge¬
sprochen,währendderHerzogvon Mecklenburg-Strelitznur
zu denEingesessenendes stargardischcnKreisesin hoheit¬
lichemVerhältnissesteht. Der Herzogvon Mecklenburg-
Schwerin, „ als unter dessenRegierungkundbarlichder
größteTheil der mecklenburgischenRitter- und Landschaft
sichbefindet,"soll nach§ 8 desHamburgerVergleichs,wenn
ein Landtagoder anderergemeinsamerConventanzustellen
ist, „dieConvocationinsgemeinzu veranstaltenhaben,jedoch
so viel in specie den stargardischenAdel und Städtebe-
lrisst, darüberan Herrn HerzogsAdolph Friedrich(von
Mecklenburg-Strelitz)Durchlauchtgeschriebenund von den
in Propositionzu bringendenPunktenPart gegebenwerden,
damit der Terminus den stargardischeneingesessenenLand¬
ständen,um demHerkommennachbei denLandtagenoder
anderengemeinsamenConventenzu erscheinen,zeitig intimirt
werdenkönne,da dannauchIhrer Durchlauchtfrei bleibt,
ratione Dero stargardischenDistrikts jemandder Ihrigen
solchemLandtage,wie auchanderngemeinsamenConventen
mit beiwohnenund selbigenDistricts Rothdurft observiren
zu lassen." Im wesentlichenward diesesVerhältnißdurch
denErläuterungs-Vertragvom14.Juli 1755bestätigt,Nach
demselben„bleibt dieVeranstaltungder gemeinenConvente
und Landtage"dem«Herzogezu Schwerin und Güstrow
allein. „Jedochsoll soviel insonderheitdie stargardische
Ritter- und Landschaftbetrifft, an I. H. D. zu Strclitz
vier Wochenantetermimim geschrieben,Ihnen dienomine
8er. Suerinensiszu haltendeLandtagspropositionvollständig
zurNachrichtcommuniciret,und vonDcroselbendaraufhin¬
wiederumwenigstensachtTageanteterminum, dienomine
Ser. Strelitzensisan Dero stargardischeRitter- undLand¬
schaftzu stellendePropositionvollständignachrichtlichzuge¬
sandtwerden." Die Eröffnungund Haltung der Propo¬
sitionenauf gemeinenConventenund Landtagengeschieht
NamensdesHerzogsvonSchwerinallein. Es ist aberder
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strelitzischeCommissariuszugegen,welchernachVerlesung
und schriftlicherUcbcrreichungder schweriirschenProposition
die strelitzischePropositiondemstargardischenLandmarschall
übergibt. Die Curialiender strelitzischenSchreibenan ge-
sammteRitter- und Landschaftbleibendiebisherigen,ncm-
lich in Rücksichtauf die schwerinschenStände „Liebe be¬
sondere"und „Dieselben." Der Landtagsschlußgeschieht
durchdie schwerinschenCommissarienallein, jedochin Bei¬
sein des strelitzischenund mit Beobachtungdes für die
LandtagseröffnungVorgeschriebenen.Hiernachist derHerzog
von Schwerinüberall derjenigeTheil, welcherdieInitiative
und dieLeitunghat, währendderHerzogvonStrclitz darauf
beschränktist, für seinenKreis denauf die Gesammtheitder
Stände bezüglichenHandlungendesSchwerinschenLandes¬
herrn zu accediren.

DiesesungleicheVerhältniß zu denStändenbegründet
abersowenigeineUnterordnungdeseinenLandesherrnunter
denandernals eineUnion in der Landesherrschast.Viel¬
mehrnehmendie genanntenbeidenVerträgesorgfältigdarauf
Bedacht,eineVermischungderbeiderseitigenTerritorialhohcit
und Regierungsgewaltzu verhütenund jedemder beiden
Landesherrndie volle Unabhängigkeitvon dem andernzu
sichern.NachdcniHamburgerVergleichsoll zurVerhütung
der aus der Communionzu besorgendenStreitigkeitender
Herzogvon Strclitz den erlangtenstargardischenDistrict
privatim regierenund demnachdarin»dieTerritorial- und
Hohcitsrcchte„besonderscxcrciren,"mithinauchdieim Kreise
vorhandenenVasallenals unmittelbarerLehnsherrbelehnen.
Später ward, mit diesenBestimmungenim Widerspruch,
strclitzischcrseitseineMitherrschaftim Schwerinschenin An¬
spruchgenommen.Aberin demVertragevom14.Juli 1755
entsagteder Herzogvon Strclitz „allen bisherigenPrätcn-
sionenauf eineCommunionoder auf ein Condominiumin
Ansehungder Schwerinschenund GüstrowschcnLaudeund
Regierung"und eineentsprechendeErklärungward von dem
HerzogvonSchwerinabgegebenunddemStrelitzischenHause
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nachInhalt des HamburgerVergleichsdie völligeLandes¬
hoheitüberdiesenDistrict nochmalszugesichert.

Wie demnachdieUnion nicht eineHohcits- oderRe¬
gierungs-GemeinschaftbeiderfürstlicherHäuserist, so ist
sieweiterauchnicht mit einerUnionder beiderseitigenGe¬
biete oderStaaten zu verwechseln.Denn zunächstsind
durchsienur diejenigenTheiledesLandesmit einanderver¬
bunden,welchedurchdie Stände vertretenwerden,ausge¬
schlossenalsodasgcsammteDomanium,dieStadt undHerr¬
schaftWismar re. Schonaus diesemGrundekonntedie
denunirtcnStändenzugesicherteGleichheitder Gesetzgebung
undder Einrichtungensichnichtauf das gesummteMecklen¬
burg, sondernnur soweites unter ständischerEinwirkung
steht, erstreckensollen. Mit einer weitergehendenDeutung
würdenauchdie Bestimmungendes Landesvergleichsnicht
vereinbarsein, in welchenfür die Landesherrenin Betreff
der Aemter, Domänenund Kammergüter,der darin ge¬
sessenenUnterthanenundder landesherrlichenBedientendas
unbeschränkteRechtzum Erlaß von Landes- Verordnungen
undConstitutionenvorbehaltenwordenist. Racheinerandern
Seite hin wird dieConformitätder staatlichenEinrichtungen
undGesetzedadurchgeschwächt,daßlaudesgrundgesetzlichein
UnterschiedzwischensolchenSachenanerkanntist, welchedie
Rechteund Pflichtender gesammtcnRitter- und Landschaft
betreffen,und solchen,welchesichnur auf die einzelnen
Landestheilebeziehen.* UeberSonderangclegenhcitenverhan¬
delt der Landesherrmit den StändenseinesLaudeStheilS
und selbstüberallgemeineAngelegenheitenkönnenauf Land¬
tagenvondenStändender beidenLandestheileabweichende
Beschlüssegefaßtwerden.Die Folgehievonist, daßin bei¬
denLändernrücksichtlichdesContributiouswesens,derGe¬
setzgebungundsonstigerEinrichtungenwesentlicheVerschieden¬
heitenbestehen.Auchwird derEinwohnerdeseinenLandes¬
theils in demanderenals Ausländerangesehen,wennnicht
eineAusnahmedavon specielldurchGesetzoder Vertrag
begründetist, wie in Bezugauf Adhibirunggegenseitiger
Handwerker,auf Steuer- undZollabgaben,auf dieCom-
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petenzvon Notarien:c. dergleichenVerträgebestehen.Eine
UnionderStaatenfolgt auchdarausnicht,daßbeideein ge¬
meinsamesDbcr-Appcllations-Gcrichthaben, daß gewissen
BehördenwechselseitigBefugnisseundVergünstigungen(wie
Portofreiheit)in demanderenLandestheileeingeräumtsind,
daßbei der PrinzessinsteuereinegemeinsameBeitragspslicht
beidenLandestheilenobliegt und daß manchesonstigeans
VereinbarungruhendeGemeinschaftzwischenbeidenLandcs-
theilcnbesteht.

Die hiernachder Union gezogenenGrenzenwurden
nochdazu in der Praxis nicht einmal inne gehalten. Im
Gegensatzzu der häufigenVerschiedenheitderBeschlüsseder
schwerinschenund der strelitzischenLandständeübergemein¬
sameAngelegenheitenansallgemeinenLandtagenkamesauch
vor, daß die Landesherrschaftüber gemeinsameAngelegen¬
heitenansSondcrlandtagenverhandelte.Ein besondersher¬
vorragendesBeispiel'.dieserArt bietet der Convocationstag
zu Rostockvom 1.Sept. 1808.

c Ueberden wegender complicirtenGestalt, welchedie
Staatsbedürsnissein neuererZeit angenommenhaben,inner¬
lich unhaltbargewordenenZustanddesUnions-Verhältnisses
habendie Regierungenselbstin denBemerkungenzu den,
Entwurf einesStaatsgrundgesctzessichschonim Jahre1848
in folgenderWeiseausgesprochen:„Der Rechtfcrtigungs-
grnndfür diesVerhältniß war zuletztnur nochein empiri¬
scher,undwürdedesseninnereUnhaltbarkeitschonfrühersich
herausgestellthaben,wennman von der einenoderandern
Seite gemeintgewesenwäre,die daraussichergebendenCon-
sequenzenstrengedurchzuführen.NachbestimmtenNormen
warendie gegenseitigenBeziehungenüberall nicht geordnet;
man folgte derGewohnheitund demBrauche,nahmin ein¬
zelnenFüllen die Zweckmäßigkeitzur Richtschnurund ein
wechselseitigesEntgegenkommenundNachgebenbewirktenden
FortbestandderVereinigungbis in die neuesteZeit. So oft
zwischendenRegierungenund denStändendeseinenLan¬
destheils über eine oder die andereMaßregeleineVer¬
einigungerreichtwerdenkonnte,sowar, wie die Erfahrung
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diesnachweist,dasUnions-VerhältnißkeinweiteresHinder¬
niß für derenAusführung,unddientediesVerhältniß,wenn
inan auf die rechtlicheWirkung desselbeneinenBlick wirft,
gemeiniglichnur zur EntlehnungeinesdilatorischenBehelfs,
wennRitter- und Landschaftdes einenLandestheilsnicht
geneigtwaren, auf die allein von ihrem Landesherr»ge¬
machtenVorschlägenähereinzugehen."

9. Regierungs-Erbfolge; fürstliches Fami¬
lienrecht. Die innerenRechtsverhältnisseder beidenre¬
gierendenHäuser, für sichund in ihre» gegenseitigenBe¬
ziehungen,sinddurchdenHamburgerVergleichvom8. März
1701, denErläuterungs-Vertragvom 14. Juli 1755 und
ein von demGroßherzogFriedrichFranz I. von Mecklen¬
burg-Schwerinals AeltestendesHanfeserlassenenundvon
demGroßherzogvonMecklenburg-Strelitzund allenPrinzen
desGesammthausestheils durchAccessionsacten,theilsdurch
Mituntcrschristbestätigtesaber nicht publicirtesHausgesetz
vom23. Juni 1821näherbestimmtund geordnetworden.

Nachdemschondas Testamentdes HerzogsJohann
AlbrechtI. vomJahre1573 die langeüblichgeweseneThei¬
lung und Gemeinschaftsregierungabgeschafftund an deren
Stelle dasErstgeburtsrcchtund die Lineal-Erbfolgegesetzt
hatte, ward dieseSuccessionsordnungdurchdenHamburger
VergleichvonNeuembekräftigt.Das RechtderRegierungs¬
Erbfolgeist nur bei denmännlichenNachkommen;Töchter
undderenDescendenzsindselbstfür denFall desErlöschens
desMannsstammesausgeschlossen.Die Nachfolgeist auf
die Sohne aus einer ebenbürtigenEhe beschränkt.Das
Erstgeburtsrechtgilt auchfür denFall, daßeineder bei¬
denLinienausstcrbensollte; alsdannwürdenbeideLandcs-
theile unter dem Erstgeborenender übrigbleibendenLinie
vereinigtwerden.

Ans denFall des gänzlichenAnssterbensbeiderLinien
im Mannsstammehat das Brandenburgische(preußische)
Haus ein Successionsrechtin die gesummtenMecklenburgi¬
schenLande. DiesesRechtist demselbendurchdenzwischen
ihm und demMecklenburgischenHauseim Jahre 1442zu
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Wittstockabgeschlossenenund spätervomKaiser bestätigten
Vergleichzugesichert.Der Inhalt diesesVergleichsward
durch wechselseitigeErklärungenzwischendem Kurfürsten
Friedrichvon Brandenburgund demHerzogFriedrichWil¬
helm von Mecklenburgim Jahre 1693 erneuertund die
Eventual-Successionzugleichauf dieFürstenthümerSchwerin
und Ratzeburgausgedehnt.Beides ward vom Strclitzcr
Hauseunter dem12.April 1701 gleichfallsgenehmigt.Im
Jahre 1708 fügte der König von PreußendenTitel der
HerzogevonMecklenburgseinenübrigenTiteln hinzuund
nahmauchmit seinemWappendie entsprechendeErweiterung
vor. Dies geschahmit ausdrücklicherZustimmungdes
schwerinscheuHauses,aberunter demWiderspruchund fort¬
gesetztenProtcstatiouenvon Mecklenburg-StrclitzcrSeite.
Erst durchdie gegenseitigenReversalendesHerzogsAdolph
FriedrichvonMecklcuburg-Strelitzvom 17.Juni 1754und
desKönigsFriedrichvonPreußenvom22. Juli 1754ward
dieserStreit ausgeglichen,indemStrclitz das Rechtdes
Königs auf FührungdesherzoglichmecklenburgischenTitels
undWappensanerkannteund die AnerkennungdesEven¬
tual- Succcssionsrcchtserneuerte. Zwischendembraudcn-
burgischenund demschwerinschenHauseward die Eventual-
SuccessiondesersterendurchdenSucccssious-Tractatvom
14.April 1752und durchdieConventionwegenRäumung
der Hypothek-Aemtervom 13.März l 787 von Neuemfest¬
gestellt.

Soferne nicht durch testamentarischeVerfügung des
Vaters etwasAnderesbestimmtist, findetin demgesammren
Hausedie Stammes-VormundschaftStatt. Das Endeder
Minderjährigkeitwar früher das vollendete25fteLebensjahr,
ist aberdurchdasHansgesetzvom 23. Juni 1821 auf das
vollendete19leJahr festgesetzt.Dochsoll der Regierungs¬
nachfolger,welcherschonvor demAblaufseines22stenLebens¬
jahrs zurRegierungberufenwird, bis dahinbeiallem,was
dieLandesverfassungangeht,bei Staatsverträgenund bei
seinerVermählungallemal die Minister seinesVorgängers
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zuRatheziehen,welchedurchihreMitunterschriftfür treuen
Rath ihm und demLandeverantwortlichseinsollen.

Ueberdie ErbschafteinesregierendenGroßherzogsist
Nachstehendesbestimmt. Ausschließlichzum Erbthcilc des
Nachfolgersin der Regierunggehören:a) alle Domänenund incamcrirtenGüter; b) alle Gebäudeauf denselben,sowie auchin denStädtenalleSchlösserund Großherzogliche
WohnungenundGärtenmit ihremZubehörund überhaupt
alle Gebäudeund Anlagen, welcheirgend in die Klasse
öffentlicherGebäudeund Anstaltengehören,mit allen zu
ihrerEinrichtunggehörigenMobilien; alle Militär-Effecten;
auchBibliotheken;Bildergallerien;Münzsammlungen;Na-
turalicncabineteu. dgl. c) die Inventarienin denDomä¬
nen; ä) die rückständigeund laufendeEinnahmeaus den
Domänen an Pächtcn, geschlagenemHolze rc., wozu
auchder baareVorrath in derRentereiund in allenöffent¬
lichenKassengehört; e) dieHaus-Juwelenund das beim
Hofstaatdes regierendenGroßhcrzogsin Gebrauchgewesene
und inventirteSilberzeug,TischleinenundBettzeug;f) das
Geld, welchesanerkanntals ein Staatsschatzgesammelt
und ausdrücklichals solcherbei derRentereibaar oderin
Verschreibungenniedergelegtseinmöchte;g) Alles waszumHaupt- und Laiidgestütgehört, so wie die Züge, Wagen
undGeschirredesMarstalls. Was der regierendeGroß¬
herzogaußerVorbenannteman PretiosenoderbaaremGel.de
oder in Verschreibungennachläßt,soll als Privatnachlaß
unter gesammteErbenvertheiltwerden,nachdemzuvordie
etwanachgelassenenPrivatschuldendavonbezahltsind. Zu
solchemPrivatnachlassegehörenauchetwanigevon demErb¬
lasseracquirirteundnochnichtincamcrirleGrundstückeinner¬
halb undaußerhalbLandes. Jedochdürfenzur Acguisition
der Pretiosenoder derGrundstückeoder auchzur Samm¬
lung baarenGeldesin der PrivatkassedesErblassersdie
Domänenoder anderezur Erbschaftdes Nachfolgersge¬
hörendenGegenständenicht mit Schuldenbelastetworden
sein. Hat einesolcheVerschuldungzu vorstehendemZwecke

Thl. m. 4
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stattgefunden;somüssendieseSchuldenebenso gut wie die
bereitserwähntenPrivatschuldenzuvor vomPrivatnachlasse
gedecktwerden. In Ansehungder hier genanntenGegen¬
ständedesPrivatnachlassesist demLandesherrndasRecht
zu testirenvorbehalten;es bleibenaber dabeidie gcmein-
rechtlichenBestimmungenüber die Gültigkeitder Testamente
in Kraft.

Nach§ 4 desHamburgerVergleichshabendie Pacis-
centensichwechselseitigverpflichtet,„nichts vondemwas ein
Jeder besitztaußerhalbdem fürstlichenGesammthausezu
alicnirenoderin fremdeHändekommenzu lassen."

WegendesUnterhaltsund der Apanagender Prinzen
und Prinzessinnendes GesammthausesgeltenfolgendeBe¬
stimmungen:Was der regierendeGroßherzogwährendseines
LebensseinenKindernundEnkelnaussetzenund gebenwill,
bleibt seinemErmessenüberlassen.„Jedochwird derselbe,
wennsiesichmit seinerZustimmungvermählen,oderihren
eigenenHausstandanfangenoderdie festgesetztenJahre der
Volljährigkeiterreichen,so für siesorgen,wie es derStand
einesmecklenburgischenPrinzen odereinermecklenburgischen
Prinzessinerfordert." JederSohn einesregierendenGroß¬
herzogssoll nachdemTodeseinesVaters auseineApanage
von 6000Thlr. NPzAnspruchhabennebenfreierWohnung
und freier Kost für seinePersonan desregierendenGroß-
herzogsTafel, oderstatt derKost jährlich2000Thlr. NVz.
Der zweiteSohn einesregierendenHerrn soll nachdem
Tode seinesVaters 2000Thlr. 91% mehrhabenals seine
jüngerenBrüder. Was derWittwe einesGroßherzogsoder
apanagirtenPrinzenzukommt,wird durchdie unter Zustim¬
mung des regierendenHerrn abzuschließendenEhepactenbe¬
stimmt. JedePrinzessin,welchedieTochtereinesregieren¬
denGroßherzogsist, erhält, so langesicunvermähltbleibt,
nebenfreier WohnungundUnterhaltamHofe eineApanage
von 3000Thlr. M/z jährlich, wovonsic aberdie zu ihrer
besonderenBedienungangestelltenLeuteselbstbesoldenmuß.
Alle Kinder apanagirtcrPrinzen erhaltennachAbsterben
ihres Vaters die Apanagedesselbenzusammenund müssen
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sichin dieselbetheilen, jedochso, daßdiePrinzen doppelte
Portionengegenihre Schwesternbekommen.

Die AussteuerderTöchtereinesregierendenHerrn wird
durchdie sogenannteFräulein- oderPrinzessinsteucraufge¬
brachtundbeläuftsichauf 20,000Thlr.

UeberdenBetragderWitthümer ist in Ansehungdes
GroßhcrzoglichSchwerinscheuHausesNachstehendesbekannt.
Die verwittwcte Groß Herzogin erhält anWitthum,
außerdemWittwensitznebstvollständigerEinrichtungund
einemSilberscrvicezumGebrauch,jährlich21,000Thlr. Ct.
und aus dem NachlassedesGroßherzogsPaul Friedcrich
noch1750Thlr. Ct.; außerdeman Naturalien zu ihrem
Haushalt:6Hirsche,8StückWild, 12Rehe,4 wildeSchweine,
100Hasen, 150FadendreifüßigeöBrennholz, 150 Schock
Reisigund diebeuöthigtenKohlen,mit freier Anfuhr. Das
Witthum der verwittweten Erb großh erzogin besteht
außerdemWittwensitzemit de» zu dessenEinrichtunger¬
forderlichenMobilien und demSilberscrvicezumGebrauch,
in einer jährlichenZahlung von 17500Thlrn., mit Ein¬
schlußvon 466% Thlr. als den lOprocentigcnZinsenauf
dieMorgengabc,und zu einerBadereisenoch1750Thlr.,
und in dengleichenNaturalien,welchedieverwitweteGroß¬
herzoginerhält.

Die Zahlung derWitthümer, Apanagenund Sustcn-
tationsgeldergeschiehtvorschüssig,in vierteljährlichenRaten.

§ 3. Verhältnisse5umdeutschenVnndundzu
anderenStaaten.

Der Beitritt zum deutschen Bunde erfolgteam
30. Juni 1815 durchdie Bestätigungder am 8. Juni zu
Wien abgeschlossenenBundesacte.Die letzterewurdeSchwe-
rinscherscitsmit derBestätigungsactcgleichzeitigdemEngeren
Ausschuß„zur Keuntnißnehmung"mitgetheilt. Nachdemdie

4*
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Stände unter dem 15. Febr.1816 für dieseMittheilung
ihren ehrfurchtsvollstenDank bezeugthatten, erfolgte die
Publicationder Bundesacte.Untervem13.Juli 1820ward
dieWienerSchlußactevom 15.Mai desselbenJahrs publi-
cirt. Der Bundcsbeschlußvom28. Juni 1832, durchwelchen
die Rechteder LandständedenjenigenBeschränkungenunter¬
worfen wurden, welchedie Bundesversammlungzur Auf¬
rechthaltungdes landesherrlichenAnsehensfür erforderlich
hielt, wurdenunter dem17.Oct. 1832als Gesetzverkün¬
diget. An demselbenTage ergingau denEngerenAusschuß
ein GroßherzoglichSchwerinschcsRescript,in welchemunter
Mittheilung despublicirtcnBundesbeschluffcsdenStänden
die beruhigendeVersicherungertheilt ward, daß nur die
RücksichtaufVorgängein anderenBundesstaatendieseMaß¬
regel gebotenhabeunddaßdurchdieselbenfür die seitlänger
begründetenständischenGerechtsameund dieLandesverfassung
keinerleiBesorgnißentstehenkönne.Ein Rescriptähnlichen
Inhalts erging am 7. Rov. 1832 von strelitzischcrSeite.
Der EngereAusschußerwidertemit einer Erklärung vom
21. Juni 1833, in welcherer daranerinnert,daßdieLandes¬
verfassungauf VerträgenberuheunddaßdahereinZweifel
hinsichtlichder richtigenDeutungdesBundesbeschlussesin
Bezugauf Mecklenburgin derThat nicht wohl entstehen
könne,daßer jedochals vorzugsweiseauf dieBewahrung
derLandesverfassungangewiesenesCollegiumfür die ertheilte
ausdrücklicheZusicherung,daßdieLandesverfassungdurchjene
Beschlüssenichtberührtwerde,seinenDank ausspreche.

Dem Range nach nimmt Mecklenburg- Schwerindie
dreizehnte,Mecklenburg-Strclitzdie neunzehnteStelle im
Bundeein. In derPlenarversammlungführt erstereszwei,
letztereseineStimme. Im EngerenRath habenMecklen¬
burg-Schwerinund Mccklenburg-StrelitzeineCuriatftimme,
die vierzehnte.In der Besetzungder Bundes-Mititär-Eom-
missionalternirt Mecklenburg-Schwerinmit den anderen
HauptstaatendeszehntenBundes-Armeecorps.Wegendes
gegenseitigenVerhältnissesbeiderGroßherzoglicheuHäuser
in Bezug auf den deutschenBundestagward unter dem
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•6.Oct. 1815 eineVereinbarungabgeschlossen.Nachderselben
wollenbeideHöfesichüberdiePersoneinesgemeinschaftlichen
BundeStagsgesandtcnvereinbaren.Auch über dessenIn¬
struction für die einzelnenAbstimmungensoll eineVerein¬
barungeintreten,im FalleentgegengesetzterAnsichtenaberein
Turnus stattfinden,nachwelchemzweimalhinter einanderdie
Meinung des schwerinschcnunddas dritte Mal die Mei¬
nungdesstrelitzischenHofesentscheidensoll.Schwerinträgt
nachdemselbenVerhältnißzweiDritthcile, Strelitz einDrit-
theil der KostenderBundesmission.

Die Phasender EinberufungeinerdeutschenNational¬
versammlung,derAuflösungdesBundestagesundder Ein¬
setzungeiner provisorischenCentralgewaltdurchliefMecklen¬
burg in derReihederübrigendeutschenStaaten. Es erkannte
auchdemnächstdie Gültigkeitder in Frankfurt beschlossenen
Rcichsvcrfassungan und war bereit, sichdempreußischen
Kaiserthumzu unterwerfen.JeneAnerkennungwar jedoch,
einer späterenErklärungzufolge,„nur in demSinne" ge¬
schehen,„daßdasWirksamwerdenderReichsverfassungüber¬
haupt,mithin auchfür MecklenburgvoneinerderVerfassung
entsprechendenBildung des Reichsverbandesund von der
LösungderOberhanptsfrageabhängigbleibenmüsse." Als
die Aussichtauf ein Wirksamwerdender in Frankfurtbe¬
schlossenenReichsverfassungverschwundenzu seinschien,trat
Mecklenburg(5. Juni) deinsogenanntenDreikönigsbündnisscbeiundberiefdieAbgeordneten,welchenichtschonauseigenem
Antriebeausgeschiedenwaren, ans der in Stuttgart tagen¬
denNationalversammlungzurück. Als auchdasDreikönigs-
bündnißgescheitertund am l. 'Sept. 1850die vonOester¬
reicheinberufeneBundesversammlungwiederzusammengetreten
war, folgteMecklenburgder preußischenPolitik, indemes
eineZeit lang auf demUnionsstandpunktebeharrtc, dann
aber (Mai 1851) den Bundestagvon Neuembeschickte.
Die österreichischeAufforderungzur Beschickungdesreacti-
virten Bundestagesward unter dem20. Sept. 1850vom
Grafenv. Bülow, GroßhcrzoglichSchwerinschcnMinister des
Auswärtigen,durchein Schreibenbeantwortet,in welchem
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die Anschauungder mecklenburgischenRegierungüber das
Rechtsverhältuißmit folgendenSätzendargelegtwird: „Die
neuerdingsaufgestellteund von einerAnzahldeutscherRe¬
gierungenadoptirtcRcchtsansicht,nachwelcherdie deutsche
BundesversammlungdurchihrenBeschlußvom12.Juli 1848
nur ihre Thätigkeitsuspendirt,nichtabersichdefinitivauf¬
gelöst habe,vermagdieGroßhcrzoglicheRegierungnichtzu
theilen. Sie ist vielmehrderUeberzeugung,daßsowohlnach
demWortlaut der damalsvon denBevollmächtigtenderauf
dem BundestagevertretenenRegierungenabgegebenenEr¬
klärungals auchderAbsichtnach,in welcherdieRegierungen
gehandelthaben, eine völlige und durchkeinenVorbehalt
bedingteAufhebungdesBundestagesstattgefundenhat. Dem¬
zufolgekannsieeinePflicht zurTheilnahmeaneinerWieder¬
herstellungjenes früherenOrgans des Bundes in seinen
damaligenFormenund Attributioneunichtanerkennen,sic
muß vielmehrder rechtlichenUeberzeugungsein, daß eine
solcheRestaurationnur durcheinenAct der freienZustim¬
mungsämmtlicherdemBunde ungehörigerRegierungenge¬
schehenkönne."

Die ConventionendeutscherStaaten, denenMecklen¬
burg beigetreten,sind: der Paßkartenvcrcin(18.Mai 1849),
der deutsch-österreichischePostverciu(1. Januar 1851), der
deutsch-österreichischeTelegraphenverein(1854), dieGothaer
Conventionvom 15. Juli 1851wegengegenseitigerUeber¬
nahmeAusgewiesener(11. Febr. 1853). Durch die Elb-
schifffahrts-Äctcvom23. Juni 1821wurdendieBeziehungen
derElbuserstaatenzu der Elbschifffahrtfestgestellt.

Hinsichtlichder in der Pricguitz bclegencnEnclaven
Rossow,Nctzebaudund Schönbergist der Großherzogvon
Mecklenburg-SchwerindurchdieConventionvom10.Januar
1827 dempreußischen Steuersystem beigetreten.Die
Auskunftaus diesenGebictsthcilcnwird nachVerhältnißder
Kopfzahlan denGroßhcrzogausgezahlt.Wegenderzwischen
Preußenund MecklenburgstreitigenLandeshoheitüberdas
ritterschaftlicheGut Wolde, auf der GrenzezwischenPom¬
mern und Mecklenburgsind wiederholt Verhandlungen
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gepflogen,zuletztim Jahre 1829. Dochhabendieselbenzu
keinemErgebnissegeführt. (Vrgl. Bd. I. 8. 826.)

In Hamburg bestehtnachaltem,vomKaiserbestätig¬
ten Recht'für den Postverkehrmit Mecklenburgein Ober-
postamtdesGroßhcrzogSvonMecklenburg-Schwerin.

Mit Lübeckhat derselbewegenwechselseitigerGleichstel¬
lungderStaatsangehörigenin AnsehungallerEinfuhr-, Aus¬
fuhr- undDurchfuhr-AbgabeneineConventionabgeschlossen,
welcheam5.Juni 1817publicirtward.Die denLübeckernbis
dahinobliegendejährlicheSendungdesMartensmannes,der
ein FaßRheinweinin denHofkellerzu Schwerinzu liefern
hatte,ward durchdie in demselbenJahre unter dem6. bis
11. Febr.abgeschlosseneConventionaufgehoben.ZumErsatz
dafür verzichteteLübeckauf daövon der schwedischenRegie¬
rungihr überlasseneRechtan dem„Postritt" und der„Post¬
fahrt" vonLübecknachWismar.

Die Handels-undSchifffahrtsverträge,welcheMecklen¬
burg-Schwerinmit vielenStaaten abgeschlossenhat, sind
Bd. II. 8. 184 aufgeführt. Unter dem22. Juli 1856 ist
cs der Pariser Erklärung vom 16. April 1856 überdie
Rechteder Neutralenim Kriegebeigelreten.

ConventionenwegengegenseitigerAufhebungdesAb-
schosscsbestehenfür Mecklenburg-Schwerinmit Schweden
und Norwegen(1820), Rußland(1824), denNiederlanden
(1836), der Schweiz(1838) und Belgien (1839). Die
Abzugsgcldcrfür mecklenburgischeAuswandererwurdendurch
Verordnungvom5. Febr. 1849 allgemeinaufgehoben.

WegenAuslieferungvonVerbrechernbestehenVerträge
mit Schweden(1806—1813),HolsteinundLauenburg(1817),
Oldenburg(1822), Frankreich(1847), Belgien(1851), den
VereinigtenStaaten von Nordamerika(1854), Oesterreich
(1854), ausgedehntauf politischeVerbrecher(1855). Auch
ist der BeschlußderBundesversammlungvom26. Januar
1854 wegengegenseitigerAuslieferunggemeinerVerbrecher
unter dem6. Dec. 1854 publicirt.

Mit Hannover,Lübeck,Hamburg,PreußenundDäne¬
mark,sowiezwischenbeidenMecklenburgwurden(1811 bis
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1822)ConventionenwegenAuslieferungvon Deserteuren
abgeschlossen.Später (1831-1832) ward eine Cartel-
conventionzwischendendeutschenBundesstaatenwegender
Deserteureerrichtet.

AußerderBundestags-GesandtschaftunterhältderGroß¬
herzoglichSchwcrinscheHof einenaußerordentlichenGesandten
und bevollmächtigtenMinister zu Berlin, einenGeschäfts¬
träger zu Wien, einenGeschäftsträgerund General-Consul
zu Hamburg(zugleichfür Lübeckund Bremen), undeinenMinister-Residentenzu Paris. Die beidendiplomatischen
Agentenzu Berlin und Wien stehenzugleichim Dienstdes
strelitzischenHofes. In Paris unterhält der letztereeinen
besonderenOllnrAs d’affaires.

Die Zahl der Handelsagenten,Generalconsuln,
Consuln und Vice-Consuln, welcheMecklenburg-
Schwerin im Auslandeunterhält, beträgtjetzt130. Sie
vertheilensichansfolgendeLänderundHandelsplätze:

Deutschland: Altona, Bremen,Danzig, Hamburg,
Königsberg,Memel, Pillan, Stettin, Swincmünde,Wien,
Triest (undFiume).

Belgien: Antwerpen,Gent.
Dänemark und die H erzogthümer: Friedrichs-

Hafen,Helsingör,Kiel, Kopenhagen,Thistedt,Wiborg.
Frankreich: Algier, Bordeaux,Brest, Celle, Cher¬

bourg,Havre, Marseille,Paris, Rouen,Toulon.
Großbritannien und Irland: Aberdeen,Belfast,

Bristol, Cardiff, Cork,Cowes,Dartmonth,Dowcr,Dublin,
Dundalk,Dundee,Falmonth,Glasgow,Glonccstcr,Grange-
mouth,Grcal Grimsby, Harwich,St. Hcliers, Hall, Great
Jarmouth,Leith, Limmcrick,Liverpool,London,Londonderry,
Milford, Newcastle,Newport, North Shields, Plymouth,
Ramsgateund Deal, Southampton,Stockton,Sunderland.

Ionische Inseln: Corfu.
Italien: Cagliari, Genna,Malta, Messina,Neapel.

Doch ist den mecklenburgischenConsulnin denjenigenvier
Plätzen,welchevon denhier genanntenim KönigreichItalien
belegensind,neuerdingsin Folge einesdiplomatischenZer-
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St.

mar,

würfnissesvon der italienischenRegierungdas Exequatur
entzogenworden.

Niederlande: Amsterdam,Harlingen,Rotterdam.
Portugal: Lissabon,Oporto, Setuoal.
Rußland: Archangel,Kronstadt, Moskau, Odessa,
Petersburg,Reval,Riga, Taganrog.
Schweden und Norwegen: Arendal,Bergen,Cal-
Christiania, Christiansand,Drammen, Drontheim,

Gothenburg,Hammerfest,Stockholm,Tromsoe.
Spanien: Barcelona,Bilbao,Cadix,Figueira,Gibral¬

tar, Mallaga, Torrwieja,Vigo.
Türkei: Syra.
Amerika: Bahia, Boston, Cincinnati,Fernambuco,

San Francisco,St. Louis,Mexico,Milwaukie,New-Aork,
New-Orleans,Paramaribo,Philadelphia,Port au Prince,
Quebeck,Rio deJaneiro, St. Thomas,Valparaiso.

Ostindien: Batavia,Singapore.
China: Canton.
Afrika: St. Helena.
Australien: Port Adelaide.
Mecklenburg-Strelitz hat Agenten,General-Cou-

suln undConsulnin Hannover(zugleichfür Braunschweig),
Hamburg, Lübeck,Wien; Bahia, Fernambuco,Helsingoer,
Moskau,St. Petersburgund Stockholm.

Die auswärtigenStaaten, welchebei denGroßherzog¬
lichenHöfenGesandte accrcditirthaben, sind: Belgien,
Brasilien,Dänemark,Frankreich,Großbritannien,Oesterreich,
Preußen,Rußlandund Schweden.Dieselbenresidirenaber
insgesammtaußerhalbMecklenburgs,dieMehrzahlin Berlin
undHamburg. General-Consuls oderConsuls für
das ganzeGroßhcrzogthumMecklenburg-Schwerinsindbe¬
stellt vonBrasilien(zuHamburg),Großbritannien(zuHam¬
burg),Niederlande(zuWismar), Portugal (zuHamburg),
Rußland(zuRostock),SchwedenundNorwegen(zuRostock).Die General-Consulatevon Brasilien, Großbritannien,den
NiederlandenundPortugalerstreckensichzugleichaufMecklen¬
burg-Ltrelitz. In denSeestädten werdenConsulnoder
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Vice-Consuluunterhalten: von Belgien, Großbritannien,
Dänemark,Frankreich,Hannover,denNiederlanden,Portu¬
gal, Preußen, Rußland und Spanienzu Rostock; von
Dänemark,Frankreich,Hannover,denNiederlanden,Preußen,
Rußland,Schwedenund Norwegenzu Wismar.

§. 4. Organisation der Verwaltungsbehörden.

A. Me cklei!burg -S chwer! n.
Die obereLeitungder Staatsverwaltungwird durch

Einzel-Ministerienund durchdas aus denVorständender
Einzel-Ministerien bestehendeStaats-Ministerium geübt.
DieseOrganisationtrat mit der EinführungdesStaats-
grundgesetzesvom 10. Oct. 1849 ins Lebenundward,nach
Wiederherstellungder altenLandesverfassung,durchdieVer¬
ordnungvom 4. April 1853 nur in mehrerenPunkten
ergänzt, vervollständigtund der altenVerfassungangepaßt.
Dies geschahnamentlichdurchErweiterungdesWirkungs¬
kreisesdes Staatsministeriums,unter Berücksichtigungdes
von denStändengeäußertenWunsches,daßim Verkehrmit
ihnendie collegialischcBerathungan dieStelle desVotums
eineseinzelnenMinisters tretenniöge.

Den Departements-MinisterienunddemStaatsministc-
rium steheninnerhalbihrer Ressortsalle Rcgieruugs-und
Verwaltungsbefugnissezu, welchebis zum10. Oct. 1849
demgeheimenMinisterium,sowie derRegierungundLehn-
kammerübertragenwaren. AusgeschlossenvondemGeschäfts¬
kreiseder Ministerien sind dieAngelegenheitendesGroß-
herzoglichenHausesundHofhalts, so weit der Großhcrzog
dieselbennicht durchbesondereVerordnungdenMinisterien
zuweist,sowiediedurchdieVerordnungvom 19.Dec.l849
demOberkirchenrathzugewiesenenGeschäfte.

Es bestehenvier Departements-Ministerien:1) für die
auswärtigen Angelegenheiten, 2) für das Innere,
3) für die Finanzen, 4) für dieIn stiz. Die Ministerien
für die auswärtigenAngelegenheitenund für das Innere
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sind unter einemund demselbenVorstandvereinigt. Ein¬
zelnewichtigereVcrwaltnngszweige,derengesonderteVer¬
waltungzweckmäßigerschien,sindin besonderenAbtheilungen
mit einzelnenDepartements-Ministerienverbunden. Die
„eigentlichenMilitär - Angelegenheiten"werdendurch das
Militär-Departementals selbstständigeBehördeverwaltet.
Der Director diesesDepartementshat beiBerathungmili¬
tärischerGegenständeSitz undStimme im Staats-Ministe-
rium. Die Vorständeder Ministerien führen den Titel
„Staatsminister"unddasPrädicat „Excellenz."

Dem Ministeriumder auswärtigen Angelegen¬
heiten gehörenan: die politischenBeziehungendesLandes
zumdeutschenBunde,zu denin demselbenvereintendeutschen
Staaten und zu auswärtigenRegierungen,überhauptder
gesammtediplomatischeVerkehrmit demAuslande,insbeson¬
deredieVerhandlungundderAbschlußvonStaatsverträgen,
so wie die Bestellungund Instruction von diplomatischen
Agenten,ConsnlnundHandelsagenten.

DemMinisterium des Innern ist die obereLeitung
der auf die innereLandesverwaltungbezüglichenRegierungs¬
geschäftein allendenjenigenBeziehungenzugewiesen,welche
nicht davon ausdrücklichausbeschiedcnsind. Insbesondere
stehendemselbenzu: ,

1. DieOberaufsichtauf die gesummtenCivilobrig¬
le itcn desLandes, sofernsichderenThätigkeitnichtauf
Gegenständebezieht,die in dasRessorteinesandernMiniste¬
riums gehören.Daher stehtihm dieCognitionzu: in allen
Communalsachen,in allenAngelegenheiten,die sichauf die
obrigkeitlichenRechteund Pflichtender Grundherrschaften
beziehen,im gesammtenArmenwewn,in Heimaths-und
Niederlassungssachen.Bei Entscheidungvon Recursenüber
Niederlassungenim Domanium tritt die Concurrenzdes
Finanzministersein,ausgenommendieNiederlassungen,welche
sichauf dieOrte Ludwigslust,Doberan,Dargun,Zarrentin
und Neuklosterbeziehen.

2. Die Handhabungder landesherrlichenPolizei¬
gewalt in ihren verschiedenenBeziehungen,verbundenmit



60 Staatskunde.

der Oberaufsichtauf gesammtepolizeilicheBehördenund
Institute. Zu demselbenressortirt daher die regiminelle
Thätigkeit

а) in Bezugauf die Sicherheitspolizei, nebstden
dafür bestehendenöffentlichenEinrichtungenund Anstalten,
insbesonderedieGendarmerie;

б) in Bezug auf die Wohlfahrtspolizei und als
dahin gehörig: die Gewerbesachen,mit EinschlußderDis¬
positionüber die zur Hebung der Industrie begründeten
privativ landesherrlichenodermit denStändengemeinsamen
Fonds, sowie der Aufsichtauf die zu industriellenZwecken
aus landesherrlichenoder LandesmittelnbegründetenAn¬
stalten; die Handelssachen,mit Einschlußdes Producten-
und Hausirhandelsund der zur BeförderungdesHandels
undseinerNebeugewerbedienendenAnstalten;dieLandwirth-
schaftssacheu,insbesonderedie Regnlirungder gutsherrlichen
und bäuerlichen,auchder Tagelöhnerverhälknisse,sowie die
Theilungvon GüternaußerhalbdesDomaniums, auchdie
AngelegenheitendespatriotischenVereins und andererland-
wirthschaftlicherGesellschaften;die Forst- und Iagdsachen,
mit Ausnahmeder auf das Domaniumbezüglichen,,sofern
es sichdabeium Ausübungder landesherrlichenoderlchns-
herrlichenAufsichtsrechcehandelt,mit Einschlußder Erlhei¬
lung derHolzfälluugsconsensein den ritterschaftlichenund
städtischenGütern; die Wege-, Chaussee-und Eisenbahn-
sachen^;die Schifffahrtssachen;die Strand- undHafensachen;
das Ent- und Bewässerungswesen;dieMaß- undGewichts-
sacheu,dasAichungs-undWardirungswesen,dieVictualieu-
sachen;dieFeuerpolizei-und Versicherungssachen,auchdas
ganzeVersicherungswesenund die obereAufsicht auf Ver¬
sicherungsanstaltenallerArt; dieAngelegenheitenderLandes¬
creditanstalten,insbesonderedesritterschaftlichenCrcdilvereins,
der Sparkassen,Bankenund ähnlicherAnstalten; die An¬
gelegenheitender Schützenzünfte,Todtenbeliebungen,Privat-
wittwenkassenund ähnlicherAnstalten; die Gesindepolizei-
sachcn;dieBaupolizeisachen;dasAuctionswesen;dasMarkt¬
wesen,sowohlin Bezugauf Jahrmärkte,Wochcnmärkte,als
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auf andereähnlicheVerkchrscinrichtungen,auchAuf- und
Vorkäuferei;Landarbeilshaussachen,sowie diepolizeilichen
Vorkehrungenin Bezug aus gemeingefährlichePersonen,
Heimathslose,Vagabondenund der CorrectionBedürfkige;
die Verleihungund Veränderungvon Ortsnamen, sowie
dieErhebungvonGrundstückenzu selbstständigenOrtschaften
undHauptgütern.

3. Die staatsbürgerlichenund bürgerlichenVerhält¬
nisseder Juden, mit Ausschlußder religiösenBeziehungen
derselben.

4. Die Aufnahmein den Unterthanenverband
und Entlassungausdemselben.

5. Die Ans wanderun gsfachen.
6. Die Landesgrenzsachen.
7. Die aufdasMilitär wesen bezüglichenGeschäfte

der Civilverwaltung, insbesonderedie Recrntirnngssachen;
die Einquartiernngs-undServicesachen;dieAnordnungin
Bezug aus die MärscheundVerpflegungeinheimischerund
fremderTruppenauf denselben.

8. Die Privilegirung der Stadt- undAmtsmusi-
canten,derFrohncr, SchornsteinfegerundViehverschneider.

Unter demMinisteriumdesInnern stehen:dasStaats¬
archiv, das Regierungsblatt,das statistischeBureau(ein
Dirigent undsiebenMitglieder),dasDirektorial-undsonstige
Karten-Depot,dieRegierungs-Bibliothek,derStaatskalender,
die Aichungs-und Wardirungsbehördeund dieVerwaltung
des Staatstelegraphen.Die Telegraphen-Directionbesteht
aus einemDirector, einemIngenieur,'einemSecretär,einem
Revisor. Die Telegraphenstalionensind: Schwerin (Cen¬
tralstation),Wismar, Rostock,Güstrow,Ludwigslnst,Mal¬
chin,Waren,Neubrandenbnrg,Neustrelitz,Doberan,Heiligen¬
damm,Teterow,Woldegk,darunterDoberanundHeiligen¬
dammnur als Sommerstationen.

Die Gewerbe- und Handelssachen werdenvon
einerbesondernAbtheilungim MinisteriumdesInnern be¬
arbeitet.
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DemMinisteriumder Finanzen gehörenan:
1. Die Leitung des gesummtenEtat-, Kassen-,Rech-

nungs- und Revisionswesens,so wie deslandesherrlichen
und Landesschuldenwesens.

2. Die obereAufsichtund Leitung der Verwaltung
aller für Landeszweckebestehendendirectenund indirccrcn
Abgaben,Steuern undZölle, demgemäßauchdie Entschei¬
dungvonBeschwerdengegendasVerfahrender dafürbestell¬
ten Verwaltungsbehörden,mit Ausschlußder Fälle, wo ein
gerichtlichesVerfahrenin Fragesteht.

3. Die obereLeitungderVerwaltungderGroßherzog¬
lichenDomänenund Forsten, mit Ausschlußdesfür den
GroßherzoglichenHaushaltbestimmtenTheils derselben.

4. Das Postwesen.
5. Die WahrnähmederlandesherrlichenPatronatrechte

in Bezugauf dasKirchen-und Pfarrvermögcn.
6. Die Verwaltung der nutzbarenRegalien.
7. Die finanzielleAufsichtüberdie aus denVerwal¬

tungender übrigenMinisterien aufkommenden,bei diesen
zur BerechnungstehendenGebührenanSporteln undsonsti¬
genGefällenunterBenchmungmit dembetheiligtcnMini¬
sterium.

8. Die Verwaltung der zu finanziellenZweckenlandes¬
herrlichbegründetenindustriellenInstitute, z. B. derSaline
zu Sülz, desGypswerkszu Lübtheenu. s. w.

9. Das Landgcstützu Redefin.
10. Die Landcslotteric,mit Ausschlußder Recurse

gegenEntscheidungender Lotterie-Direction.
1!. Alle außerordentlichenGnadenbewilligungenund

Gnadenunterstützungen.
12. Die öffentlichenBauten, so weit dieselbennicht

dembesonderenVcrwaltungsbereicheder anderenMinisterien
angehören.

Unter diesemMinisterium stehenvon denjetzigenBe¬
hördenund Instituten:

1. Das Revisions-Departement(mit einemRevisions-
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rath als Vorstand,13 Revisoren,6 Revisionsgehülfenund
2 Calculatorcn)

2. Die Renterei (1 Landrentmeister,1 Zahlmeister,
2 Kassiere,3 Rentschreiber).

3. Die Reluitions-Commission,in Verbindungmit
der früher selbstständigenSchulden-Tilgungs-Commission.

4. Die Central-Gebühren-Kasseder vier Ministerien.
5. Die Lehns-Gebühren-Kasse.
6. Das Steuer- und Zoll-Departement.
7. Das Kammer-Collegium.
8. Das Forst-Collegium.
9. Die General-Postdircction.
10. Die VerwaltungdesLandgestütszu Rcdefin.
11. Die Landeö-Lotlerie-Direction.
12. Die Central-Bauverwaltungs-Behörde(für alle

Staatsbauten,sofernsienichtdieHofhaltungs-undKammer-
Domänenbetreffen).

Das Kammer- und Forst-Collegium, welchem
dieVerwaltungderGroßhcrzoglichenDomänenund Forsten
mit AusnahmederzumHaushaltsgutgehörigenobliegt,steht
nichtnur unter demFinanzministerium,sondernist auchden
übrigenMinisterien untergeordnet,sofernseineThätigkeit
in dendiesenzugewiesenenRessortssichäußert.

Das Kammer-Collegium bestehtauseinemDirec-
tor und fünf Räthen,daruntereinemOberbaurath,welcher
zugleichDepartcmentsrathfür dasBaudepartcmentist. Zu
letzteremgehören9 Landbaumeister,einWasser-undWcge-
Baumcister,5 Baumeisterund 13 Bau-Conductcurc.Unter
jedemder LandbaumeisterstehteinDistrict. Die nichtin
dieseDistricte fallendenAemter bilden drei abgesonderte
Districle, deneneinBaumeistervorsteht.Der Departcmcnts-
rath ist zugleichVorsitzenderderBau-Prüfungs-Commission,
nebenwelchernocheinebesonderePrüfungs-Commissionfür
Feldmesserbesteht.Die Zahl derKammer-Ingenieursbe¬
trägt 32.

In der Kanzleider Kammerarbeiten5 Secretäre,
6 Registratoren,4 Kanzlistenund 2 Copiisten.
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Die unterenDomanial-Verwaltungsbehördensind die
Domanialümter, derencs im Ganzen45 gibt, nondenen
abermehrereeinzelnecombinirtsind. JedesAmt hat einen,
zwei,drei odervier Beamte, je nachdemUmfangdesGe¬
biets und derGeschäfte.Der ersteBeamteführt meistens
denTitel Amtshauptmanu,Drost oderLanddrost,derzweite
denTitel Amtmann,der dritteund viertedenTitel Amts-
verwalter. Die Aemtersind:

Im HerzogthumSchwerin: Bukow,Crivitz, Doberan,
Dömitz, Gadcbusch-Rehua,Grabow-Eldena,Grcvismühlcn-
Plüschow,Hageuow-Toddin,Lübtheen,Lübz, Mecklenburg-
Redentin(zu Wismar), Neustadt, Schwerin, Sternberg,
Wittenburg-Walsmühlen-Zarrentin.

Im HerzogthumGüstrow: Bakeudorf(mit Hageuow-
Toddin vereinigt), Boizenburg,Dargun-Gnoien-Neukalen,
Goldbcrg-Plau,Güstrow-Rossewitz,Ribnitz,Schwaan,Sta-
venhagen,dasSalineuamtSülze,Teutenwinkel(zuRostock),
Wrcdenhagen(zu Röbel).

Im Fürstenthum-Schwcrin:Bützow-Rühn,Marnitz(mit
Lübzvereinigt),Schwerin(mit demAmt SchwerinimHcr-
zogthumgleichenNamensvereinigt),Warin-Tempziu.

In der HerrschaftWismar: Neuklostcr(mit Warm
vereinigt),Wiömar-Pocl.

SämmtlicheAemtersindzu vier Kammerdistrictenver¬
einigt, von denenjeder unter der speciellenAufsichteines
der vier Räthe des Kammer-Collegiumssteht. Der erste
District umfaßtdie AemterBützow,Rühn, Dömitz, Gold-
berg,Plau,Güstrow,Roffcwitz,Lübz,Marnitz,Teutenwinkel,
Marin, Stcruberg,Tempzin,Neukloster,Wredenhagen;der
zweitedie AemterBoizenburg,Doberan,Gadcbusch,Rehna,
Grevismühlen,Plüscho«, Schwerin, Sülze, Wittenburg,
Walsmühlcn,Zarrentin; der dritte die Aemter Dargun,
Gnoicn, Ncukalen,Grabow, Eldena, Hageuow,Toddin,
Bakendorf,Lübtheen,Stavcuhagcu;der viertedieAemter
Bukow,Crivitz,Mecklenburg-Redentin,Poel, Neustadt,Rib¬
nitz,Schwaan.
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Unter derLeitungdesKammer-Collegiumstehenciust-
weileu nochdie Elde- und übrigenWasserzölle(mit Aus¬
nahmedes Elbzolles), welchezugleichmit denSchleusen¬
gelderndurchdie Schleusenwärtererhobenwerden,und die
Damm- und Brückengeld-Einnehmer.

Das Forst-Collegium bestehtaus denselbenPer¬
sonenwie das Kammer-Collegium,verstärktdurch einen
Obersorstrathund zwei Forsträthe. JedemdieserForst-
beamtenist einerder drei Forstdistricte,zu welchendie 18
Forst-Jnspectionenvereinigtsind, speciellüberwiesen.Der
ersteDistrict umfaßtdie JnspcctionenBützow, Goldberg,
Jasnitz, Steruberg,SchwerinunddenSchelfwerder-Forst;
der zweitedieJuspectionenDoberan,Gelbensande,Güstrow,
Rehua,Ritzerow, SchildfeldundWismar; der dritte die
JuspectionenDargun, Friedrichsmoor,Kaliß, Ludwigslust,
LübzundWabel.

Einer der Forsträtheist Präsesder Forst-Prüfungs¬
Commission.Den einzelnenJuspectionenstehtein Forst¬
meisteroder Oberforstmeistervor. Das übrige Personal
bestehtaus -Förstern,UnterförsternundHolzwärtern.

Die General-Po stdirection bestehtaus einem
Geueral-Postdirector,einemAssessor,einemPost-Jnspector,
einemPostsecretäru. s. w. Unter ihrer Leitungstehendie
Central- Postkasse,das Post- Hauptmagaziu, das Post-
Rcvisiousbureau,sodanndienachstehendenOber-Postämter
mit den ihnenuntergeordnetenPostämternund Post-Expe¬
ditionen.

1. Ober-Postamtzu Schwerin (Director, Ober-
Postsecrctär,Post-Commissär,zweiPostsecrctärc,6 Post-
schreiberu. s. w.) Postämter:Brüel, Crivitz, Gadebusch,
Hagenow,Parchim,Rehua,Schöuberg,Steruberg,Witten¬
burg. Post-Expeditionen:Bahnhöfezu Blankenberg,Hage¬
now,KleinenundSchwerin,Marnitz,Zarrentin.

2. Ober-PostamtzuGüstrow (Director, Ober-Post-
secretär,Postsecretär,4 Postschreiberu. s. w.). Postämter:
Bützow,Goldbcrg,Krakow,Lübz,Malchow,Penzlin,Plan,
Röbel, Waren. Post-Expeditionen:Bahnhöfezu Bützow

Thl. HI. 5
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und Güstrow,Dobbertin,Molzow, Serrahn.
3. Ober-Postamtzu Rostock (Director, 2 Postsecre-

tärc, 5 Postschreibcru. s. w.). Postämter: Neubukow,
Dargun, Doberan,Gnoicn,Neukalcn,Kröpelin,Lage,Mal¬
chin, Ribnitz, Schwann,Stavenhagen,Sülze,Tessin,Tete¬
row. Post-Expeditionen:Heiligendamm,Kleeth,Marlow,
Neu-Sanitz,Warnemünde,WustrowundBahnhösezuRostock
und Schwaan.

4. Ober-Postamtzu Hamburg (Director, Ober-
Postsecrctär,3 Postschreibcru. s. w.). Post-Expedition:
Bahnhofzu Hamburg.

5. Ober-Postamtzu Wismar (Director,Obcr-Post-
sccretär, Postsecretär,Postschreibcru. s. w.). Postämter:
Grevismühlen,Worin. Post-Expeditionen:Bollenhagen,
Dassow,Neuklostcr,Klütz.

6. Ober-Postamtzu Ludwigslust (Director, Post-
secretür, 3 Postschreibcru. s. w.). Postämter: Dömitz,
Grabow, Lübtheen,Neustadt,Redest».Post-Expeditionen:
Bahnhöfezu Brahlstorf,Ludwigslustund Pritzier.

7. Grenz-Postamtzu Boizcnburg.
8. Post-Spcditionsamtzu Rostock (unter demObcr-

Postamtsdircctorals Vorstand,6 Postschreiberu. s. w.)
Dem Ministeriumder Justiz gehörenan:
1. Die Oberaufsichtauf die gesammkeRechtspflegein

peinlichenwie in bürgerlichenSachen,sowohlin Ansehung
der streitigenals der freiwilligenGerichtsbarkeit,mit Ein¬
schlußder Vormundschafts-nndderHypolhckcnsachen,des
gerichtlichenDepositenwesensundder Erbregulirungssachen,
so wie überalle zum ZweckderselbenbestelltenBehörden,
PersonenundAnstalten. Insbesondere:

а) die Entscheidungvon Recursenin Justizsachen,so
weit solchenichtdenGerichtenzusteht;

б) dieEntscheidungvonCompctenzconflictenunterJustiz¬
behördenmit derselbenBeschränkung;

c) dieCognitionüber dieZulassungzumRichtcramtc,
zur AdvocaturundzumJustitiariate;
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ä) die Gnadcnsachcnim Bereicheder Rechtspflege,als
Arrogationen,LegitimationenunehelichGeborener,Volljährig¬
keits-Erklärungenund andereDispensationenvon denrecht¬
lichenBeschränkungender Bevormundeten,Ehescheidungen
aus landesherrlicherMacht, GestattungderWcdcrverhei-
rathunggegengerichtlichesVerbot, Abolitionen, Begnadi¬
gungen,Moratorien, Namensveränderungenvon Personen
u. s. w.;

o) die Aufsichtauf Strafanstaltenund Gefängnisse.
2. Die EntscheidungderRecursein Forst- undJagd-

frcvelsachcnund im Bereicheder Administrativjnsti;d. h.solcherStreitigkeiten,die ihremWesennachder gerichtlichen
Eognitionangehörenwürden,derenEntscheidungaberdurch
besondereGesetzedenAdministrativbehördcuzugewiesenist,
z. B. dieGehöftssachenim Domanium, die Lotlericsachcn,
die Strandungssachenu. s. w., mit Ausnahmeder hichcr
gehörigendemStaatsministcrinmvorbehaltenenFälle.

3. Die Lehn-undFideicommißsachen.
4. Das Verfahren in Bezug auf bona, vacantia,

worübernachfestgestellterBerechtigungdesFiscus dieDis¬
positiondemnächstdemFinanzministeriumzufällt.

Von den jetzt vorhandenenBehördenund Instituten
stehenunter diesemMinisterium: alle höherenundniederen
Justizbehörden,alle Vvrmundschnfts-undHypothckenbchör-
den, die juristischenPrüfungsbehörden,die Taxatorenfür
die gerichtlichenGüterabschätzungen,die Verwaltungender
Strafanstalten, das Departementfür das ritterschaftliche
Hypothekenwesen,unddie Fideicommißbehördezu Rostock.

Dem Ministerium der Justiz sind in besonderen
Abtheilungen für jetztbeigeordnet:

1. die geistlichen Angelegenheiten, mit Aus¬
nahmeder aus demlandesherrlichenOberbischofsamthervor¬
gehendenBefugnisseundPflichten, welchedurchdenOber-
kirchcnrathwahrgenommenwerden. Dahin gehören:

a) die Ausübungder landesherrlichenHohcitsrcchtcso¬
wohl in Bezugansdie lutherischeLandeskircheals auchin
allensonstigenreligiösenBeziehungen,insbesonderederAn-

5*
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gehörigendeskatholischenund reformirtenGlaubensbekennt¬
nisses, undder denselbenzu gewährendeSchutz,daherauch

6) die Oberaufsicht auf die Aufrechthaltungder ge-
sammtenkirchlichenOrdnung durchdieweltlichenBehörden,
besondersauch in polizeilicherBeziehung,die bezüglichen
Recurseund Dispensationen;

e) die religiösenVerhältnisseder Juden;
ck)dieOberaufsichtauf gesammtezu frommenundmil¬

den ZweckenbestehendenStiftungen undAnstalten, soweit
dieselbennicht einemanderenMinisterium nachdemihm
zugewiesenenRessortangehörenoderals kirchlicheInstitute
unter demOberkirchenrathstehen.

Unter der Abtheilungfür diegeistlichenAngelegenheiten
stehen:die kirchlichenBehörden,so weit solchenicht dem
Oberkirchenrathuntergeordnetsind, der jüdischeOberrath,
die Verwaltungsbehördender Landesklöster,die sämmtlichen
Wittwen- undWaisen-Jnstitute,dieLouisenstiftungunddie
städtischeStiftung für unverheiratheteFrauenzimmer,die
einzelnenStiftungen, Vereineund Wohlthätigkeitsanstalten
in denStädten.

2. Das gesammte Unterrichtswesen. Ins¬
besondere:

а) die AngelegenheitenderLandesuniversitätzuRostock;
б) die Oberaufsichtauf allehöherenundniederenöffent¬

lichenundprivatenSchul- und Bitdungsaustalten,so wie
die Ausübungder landesherrlichenSchulpatronate;

c) dieOberaufsichtauf alle gelehrtenStiftungen, auf
alle wissenschaftlichenundKunstinstitute,Gesellschaftenund
Anstalten,dasHoflheater;

ci) dieUeberwachnngder gesammtenauf das Unter¬
richtswesenbezüglichenOrdnung,derAusführungderbetref¬
fendenGesetzedurch die Ortsobrigkeiten,die bezüglichen
Recurseund Dispensationen.

Als Referentenin dieserAbtheilungfungiren zwei
Schulräthe.
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3. Die Med i ci nal fachen. Insbesondere:
s.) die Oberaufsichtauf die für dieGesundheitspflege

bestehendenöffentlichenundPrivatanstaltenundBehörden;
6) die Cognition und Entscheidungüber die Zulassung

zur AusübungderHeilkundeundGeburtshülfedurchAerzte,
Wundärzteoder Thierärzte; die Oberaufsichtauf das ge-
sammteHebammenwesen,die Apotheken,dieBereitungund
denVertriebvonArzneienundGiften;

c) dieOberaufsichtauf die gesammteMedicina!- und
Gesundheitspolizei,die Ausführungder betreffendenGesetze
durch die Behördenund die Entscheidungder bezüglichen
Recurse.

Unter dieserAbtheilungstehen:die Medicinal-Com-
mission,die Badeanstaltenunddie Irren-Heilanstalten.

Die GesammtheitderVorständeder aufgeführtenDe¬
partements-MinisterienbildetdasStaats-Ministerium.
In demselbenfindetcollegialeBerathungundBeschlußnahme
statt, zu derenLeitung ein Präsidentaus derZahl der
Mitglieder bestelltist, welchemin denSitzungendesCol¬
legiumsdasPräsidiumzusteht,wennnichtder Großherzog
selbstdenVorsitzführt.

Zur CompetenzdesStaats-Ministeriumsgehörennach¬
folgendeGegenstände:

1. Die gesammteGesetzgebung,mögesiesichin Be¬
gründungneueroder in der Erneuerungund authentischen
Interpretation schonbestehenderGesetzeund Verordnungen
äußern.

2. Der gesammteVerkehrmit denStändenundderen
verschiedenenRepräsentationenin Bezugauf derenpolitische
Gerechtsame,alsomit AusschlußderjenigenFülle, wo die¬
selbenauf Grund bestehenderGesetzeoderVereinbarungen
an der Administrationvon VerwaltungseinrichtuugenTheil
nehmen,oderals Directionvon Privatinstitutenin Betracht
kommen,in welchendemcompetentenFachministeriumdie
Ausübungvon Rcgierungsrechtenzusteht.

3. Alles was sichauf dieBerufungund Schließung
der ordentlichenund außerordentlichenLandtage,sowie auf
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die Bestellungund Instruction der Landtagscommissarien,
Feststellungder LandtagSpropositiouenund sonstigenVor¬
lagenan die versammeltenStände,dieFormirungderLand¬
tagsabschiedeund sonstigenResolutionenüberständischeEr¬
klärungenund Anträge,ferner ausdieBestellungderLand¬
rätheund Landmarschällebezieht,imgleichcndie Beschluß-
nahmeüber die Einberufungder Landräthein wichtigeren
Landesangelegenheiten.

4. Veränderungenin derOrganisationderLandesver¬
waltungund der Competenzder Ministerien.

5. DeclarationenderVerordnungüberdieCompetenz
der Ministerien und Entscheidungvon Competenzconflicten
unter denselben.

6. Die Berathung und Feststellungsolchergrößerer,
auf die Zweckedes Landeöregimentsin erheblichemMaße
zurückwirkenderneuerVerwaltungsgrnndsätzeundMaßregeln,
die nichtschonals Gegenständeder Gesetzgebungandasselbe
gelangen.

7. Die Vorbcrathungder in Bezug ans Besetzung
höhererBeamtenstellendemGroßherzogzu machendenVor¬
schlüge.

8. BeschlußnahmeüberKündigungenund unfreiwillige
Dienstentlassungender angestelltenBeamten,auf derenPen-
sionirnngaus disciplinarischenGründen.

9. Entscheidungvon Rccnrscnin dennachstehendbe¬
nanntenFällen:

a) in Streitigkeitender Stadtmagistratemit denbür¬
gerlichenRepräsentationen,dieverfassungsmäßigenBefugnisse
beiderbetreffend;

in Streitigkeiten, die unfreiwilligeAbtretungvon
Eigentumsrechtenauf Grund der darübererlassenenver¬
schiedenenGesetzebetreffend;

o) in Stempelsachenaus der Stempelordnnngvom16.
August1827,soferndasStrcitobjecteineSummevon über
50 Thaler beträgt;

ä) in CollateralcrbsteuersachcnausderVerordnungvom
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12. Febr. 1835,wennderGegenstandder Beschwerdeüber
50 Thlr. beträgt;

e) in Hypothckensachenans derrevidirtenHypothekcn-
ordnungfür Landgütervom 18. Oct. 1848undderL-tadt-
buchordnung.

1) in Fidcicommiß-Sachcnaus der Verordnungvom
16. Juni 1842;

g) in StreitigkeitenüberdieRegulirungder kirchlichen
AuSgabe-Etatsaus der Verordnungvom21. April 1832.

10. BestätigungerkannterTodesstrafen.
11. Entscheidungüber Anträge auf Eröffnung des

Rechtswegesgegenden Großherzog,die Mitglieder des
GroßherzoglichcnHausesund dieMinisterienin Füllen,wo
dereneigeneVerhaftungin Anspruchgenommenwird, im-
gleichcndie Entscheidungvon Recursengegennachgesetzte
BehördenwegenversagterEröffnungdesRechtsweges,ohne
jedochhiedurchdie Fachministcrienin ihremRechtder Be¬
stimmungüber die den erhobenenAnsprüchenzu Grunde
liegendenVerhältnisseweiterzu beschränken.

12. Beschlußnahmeüber die wichtigerenBeziehungen
desLandeszumdeutschenBunde, insbesondereüberAbän¬
derungderBundesverfassungund Bundesgefetze,sowie die
UebernahmeneuerLasten.

13. BeschlußnahmeüberwichtigeMaßregelnder aus¬
wärtigenPolitik, insbesonderedieRatificationundKündi¬
gungvon StaatsVerträgen.

14. Die hausvertragsmäßigenCommunicationenmit
Mecklenburg-Strelitz.

15. BeschlußnahmcüberMaßregeln,die durchaußer¬
ordentlichewichtigeVorkommenheitenhervorgerufenwerden.

Nur in den aufgeführtenPunktenunddenihm etwa
durchdenGroßherzogselbstnochgelegentlichzur Begutach¬
tung zugewiesenenFällenübt dasStaats-Ministeriumseine
Thätigkeit. Es wird also die Selbstständigkeitder Fach-
ministerienin ihremVerwaltnngsbereichdurchdasselbenicht
beschränktund namentlichbildet dasStaats- Ministerium
keineRecursbehördefür die übrigenMinisterien. Der Ge-
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schäftsbetriebinnerhalbder Fachministerienund den ihnen
beigeordnetenAbtheilungenistbureaumäßig.Die Ministcrial-
räthe und die übrigen mit der Bearbeitungder einzelnen
GegenständebeauftragtenMinisterialbeamtenhabennur eine
berathendeStimme; die Stimme desVorstandesist in allen
Angelegenheitenallein entscheidend.Dasselbegilt auchnon
demVorstandedes Militär-Departements. In Füllender
Behinderunghat jederMinisterialvorstandeinemder übrigen
Ministerialvorstündedie Stellvertretungzu übertragen.

Der Minister der auswärtigenAngelegenheitenunddes
Innern führt zugleichdas Ministerium für dieAngelegen¬
heitendes GroßherzoglichenHauses, sofernsic nicht zum
GroßhcrzoglichcnHaushaltgehören.

Eine Einthcilung des Landesin Verwaltungs-Bezirke
oderKreiseist nur in Bezug auf einzelneZweigederVer¬
waltung(Recrutirung,Wegebesichtignngu. s.w.), nichtaberim Ganzenvorhanden.

B. Mecklenburg-Strelitz.
Die höchsteBehördeist dasGroßhcrzoglichcStaats-

Ministerinm zu Neustrelitz, repräsentirtdurch einen
Staats-Minister, der eine Geheime Kanzlei zu
seinerVerfügung hat. Das Staatsministeriumverwaltet
die auswärtigenAngelegenheitenunddieAngelegenheitendes
GroßhcrzoglichcnHanfes. Unter ihin steht auchdasGe¬
heime Archiv.

Die obereVerwaltungsbehördefür die innerenAnge¬
legenheitendes Großherzogthumsist die Großhcrzoglichc
Landes-Regicrung zu Neustrelitz,bestehendaus dem
Staats-MinisterundzweiRegierungsrüthen.Die Regierungs-
Kanzleibestehtaus demselben,nur durcheinenRegierungö-
Secrctär vermehrtenPersonalwie die GeheimeKanzlei.

Die Lehnsachenwerdenvon der Lehnkammer ver¬
waltet, die aus demStaats-Minister undeinemder beiden
Regiernngsräthebesteht.Sie istzugleichprovisorischGerichts¬
behördefür die Fälle, in welchendieGroßherzoglicheJustiz-
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kanzleiodereinzelneMitgliederderselbenaus ihrenamtlichen
Handlungenoder als Hypothekenbehördevermittelstrechtlich
zulässigerEntschädigungsklagcnin Anspruchgenommenwer¬
denkönnen.

Der Staats-Minister repräscntirtauchdie Geheime
Commission, zur VerwaltungdesSchuldcnwcsens,und
in Verbindungmit zwei anderenGroßherzoglichenCommis¬
sarien die Finanz-Commission. Die Großherzogliche
Rentei wird durcheinenLandrcntmeister,einenRentmeister,
einenKassierund einenRentschreibergebildet.

DieMilitärsachenverwaltetdasMilitär-Collegium,
welchesunter dem Staats-Minister als Chef aus zwei
Räthen,daruntereinemMilitär, besteht.

Das Kammer- und Forst-Collegium verwaltet
dieGroßherzoglichenDomanial-GüterundForstenunddas
Steuer-,Post-undZoll-Regal. Das Collegiumbestehtaus
einemDirectvr, zwei Räthen und zwei Assessoren.Die
Kammer-Kanzleizählt einenKammer-,einenPost-undeinen
Steuer-Secretär,drei Registratoren,welchedanebenzu der
Zahl der Revisorengehören,undeinigeBeamtederunteren
Grade.

Eine besondere,durchHinzutritt einesBaurathsver¬
stärkteAbtheilungder Kammerbildetdas Baudeparte¬
ment, unterwelchemeinLandbaumeister,einBauconducteur
und zweiBauschreiberstehen.DiesesDepartementhat auch
die obereLeitungderVerwaltungder Staats-Chausseen.

Die vier Domanial-Aemtersind: Feldberg, Mirow,
Stargard und Strelitz. Sic habenjedesnur einen Ver-
waltungsbeamtcn,der denTitel Drost führt, danebeneinen
richterlichenBeamten. Auf demAmtsgebieteunddemBau¬
hof beiFürstenbergwerdendie Cameral-Amtsgeschäftevon
demStadtrichterzu Fürstenbergverwaltet.

Unter der Kammerstehendie KornbödenundMaga¬
zine zu Neustrelitz,Feldberg,Mirow undStargard. Als
herrschaftliche Monopolien werdenin derHerrschaft
Stargard ein Amtsmnsikant,10 Schornsteinfeger,4 Froh-
nereienund 2 concessionirteKammerjägeraufgeführt.
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Das Forstdepartement steht unter Leitung des
Kammcrdirectors,welcherzugleichOberlandforstmcisterist
und de»Auftrag hat, für dieAusführungdervomKammcr-
undForst-CollegiumbeschlossenenMaßregelnim Forstwesen
zu sorgenund Namensdes Collegiumdie unmittelbare
Inspectiouder gesammteueinzelnenForstenzu führen. Es
gibt achtForsten(Forstbezirke):die Rowacr, Lüttenhäger,
Hinrichshäger,Blumenhäger,Altstrelitzer,Steinförder,Mi-
rower und NenstrelitzcrForst. Jedehat einenOberförster
und eineAnzahlUnterförstcr.

NebendemForstdepartementbestehtnochein besonderes
Ja.gddepartcment. Dasselbewird durcheinenKammer¬
rath, der zugleichOberjägermeisterist, und einenKammer-
Assessor,der zugleichJagdjunkerist, gebildet.

Unter abgesonderterVerwaltung,steht das sogenannte
Cabinets-Amt, welchesdie Hohenzieritzcr,Prillwitzcr
undWcisdinerGüterbegreift,undderdazugehörigeCabincts-
forst-District.

Die P ostverwaltu ng begreiftin sich: das Hof-
PostamtzuNeustrelitzund diePostämterzuFeldberg,Fried-
land, Fürstenberg,Mirow, Neubrandenburg,Stargard,
Strelitz, WeseubergundWoldegk.

Die unterobrigkcitlicheund administrativeBehördedes
FürsteuthumSRatzeburg in allenRegimiual-undPolizei¬
sachenist dieLaudvogtci zu Schöuberg.Dieselberessor-
lirt unmittelbarzur Landes-Regierungin Neustrelitz.Sie
bestehtaus einemVorsitzenden,der denTitel Oberlanddrost
führt, einemJustizrath,undeinemAuditor,nebstdemerfor¬
derlichenUntcrpersonal.Das Finanzwesenstehtunter der
Finanz-Commissionzu Neustrelitz.Das Dom anen-Amt
derLandoogteizu Schönbergbesorgtalle ökonomischenund
Camcral-Gcschäfteim Fürstenthumund ressortirt in allen
dahineinschlagendenAngelegenheitenzunächstzumKammer-
und ForstCollegiumin Neustrelitz.Das letzterehat auch
die obereLeitungdesForst- und Jagdwesens.Die specielle
Aufsichtführt ein Oberförster. Die Forstenzerfallenin
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fünf Bezirke: die Rupensdorfer,Schlagsdorfer,Stover,
SchöncbergerundMannhägerForst.

Die AusübungdesPostregalsint FürstenthumRatze¬
burg ist einstweilenau Mecklenburg-Schwerinüberlassen.

Als herrschaftlicheMonopolicnim Fürstenthumwerden
namhaftgemacht:einStadt- undAmtsmusikus,einSchorn¬
steinfeger,zweiViehverschneider,eineFrohnerei.

§. 5. Fiiuiii)- undZchuldenrvesen.
I. Einnahme und Ausgabe.

Wie der LandesherrseineDomanial-Einkünftenach
seinemErmessenund ohneirgeubeine ständischeControle
verwendet,sogilt dasselbeauchvon derordentlichenContri-
butionund densonstigenin die landesherrlicheKassefließen¬
den Einnahmen.Auf der gesummtenAuskunftruhet nur
die allgemeineVerpflichtung,daßvon derselbendie Kosten
derRegierungundVerwaltungzu bestreitensind: aberüber
dieArt, wie dieseVerpflichtungerfülltwird, hat derLandes¬
herr nachder bestehendenVerfassungKeinemRechenschaft
abzulegen.Ein Staatsbudgetist demnachnichtvorhanden.
Nur in einigenspeciellenZweigender Landcsverwaltnng,
wo für einzelneneuhcroorgeireteneBedürfnisseneueMittel
aufzubringenwaren, haksicheineBeschlußnahmeund Con¬
trole der Stände überEinnahmeund Ausgabeund somit
ein partiellesBudgetsystcmausgebildet.'Siebendiesenbeiden
Arten der Einnahmeund Ausgabefür öffentlicheZwecke,
der rein landesherrlichenund der landesherrlich-ständischen,
stehtals dritte Art die rein ständischeEinnahmeundAus¬
gabe.

A. Landesherrlicher Etat.
An neuerenVeröffentlichungenüberdie landesherrlichen

EinnahmenundAusgabenfehlt es in beidenGroßhcrzog-
thümcrngänzlich.Die Grundlagefür die nachfolgendeDar¬
stellungkönnendahernur dieUebersichtenüber denStand
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der landesherrlichenFinanzenbilden, welchevon denCom¬
missarienbeiderGroßherzogeder Abgeordnetenkammervon
1848 vorgelegtwurden. Im Jahre 1850 ward der Abge¬
ordnetenkammerdesGroßherzogthumsMecklenburg-Schwerin
nocheinStaatshaushalts-Etatfür dasJahr 1850bis 1851
vorgelegt,welchergleichfallsmanchesMaterial darbietet,
indessen,weil er die TrennungdesStaatsguts vomHaus¬
gut undderStaats-EinnahmeundAusgabevon der landes¬
herrlichenvoraussetztund auchin anderenStuckendurchdie
damaligeGestalt des Staates bedingtist, nicht durchweg
brauchbareAnhaltspunktegewährt. RebendiesenQuellen
ist man ansDasjenigeverwiesen,was seitdemüber einzelne
VeränderungenimEinnahmen-undAusgaben-Etatgelegentlich
bekanntgewordenist.

a) Mecklenburg-Schwerin.

1. Einnahme.
1. Domänen und Fo r sten. Die Einnahmeaus

denDomänenwurde im Jahre 1848 auf 2001620Thaler
angegeben,mußsichaberin FolgedergestiegenenPachtpreise
seitdemnochbedeutendgehobenhaben; die Einnahmeaus
denForstenbetrug225850Thlr., mit Einschlußvon11110
Thaler für verkauftesWild und verpachteteJagden. An
einzelnenRubrikensindhervorzuheben:

ErbpachtvonHöfen42726Thlr., ZeitpachtvonHöfen
878671Thlr.; ErbpachtvonDörfern 138274Thlr., Zeit¬
pacht von Dörfern 464167 Thlr. Dazu nochans Höfen
und Dörfern: von Mühlen 65224 Thlr., Quitungsgebühr
und Porto auf Pacht 8478 Thlr., ordentlicheHufenstcuer
33637 Thlr., Erhcbungsgebührdarauf2099, für Befreiung
von Hand-und Spanndiensten62729 Thlr., für Befreiung
von Ausfütterungder Hetzhunde6757 Thlr., für Befreiung
vom Schmiedezwange12962, für Befreiung vomMahl¬
zwange3548 Thaler. Im Ganzenvon denHöfen941210
Thaler, von denDörfern 783590Thaler.
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Saline zu Sülz 75250Thlr., Gypswerkzu Lübtheen
1810 Thlr., Brauereienund Branntwein-Brennereienzu
Dargun, Doberanund in denAemternCrivitz, Hagcnow,
Lübz,RühnundMarin 2151Thlr..; Ziegeleien54249Thlr.;
Kalkbrennereien13910Thlr.

Gerichtlicheund außergerichtlicheVerwaltungsgebühren
26110 Thlr., desgleichenStrafgefälle4512 Thlr.

Alle vorstehendenEinnahmenwerdenvon denAemtern
erhoben.AußerdemerhebtdieKammerzu eigenerVerwal¬
tung an Accidenzienfür Pachlcontracterc. 30000 Thlr.,
an Brandentschädigungsgeldernund anderenzufälligenHe¬
bungen13000Thlr.

LandgestütRedefin 14460 Thlr. SeebadDoberan
23180Thlr., darunter13208Thlr. Gold vonHazardspielen
(als Reinertragvon 25400Thlr. Gold, wovondie Spiel¬
geberrc. 48 pCt. empfangen).

VerkauftesHolz 156000 Thlr., Lohn 8187 Thlr.,
Kohlen1200 Thlr., Torf 27098Thlr., verpachteteAecker,
WiesenundWeide12826Thlr.

2. Durchgangs-Abgaben. Die Einnahmeaus
demTransitzollauf derHamburg-BerlinerEisenbahnbetrug
nachdemAnschlagvon 184856000Thlr., ist aberseitdem
beträchtlichgestiegenundbetrugim fünfjährigenDurchschnitt
von 1854bis 1859 jährlich182000Thlr. Die Einnahme
aus demElbzollbetrug1848205000Thlr., im fünfjährigen
Durchschnittvon1854bis 1859abernur noch113000Thlr.

Die in den beidenSeestädtenerhobenenDurchgangs-
Abgabenkommenbei derEinnahmeaus derRostockerAccise
und demWismarschenLicentin Ansatz.

3. Steuern undLand- und Bin neu- Wasser-
Zölle. Die Steuern werden,abgesehenvonderDomanial-
Hufensteuer,welcheschonbeiderEinnahmeausdenDomänen
veranschlagtist, in derVorlagevon 1848zu 444924Thlr.
berechnet.Darunter: StaatsgeldvonWismar 3150 Thlr.,
ordentlicheHufensteuerder Ritterschaft95892Thlr., Do-
manial-Nebensteuer89440Thlr., rirterschaftlicheNcbensteuer
13241 Thlr., Accisezu Rostock78250 Thlr., Licentzu
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Wismar 15200Thlr., landstädtische©teuernin denStädten
137090STtjtr.,desgleichenin denDomanialflecken7460Thlr.,
Landes-Lotterie4627Tblr.

Die Zölle, mit AusnahmederTransitzölleauf der
Elbe und der Eisenbahn,trugen 53680Thlr. Die Ein¬
nahmeaus denZöllen ist aberseitdemgestiegen.Sie be-
liefen sichnachdemDurchschnittderbeidenJahre1856—58
aus 61,688 Thlr. für die Landzölle,4,307 Thlr. für die
Elde- und Stör-Zölle und 6,131 Thlr. für die Binnen-
Elbzölle,Summa72,126Thlr.

4. Sonstige Einnahmen. DerenGesammtbetrag
ist, nachder Vorlagenon 1848, 595,031Thlr. An ein¬
zelnenRubrikensindhervorzuheben:

Post 285,730Thlr.
Chausseegeld44,564Thlr.
Civil-Adminisiration188,309 Thlr. Darunter: Ge-

bühren der Regierung 10,000 Thlr., der Lehnkammer
12,000Thlr., Landemialgelder,AllodificationeuundRecog-
nitionen 36,380 Thlr., Gebührender Hypothekenkammer
8000 Thlr., Gebührenfür Rechtspstegeder Landes-und
Stadtgerichte33,000 Thlr., Jrrenheilanstalt33,000Thlr.,
Strafanstalt Dreibergen16,250Thlr., Kämmereizu Lud¬
wigslust8,830 Thlr.

Hoftheater21,870Thlr.
Militär-Administration17,016Thlr. Darunter: Uu-

terhaltungsgelderfür dasStrelitzerCavallerie-undArtillerie-
Contingeut9,8M Thlr.

Aus Verträgenmit denStänden17,016Thlr. Dar¬
unter: von gesammtenLandständeuznmerhöheteuEtat der
Landesgerichte7,000Thlr. ; vonderLandschaftallein: Dber-
aufsichtskosten2,333 Thlr., aus derSteuer-Erhöhungskasse
zur Unterhaltung der GroßherzoglichenPatronatkirchen
3,600Thlr., zn denErhebnngskosteudieserSteuer-Erhöhung
4,083 Thlr.

NachMaßgabederAufstellungvon 1848 stelltsichdie
landesherrlicheGesammt- Einnahmeauf 3,582,555Thlr.
DerStaatshaushalts-Etatfür 1850-—51berechnetdieorbent--
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licheGesammt-Einnahme,unter Mitberechnungder außer¬
ordentlichenContribution,abermit AusbescheidungdesEr¬
tragesderdamalsals HausgutausgeschiedenenBestandtheile
des Domanium, auf 3,607,843Thlr. Zu der Schrift:„Die Grund-Uebeldes mecklenburgischenSteuerwesens"
(Rostock1860)wird „im Hinblickaufdieseitdemeingetretene
bedeutendeSteigerungderRcvcnüenaus denDomänen,den
PassageabgabenunddenSteuern"diegegenwärtige„Gesammt-
Staats-Einnahme",mit Einschlußder RevenuendesHaus¬
haltsguts undunterHinzurechnungeinerdreimaligenErhe¬
bung der außerordentlichenContribution, auf mindestens
4 Millionen Thaler geschätzt,und zwar nachfolgenden
Hauptpositionen:Domauial-Revenuen2,200,000 Thlr.,
Passage-Abgaben360,000 Thlr., Steuern und Zölle
1,000,000Thlr., sonstigeEinnahmen440,000Thlr. Ziehtman von diesenSummenbei denetwaszu hochgegriffenen
Passageabgaben60,000 Thlr. ab, und bei der Position:SteuernundZölle, die nachunsererEintheilungnichthieher
gehörigeaußerordentlicheContribution,und erhöhetmandiebeiden anderenPositionen um resp. 50,000 Thlr. und
160,000 Thlr., wozu man vollkommenberechtigtist, soerhaltmanfolgendenEinnahme-Etat:

Domanial-Revenüen2,400,000Thlr. — 60 pCt.
Passage-Abgaben 320,000 „ — 8 „SteuernundZölle 640,000 „ — 16 „SonstigeEinnahmen 640,000 „ — 16 „

Summa4,000,000Thlr. — 100 pCt.

2. Ausgabe.
Die HauptposinoncuderAusgabesind nachdemAn¬schlagevon 1848dienachstehenden:
1) Domänen und Forsten 1,043,160Thlr. Da¬von fallen auf dieKammerverwaltung850,480Thlr., auf

die Forstverwaltung192,680Thlr. An einzelnenPositionen
sindhervorzuheben:

Besoldungender Domanialbeamteu151,655 Thlr.,
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Geschäftsbetrieb21,080Thlr., Gcrichtskosten9,990 Thlr.,
Zuschüssezu denArmenkassen69,020Thlr., geistlicheGe¬
bührenund Pachte27,940Thlr., Zuschußzur außerordent¬
lichenHnfensteuer24,470Thlr., Zuschüssezu denL>chul-
kassen11,250Thlr., RegulirungundVerbesserungderFeld¬
marken23,910Thlr., SalineSülz 21,530Thlr., Ziegeleien
30,240 Thlr., Kalkbrennereien7,200 Thlr.

Besoldungender Mitglieder des Kammer-Collegiums
45,380Thlr., desBaudcpartcments13,190Thlr., Beiträge
zu denUnterhaltungskostendesCriminal-Collegiumsunddes
Landarbeilshauses15,917Thlr., Landes-Aulageuvon den
incamerirtenGütern 9,973Thlr., Kammer-Administrations-
kosten 19,940 Thlr., Laudbauten in den Aemtern
125,093Thlr., Strom- und Deichbauten19,640 Thlr.,
geistlicheBauten45,447Thlr.,LandgestütRcdefin47,040Thlr.,
SeebadDobcran20,340Thlr.

Bei denForst-Jnspcctionen146,820Thlr. Darunter:
Besoldungen,Diäten,Hausmiethen,Fouragegelder73,9l3Thlr.,
Hau-, Säge-, Torfstech-und Müllcrlohn 29,831 Thlr.,
sm Forstverbesserung33,521 Thlr.

Bei der Hauptforstkasse29,670Thlr. Darunter: Be¬
soldungenundFouragegelder11,083Thlr., Neubautenund
Reparaturen14,111Thlr.

Außerdembei denForstinspectiouenund der Haupt-
Forstkassefür Jagden16,190Thlr.

2. Steuern 83,662 Thlr. Darunter: Accise in
Rostock15,320Thlr., au die Stadt Rostockzu zahlender
Antheil an der Accise14,400 Thlr., Licent zu Wismar
3,680Thlr., landstädtischeSteuern47,540Thlr., Domanial-
flecken2,140 Thlr.

3. Zölle 35,780Thlr. Darunter: Elbzölle,Boizen-
burg7,700Thlr.,Strelitz'scherAntheilamElbzoll!3,800Thlr.,
Dömitz6,700 Thlr.; Landzölle7,580 Thlr.

4. Post 235,730 Thlr. Darunter: Besoldungen
67,039Thlr., Bureaukosten7,060Thlr., Beförderungskosten
der Postenca. 150,000Thlr.

5. Chausseen 60684Thlr.
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6. Civil-Administration 494770 Thlr. Davon:GeheimesMinisterium und Regierung78587 Thlr.
Darunter: feststehendeGehalte63134Thlr., Commissarien
im FachederGesetzgebung5500 Thlr., Commissionskostcu
und Reisenin Staatssachen1200 Thlr., Bureaukostenund
stskalischeBedürfnisse7100 Thlr.

Special-Departementin Städte-undPolizeisachen,auch
Referatin Residenz-und Schulsachen11553Thlr.

Steuer- undZolldepartement5148 Thlr.
Hypolheken-Departement8212 Thlr.
Cabinet7775 Thlr.
Revisions-Departement15926Thlr.
Renterei9690 Thlr.
LegationcnundBundcsaugelegcnheitcn28350 Thlr.
Archiv4903 Thlr.
Justizbehörden.Ordentlicheund außerordentlicheBei¬

trägefür dasOber-Appellations-Gericht10973Thlr. Justiz¬
kanzleien:Schwerin22556Thlr., Güstrow21249 Thlr.,Rostock22760Thlr. Criminal-CollegiumzuBützow4993Thlr.Prüfungs-Commissionfür Rechtö-Candidaten1760 Thlr.Stadtgerichte35933 Thlr.

GeistlicheAngelegenheiten.Consistorium1520 Thlr.Superintendenten,Prediger, Küsterrc. 15418Thlr. Pa¬tronatlasten1350Thlr. TheologischePrüfungs-Commissionen
1010 Thlr.

UniversitätRostock. Oberaufsichtskosten1003 Thlr.Unterhaltungskosten43471Thlr.
Schul-Anstalten.Gymnasien:Schwerin 8270 Thlr.,Parchim9590 Thlr., Güstrow4560 Thlr. Schullehrer-

Seminarzu Ludwigslust8940Thlr. Taubstummcn-Jnstitut
daselbst1960 Thlr. Realschulein Schwerin5450 Thlr.Bürgerschulenin verschiedenenStädten2610 Thlr. Navi¬gationsschulen1270 Thlr.

Landarbcitshaus5392 Thlr. Medicinal-Collegium
2060 Thlr. Kreis-Physiker1400Thlr. Irren-Heilanstalt
zu Sachsenbcrg34130 Thlr. Strafanstalt Dreibergen
22370Thlr.

Thl. III. 6
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Kämmereizu Ludwigslust14800Thlr.
Für Pferderennenund Förderungder Industrie und

Kunst7241 Thlr.
7. Groß herzogliche CHatrulle und Haus

141937Thlr.Darunter:GroßherzoglicheChatoulle46667Thlr.;
GroßherzoglichcsWitthum und Apanagen65528 Thlr.;
außerordentlicheVorkommenheitenin der Großherzoglichen
Familie 28417 Thlr., unvermeidlicherHohcilsaufwand
1325 Thlr.

8. Hof-Administration 380107Thlr. Darunter:
Hofhaltung206000Thlr., mit nachstehendenPosi¬

tionen: Hofküche20000Thlr.,BrauereiundBäckereiOOOThlr.,
Hofcvnditorei1400 Thlr., Weinkeller7000 Thlr., Kaffee¬
siederei900 Thlr., Lichtkammer3000 Thlr., Oelkassc
3000 Thlr., TischeundLeinenzeug2400 Thlr., Waschhaus
1500 Thlr., Bettkammer800 Thlr., Meubelkammer
5830 Thlr., Silber-, Glas- und Porzellan-Inventarium
1750 Thlr., kleineSchloßausgabcn4160 Thlr., Porto-
Äusgabcu1600 Thlr., Fuhrkostcu1400 Thlr., zumBau-
gespanu460 Thlr., herrschaftlicheGärten in Schwerin,Lud¬
wigslust, Neustadt,Doberan,Rostock19630Thlr., zu den
.Fasanerien1600Thlr., Livreen7252Thlr., Hofbesoldungen
87765 Thlr., Tafel- und Speisegeldcr6434 Thlr., zu den
transitorischenBewilligungen4366 Thlr., Reise-uud^De-
frayirungskosten1750 Thlr., Schreibmaterialien500 Thlr.,
.Feucrungsmaterialfür gefammteHofverwaltung11086Thlr.,
für Leistungenvon KünstlernbeiHofe 700Thlr., insgemein
3098 Thlr., außerordentlicheAusgaben2900 Thlr., Dispo¬
sitionsfonds2769 Thlr.

Hofbauten22500Thlr.
Gcmülde-GaUcricrc. 2677 Thlr.
Hoftheater(inet, 700 Thlr. Baukosten)66,820Thlr.
Kapelle15,320Thlr.
Marstall 59,930Thlr. Darunter anPcrsonalausgabcn:

festeGagen 18,211Thtr., außerordentlicheBewilligungen
1059 Thlr., Hausmiethe449 Thlr. (außerdemdurchfreie
Wohnung3,593 Thlr.), Livreekostcu5,348 Thlr.
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GroßherzoglichesPrivatgestütRabensteinfeld10,570Thlr.
9. M i l i t är - A dmi n i str at i on 586,030Thlr.

Darunter:
GroßherzoglicheAdjutantur5,920 Thlr.
Militär-Collegium6,700 Thlr.
Bundes-Contiugeut402,590 Thlr., mit nachstehcudeu

^Positionen:Brigadestab16,259 Thlr., Greuadierbataillon
56,940Thlr., 1.Muskctierbataillon46,015 Thlr., 2. Mus¬
ketierbataillon48,018Thlr., leichtesBataillon 38,358Thlr.,
Dragoner-Regiment155,177Thlr., Artillerie 38,003Thlr.,
Commandanturin Bützow1,595Thlr., Zeughaus-Personale
2225 Thlr.

GouvernementsundCommandanturen32,030Thlr.
Gendarmerie28,210Thlr.
Garnison-und Jnvaliden-Commando's12,330Thlr.
Militär-Bildungs-Anstalt 10,950Thlr.
Pensionen35,030Thlr.
Reisekosten,Medicinalwesen,Recrutirung, Munition,

Feuerungrc. 43,740Thlr.
Baukosten8,530 Thlr.
10. Aus Verträgen mit den Ständen

17,095Thlr. Darunter: an Ritter- und Landschaftzu den
außerordentlichenNecessarienfür dieDomänen7,000Thlr.,
und für die Landschaft7,210 Thlr.; an dieLandschaftzu
denstädtischenNecessarien2,885Thlr. An dieStadt Rostock
wird außerdemderUcberschußjederachtenLotteriemit ca.
4,OM Thlr. gezahlt.

11. Schulden-Abtrag und Verzinsung
301,640Thlr. Darunter: bei der Renterei13,340Thlr.;
beiderReluiüonskasse:ZinsenderaltenSchuld190,608Thlr.,
Capital-Abtrag58,333Thlr., Verwaltungskosten12,859Thlr.,
Zinsender neuenSchulden26,500Thlr.

12. Pensionen und Gnadenbcwilligungen
167,963Thlr.

13. Vermischtes 53,774Thlr.
14. Dispositionsfonds für außerordent¬

liche Ausgaben 30,OMThlr.
6*
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Hiernachstellt sichdie landesherrlicheGesammt-Ausgabe
auf 3,639,079Thlr. Die Einnahmebetrug3,582,556Thlr.,
so daß der Etat mit einemDeficit von 56,523Thlr. ab¬
schließt.

Danebenenthält die Vorlage von 1848 nocheinen
Etat der außerordentlichenEinnahmeundAusgabe,in wel¬
chemdie ersteremit 643,836Thlr. (darunter368,000Thlr.
angclichcncCapitalien), die letzteremit 580,963Thlr. auf¬
geführtwird.

Wie dieEinnahme,so wird auchdie Ausgabeder lan¬
desherrlichenKasseseit dem Jahre 1848 nicht unerheblich
gestiegensein. Die Gehalteder GroßhcrzoglichenBeamten
sinderhöhet,der Betrag der Pensionenwahrscheinlichgestie¬
gen, das Militär um ein Infanterie-Bataillon vermehrt.
Die drei Staatsministerbeziehen,außerNaturalleistungen,
jeder ein Gehalt von 8000 Thlr. und ebenso viel erhält
der Chef der oberstenVerwaltungsbehördedesGroßherzog-
lichcnHaushalts.

Die landesherrlicheHauptkasseist die Reut er ei. An
siewerdendie Einnahmenvon den verschiedenenZweigver-
waltungcnabgeliefert.

Die Erhebungder ans denDomanial-GüternundFor¬
sten fließendenEinnahmengeschiehtdurchdie Aemter und
Forstbehörden,welchezum Ressortder Kammergehören.
Nur die Einnahmeaus demHaushaltsgutwird von den
Beamtenund ForstofficiantcndesHaushaltswahrgenommen
und nicht an die Renterei, sondernan die Centralkassedes
Haushaltsabgeliefert,wo auchüberdie AusgabeRechnung
geführtwird.

Die ErhebungderHufensteuer derordentlichenCon-
tribution geschiehtim Domauiumdurchdie Aemter; in der
Ritterschaft und den Kloster-, RostockcrDistrikts- und
städtischenKämmerei-undOekonomie-Güternzahlt dieGuts¬
herrschaftdieselbean den Landkasten,an welchenauchdie
Zahlung der Hnfcnstcncrfür die incamerirtenGüter zu
leistenist. Die Nebensteuer wird im gcsammtcnDoma-
ninm,mit EinschlußderincamerirtenGüter, durchdieAemter
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erhobenundunmittelbaran die landesherrlicheKasseabge¬
liefert; die Nebensteuerin der Ritterschaftwird durchdie
Gutsherrschaftenerhobenundgehtzunächstin denLandkasten,
welcherdanndie eingegangeneHufensteuerund Nebensteuer
an die GroßherzoglicheRentereiabliefert.

In denLandstädten und denfünf Domanialflecken,
in welchender landstädtischeModus der ordentlichenContri-
butioneingeführtist (Doberan,Lübtheen,Ludwigslust,Dar¬
gun und Zarrentin), wird die letzterevon denGroßherzog¬
lichenSteuerstuben erhoben,bestehendaus einemSteuer-
Einnehmer,demein oderzweiSteuer-Aufseherundmehrere
Thorschreiberuntergeordnetsind. Die Stelle einesSteuer-
Einnehmersist in vielenFällenmit derPostmeisterstelle,in
einigenFällen mit demBürgermeisteramtverbunden.In
den Städten Parchim,Güstrow und Schwerin gehendem
Steuer-EinnehmernochSteuer-Inspektoren,ans der Zahl
der Mitglieder des Magistrats-Collegiums,voran. Die
Steuerstubenhabenzugleichdie erhöheteSteuer (denin die
SteuererhöhungskassefließendenfünftenPfennig),dieSteuer
von den auswärtigenHandelsreisenden,die außerordentliche
Steuer der fremdenKauf-undHandelsleuteunddenJniport
auf auswärtigenBranntwein zu erheben,und habenauch
dieUntersuchungundBestrafungder Contraventionengegen
die Hausirgesetze.Die Steuern aus Doberan werdenin
fixirten Beträgenan die Steuerstubezu Kröpelingezahlt.

Die Leitungder landstädtischenordentlichenContribution
hatdasSteuex - und Zoll-Departement zuSchwerin,
welcheseinenSteuerdirektor,einenSteuerrath,einenSecre-
tär undRegistratorundmehrereUntcrbeamtezählt. Das¬
selbeist zugleichmit demHausir-Paßwesenund derControle
überdenProdukten-undHausirhandelbeauftragt.

In derStadt Rostockwird dieAccise,welchehierdie
Stelle der ordentlichenContributionvertritt, vomGroßher¬
zoglichenAccise-Departement wahrgenommen.Das¬
selbebestehtaus einemGroßherzoglichenAcciserath,zwei
Rathsdepntirten,zweiDeputirtenderBürgerschaft,9 Groß-
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herzoglichenAccise-Bedientmund ebensovielenÄccise-Unter-
Bcdicnlcn.

In derStadt Wismar wird dasStaatsgeld durch
BürgermeisterundRath, der Licent durchdieGroßherzog¬
licheLicentkammer erhoben.Letzterebestehtaus einem
Licent- Commissarius,einemzweitenLiccntbeamten,einem
Licentsecretär,einemHLiccntanfseherundeinemSchiffsbesucher.

Die Elbzölle werdendurchdiebeidenElbzollämter
zu Boizenburgund zu Dömitz wahrgenommen.Jedesder¬
selbenbestehtaus einemElbzoll- Direktor, einemElbzoll-
Beamten,zweiRevisorenundeinigenUnter-Beamten.Jedem
Elbzollamtist ein Elbzollgerichtbeigegeben,dessenPersonal
aus einemRichterund einemActuar besteht.Das Elbzoll¬
amt zu DömitzerhebtauchdenEldczoll und ist mit der
Ausstellungder Patentezur Schifffahrt auf der Elde und
Stör, der Prüfung der Schiffeund der Aichuugder Fahr¬
zeugebeauftragt. Zn Wittenbergeist in Folgeder Magde¬
burgerConventionmit Preußen,Hannoverund Lauenburg
vom 20. December1853, zur gemeinsamenControle, ein
gemeinschaftlicherElbzoll-Commissärstationirr.

Die sonstigenWasserzölle werdenmit denSchleusen¬
geldernerhoben.

Die Landzoll-Erhebung geschiehtanden30Zollstellen,
zu denennoch24 Reben-und Wehrzöllegehören,meistens
durchdie Steuer-Einnehmer,theilweiseaberauchdurchbe¬
sondereZollbeamte.

Das gcsammteZollwesevstehtunterLeitungdesStencr-
und Zolldepartementszu Schwerin. Nur die mit den
SchleusengeldernerhobenenZölle werden vom Kammcr-
Colleginmcontrolirt.

b) Mecklenburg -Streit tz.
1. Einnahme.

1. Domänen und Forsten 346,555Thlr. Davon
fallen auf die Forsten90,525 Thlr., auf die Domänen
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256,030Thlr., darunter: Pachtgeldervon denMeiereien
188,225Thlr.; Pacht- und Dienstgeldcrvon den Bauern
37,778Thlr.; kleinePachte,Mühlen- undFischereipächterc.
8089 Thlr.; Reservat«(kleinePachtefür Häuser,Gärten,
Weiderc., GrnndgeldkleinerLeuteauf demplattenLande)
19,180 Thlr., Torfverkauf1868 Thlr. — Hiebeisind die
Natural-Aufkünfte,welchesichbeidenDomänen(anSteinen,
Kalk,Rohr, Torf, Fischen,Schweinen,Korn, Stroh) auf
60,000Thlr., beidenForstenaus75,000Thlr. an Geld¬
werth belaufen,nichtmit in Anschlaggebracht.

2. Steuern, Zölle und Regalien 75,012 Thlr.
Darnnrer: ritterschaftlicheHufenstcner4937 Thlr., ritter-
schaftlicheNebenstcuer1221Thlr., Consumtionssteucraus
denStädten15,507Thlr., Quartalsteuerdcsgl.3989Thlr.,
Contributionaus denDomänen12,003Thlr., ständischer
Beitrag zur Erhaltung desBundescontingentsund zu den
Bundeöfcstungsbauten15,250Thlr., desgl.zur Unterhaltung
der Districtshusaren661 Thlr., Postgelder5002 Thlr.,
Zotlgelder3575Thlr., BoizenburgerElbzollgelder12,176Thlr.,
Schleusengelder716 Thlr.

HinsichtlichdesBeitrageszumDundescontingentist zu
bemerken,daßderselbesichfactischauf 28,500Thlr. Gold
oder31,350Thlr. Sri. stellt,welcheSummebisherjährlich
von denStändendes StargardischenKreisesbewilligt ist,
ohnedaßdieselbenjedochdieBerpflichtungzu einerBewilli¬
gungin dieserHöheanerkennen.

3. Diversa 21,590Thlr. Darunter: inländischePen¬
sionsgelder9571Thlr., Feuerassecuranzgeldcrrc.6818Thlr.,
Laudcmialgeldcr4550 Thlr.

4. Eabinetsamt. Netto-Einnahme7993 Thlr.
5. Aus dem Fürsten thu m Ratzeburg 87,797

Thlr. Darunter: Netto-Einnahmeaus demFürstenthum
Ratzeburg81,893Thlr., BeitragzudenKostendesBundes¬
militärs ans derMililärstener5904 Thlr.

Die gcsammtcEinnahmedesLandesherrnbeträgtdem¬
nach538,978Thlr.
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2. Ausgabe.

1. Großherzogliches Haus 58,542Thlr.
2. Großherzogliches Hofmarsch all amt, Mär¬

stall, Hosbauamt und Bibliothek 122,648Thlr.
3. Besolduugcu und Pensionen (mit Ausschluß

der Hofbeamtcn)90,801Thlr.
4. Etatsgelder für die Geheime Commission,

zur Zinsenzahlungund zumSchuldenabtrag51,140 Thlr.
5. Militärs 5272 Thlr. Darunter: Militär-

Collegium508 Thlr., Militärpensionen4803 Thlr., actives
Militär 59,961Thlr. — Gegenwärtigbeläuftsichder Mi¬
litär-Etat auf 90,000 Thlr., wovon27,000Thlr. ansdie
Unterhaltungder im vorigenJahre errichtetenBatterie ge¬
zogenerGeschützekommen.

6. Bauten 46,524Thlr. Darunter: Domanialbauten
28,722Thlr., Bauten und ReparaturengeistlicherGebäude
17,802Thlr.

7. Fiscuskassen derverschiedenenLandes-Collegienrc.
13,339 Thlr. Darunter zur Unterhaltungdes Ober-
AppcllatiouS-Gcrichts3784 Thlr.

8. Legations- und Commissionskosten 16,617
Thlr. Darunter: Landtag6816Thlr., Bundcstagskostcu(incl.
Bundesfestungsbauten)7877 Thlr.

9. Beiträge zu land ständischen Kassen 7591
Thlr. Darunter: Landes- und Kreisanlagenincamcrirter
Güter 2616Thlr., NebenstcucriucamerirterGüter291Thlr.,
NecessariengelderzumLaudkasteu2040 Thlr., an dieLand¬
schaftstatt der früherenBauhülfsgclder2644Thlr.

10. Remissionen und Baucrnhülfcn 1094Thlr.
11. D oman ia l - A dmin i strat io »s kosten, Meli¬

orationen und er bcont r act l i cheEntschädigungen
an Prediger 29,744Thlr.

12. Kornankauf (für Marstall,Husaren,Deputaterc.)
26,101Thlr.

13. Ocffentliche Wohlfahrtspolizei und son¬
stige Anstalten 29,055Thlr. Darunter: Beiträge für
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FeuerversicherungvonGebäudenundfür dasFeuerlöschwesen
1912 Thlr., Wegcbesserungskosten1348Thlr., Amts-Armeu-
kassen4196 Thlr., Armeuschulen472 Thlr., Medicin- und
Curkostenfür Domanial- Arme und Hebammen- Unterricht
7907Thlr., SeminarinMirow (excl. Solarien)1369Thlr.,Landarbeilshausin Strelitz und Strafanstalt Dreibergen
7361 Thlr., Districtshusarcucorps4489 Thlr.

14. Zu gemeinnützigen Zwecken 3544 Thlr.
15. Außerordentlich 6052Thlr. Darunter:Extra¬

fuhrenderBauern1230Thlr.; Gnadengeschenke,Prämienrc.
3472 Thlr.; sonstigeAusgaben1350Thlr.

Die Gesammt-AusgabedesLandesherrnbeträgtdemnach
568,071Thlr. DieGesammt-Einnahmebeträgt538,978Thlr.

HieuachergiebtsicheineMehr-Ausgabevon29,093Thlr.
DieseBilanz, welcherdasJahr 1847/48zu Grundeliegt,
stellt sichungünstigerals die der vorausgegangenenJahre
1843/47, wo an Renteiüberschüssenund Erbstandsgeldern
75,000Thlr. Gold an dieGeh.CommissionzumSchulden¬
abtragabgegebenwurden.

Die landesherrlicheHauptkasseheißt in Mecklenburg-
Strelitz Rentei. Die Auskünftein den Domänenund
Forstenwerdendurchdie Behördenunter Oberaufsichtdes
Kammer- und Forstcollegiumserhoben. Für die bei den
Verpachtungender Güter und Dörfer reservirtenübrigen
Gefälle an Recognitiou,Grundgeldernund kleinenAckcr-
pächtenbestehteine eigeneReceptur, welcheein Steuer-
Commissärverwaltet. DerselbeerhebtauchdieSteuerund
Contributionaus denvier Domanialämteruund denOrt¬
schaftendesehemaligenAmts Fürstenberg.Die Ritterschaft
zahlt ihre Contributionan denLaudkastenzu Rostock.In
denStädten wird dieselbedurchdieSteuerstubenerhoben.
Die Zollerhebungwird an den 7 Hauptzollstcllenmeistens
durchdie Steuereinnehmer,an den29 Nebenzollstellenaber
durchKrüger,Küsterund anderePersonenwahrgenommen.
Im Ratzeburgischenwird dieSteuer undContributionaus
dem ganzenFürstenthumvon einemSteuer-Commissärin
Schönbergzur RatzeburgerHauptkasseerhoben.
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Abgesondertvon demlandesherrlichenFinanzwesenist
die VerwaltungdesKirchcnvcrmögens.Dieselbestehtunter
Oberaufsichtdes GroßhcrzoglichenConsistoriumzu Neu¬
strelitz. Mit derRevisionder sämmtlichenKirchenrechnungen
und der BerechnungendesVermögensderunter landesherr¬
lichemPatronat stehendenfrommenStiftungen sind zwei
Revisorenbeauftragt. Der eine derselbenist zugleichBe¬
rechnerdes„Gesammt-AerarsderGroßherzoglichenPatronat-
kirchen",dessenActiva ca. 150,000Thlr. betragen.

B. Landesh errlich - ständi schcr Eta t.
UeberdieAllgemeineLandes-Receptur-Kassezu Rostock

sowie über dieCentral-Steuer-Kassezu Neubrandenburg
und derenEtats werdendie erforderlichenAngabenweiter
unten (II. OcffcntlicheSchulden)folgen. Hinsichtlichder
ersterenist hier nur nochzu bemerken,daß mit ihr zugleich
die „Kassezur Aufhülfe der städtischenIndustrie" verwaltet
wird.

Zur RevisionundGenehmigunggelangenaußerdeman
die Ständedie Etats desOber-Appellations-Gerichts(ca.
33,500 Thlr., darunterBesoldungen31,400Thlr.), dcs
Criminal-Collcgiums(ca.35,000Thlr.) unddesLaiidnrbcitS-
hauses(ca. 37,000Thlr.), auch,wie sichvon selbstversteht,
die auf das gemeinsame,landesherrlich-ständischeSchulden¬
wesen(vgl. unten)bezüglichenRechnungenundVoranschläge.

0. Ständischer Etat.
Die ständischeHauptkasseistderlediglichunterständischer

VerwaltungundControlcstehendeLandkasten zu Rostock.
Derselbehat einedreifacheFunction.

Er ist zunächstDurchgangskassefür die ordentliche
Contributionans der Ritterschaft. Diese wird von ihm
entgegengenommen,eventuellbeigctriebeu,in besonderenAb¬
theilungender Kasse,Balancengenannt, verrechnet,und
sodannan dieGroßhcrzoglichenRentcreienzuSchwerinund
zu Neustrelitzin denjederderselbenzukommendenBetrügen
eingesandt.
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Zweitenswerdenin demLandkastendie theils durch
gemeinsameBeiträge der Landesherrenund der Stände,
theils durchlediglichständischeBeitrageauskommendenGelder
zur BestreitunggewisserAusgabenfür allgemeineLandcs-
oderständischeBedürfnisse(NecessarienundLandes-Anlagen)gesammeltund verrechnet.DieseRechnungwird gleichfalls
in besonderenAbtheilungender Kasse(Balancen)geführt,von denenjedeeinenselbstständigenCharakterund ihre be¬
sondereEinnahmeundAusgabehat. Das Nähereüberdiese
Sonderkassen,beiwelchentheilsdiegesummtenStände,theils
dieRitterschaftunddieLandschaftfür sich,weiterdieStände
nachLandestheilcngeschiedenbclhciligtsind,ist obenBd. II.
S. 2^0 ff. angegeben.

EndlichverwalketderLandkastenaußerden Balancen
nocheinzelneandere,in neuererZeit entstandene,abgesonderte
Landeskafsen.Diesesind: die Kasseder Landeshülfenfür
Chaussee-undWasserbauten(vgl. unten), die Kassefür die
garantirteAnleihe behufsSchiffbarmachungder Elde 2C.
(vgl. unten), die Stellvertreter-Prämien-Depositalkasse,die
(frühereInvaliden-, jetzige)Recrulirungs-Kasseunddie der
LandschaftangehörigeSteuererhöhnngS-Kasse.Hinsichtlich
der zuerstgenanntenKassehat derLandlastenunterAufsicht
des EngerenAusschussesals der ihm vorgesetztenständischen
Behörde,die Anleihen— wie überhauptjedeLandes-Änleihc
— zucontrahircn,dieEinflüsseansder AllgemeinenRcceptur-
KassezurVerzinsungundAmortisationderSchuldenentgegen¬
zunehmenunddievonderLandesschulden-Verwaltungs-Behörde,
der jetztmit derReluitions-CommissionvereinigtenSchulden¬
tilgungs-Commission,ausgestelltenObligationenauszugeben.

Nebender ständischenCentralkasse,ocmLandkasten,be¬
stehennochSpecialkassenfür einzelneständischeAbtheilungen:
eineKreiskassefür dieRitter- undLandschaftdesStargar-
dischcnKreises,zuNeubrandenburg;eineNecessarienkassefür
dieLandschaftmecklenburgischenKreises,zuParchim,und eine
NccessaricnkassefürdieLandschaflwendischenKreises,zuGüstrow;
endlicheineAmtskassein jedemritterschaftlichenAmtdesmeck¬
lenburgischenundwendischenKreises.AußerdembestehenSpecial-
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kassenverwaltungenfür einzelneAdministrationszweige,welche
unterLeitungderStände odereinesVereinsvonMitgliedern
der Ritterschaftstehen.Dahin gehörtdie Kasseder Brand-
Versicherungs-Gesellschaftder Ritterschaftmecklenburgischen
und wendischenKreises, welcheunter demDirectoriumdes
EngerenAusschussesvon Ritter- undLandschaftvon dem
Landes-Einnchmerzu Rostockverwaltetwird; dieKasseder
BrandversicherungS-GesellschaftderRitterschaftstargardischen
Kreises,unter demDirectorium dieserRitterschaft,zu Neu¬
brandenburg;die Generalkasseder Brandversicherungs-Ge¬
sellschaftdcSEorpsderStädte allerdreiKreise,zuGüstrow;
die Gerichtskassender ritterschafklichcnPatrimonialgerichts-
Verbändc.

II. O ef f ent l i chc Schulden.
Die Eigenthümlichkeitder Landesverfassungbringt cS

mit sich, daßvon einerStaatsschuld in demSinne wie
bei anderenneuerenStaaten in Mecklenburgnichtdie Rede
sein kann. Wie das mecklenburgischeStaatslebcnin dem
theils vereinigten,theilsgetrenntenWirkenderdreiFactorcn:
Landesherrschafl, Ritterschaft undLandschaft sein
Bestehenhat, so tritt dieselbeDreiheit auchim Finanzwesen
und daherauchim öffentlichenSchuldenwescnhervor. Die
öffentlichenSchuldensindtheils gemeinfam eSchuldendes
Land esHerrn undderLand stände, theilsSchuldendes
Landcsherrn allein, theils Schuldender Laudstände
allein.
A. Gemeinsame Schulden des Landesherrn und

der Landstände (Landesschulden).
a) Mecklenburg- Schwerin.
1. AeltereVerhältnisse.

Die Uebernahmevon landesherrlichenSchuldenauf das
ganzeLandward von denStändenstetsals einefreiwillige
Leistungaufgefaßtund in der Regel an mancherleiBedin¬
gungengeknüpft. Zm größerenMaßstabekommendiese
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Uebertragungenzuerstim 16. Jahrhundertvor. Im Jahre
1555 wurden487,305fl. Schuldendes Landesherrnvon
denStändenübernommen,diein fünf Jahrenbezahltwerden
sollten. NachVerlauf dieserZeit waren davon aber erst
245,170fl. erhoben,einigeBeiträge auchdirect an den
Landesherrngezahlt,aberauchnochwiederneueSchulden
hinzugekommen,so daßnun noch368,181fl. nachgefordert
wurden. Im Jahre 1572, wo die Ucberweisungder drei
Landesklöstererfolgte,wurdenvon denStändennochweitere
400,000fl. bewilligt. Im Jahre 1621, wo die Stündein
denReversalenneueVortheileerlangten,wurden1,000,000fl.
mit denZinsenübernommen,dieAbbezahlungaberdurchden
Krieg unterbrochen.Im Jahre 1653 ward die Schuldzum
Betragevon 1,170,286fl. festgestellt,wovonaberim Jahre
1666 nochnichtsgetilgt war, indemdamalsdie Schuld
über600,000Thlr. betrug. Durch denLandcsvergleichvom
Jahre 1755 ward eineregelmäßigeBeisteuerder Stände
zu denKostenderLandesverwaltnngübernommenundderen
Betrag „für ewigeZeiten" festgestellt.Docherneuertensich
die Anforderungenzur Uebernahmevon Schuldenoder zu
Beisteuernfür außerordentlicheVerwendungenvonZeit zu
Zeit, auchnachdemdie ordentlicheContributionderRitter¬
schaftim Jahre 1809aufdasDoppelteerhöhetwordenwar.
Die Laudcsschulden,welcheim Jahre 1802—1803 sichauf
495,586Thlr. abgeminderthatten,derenTilgung manbis
zum Jahre 1821 vollständigbeschaffenzu könnenhoffte,
wuchsenschonwenigeJahre später, unter der Einwirkung
der Kriegsereignissezu einerenormenHöhean.

Mit dem1. Jan. 1807war eineLandes - Credit-
Commission in's Lebengetreten,welchedie Anschaffung
derKriegsbedürfnisseunddieBezahlungder durchdenKrieg
erwachsenenAusgabendesganzenLandes,seit dem1. Juli
1814 auchalle Geschäfteder vorhin abgesondertenMilitär-
Verpflegungs-Commissionzu besorgenhatte, und bis zum
1. Juli 1825 bestand,wo sie aufgelöstund an ihrer Stelle
die Schulden-Tilgungs-Commission mit demwei¬
tern Abtrag der von ihr verwaltetenSchuldenbeauftragt
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ward. Die Landes-Credit-Commissionbestandaus drei Mit¬
gliedern: je einemfür das Domanium,dieRitterschaftund
sie Landschaft.

2. Errichtungder AllgemeinenLandes-Receptur-Kasse
und der Schulden-Tilgungs-Kassc(1809).

GemäßeinerVereinbarungdesLandeshcrrnmit Rikter-
nnd Landschaftvom 21. April 1809 wurden sowohldie
Schuldender Landes-Credit-Kasse undanderefür ge¬
meinsamerkannteSchulden,als aucheinebesondereSchul¬
den-Tilgungs-Kasse für die damalsvon denStänden
übernommenenRenterei-Schnldenausdiegleichzeitigerrichtete
Allgemeine Landes - Receptur - Kasse sundirt. In
dieseKassesollten die Auskünsteder damals eingeführten
außerordentlichenContributionundderStempelsteuerfließen.
Mittelst einer ihr zu schaffendenjährlichenEinnahmevon
ca. 300,000 Thlrn. 9?% sollte die AllgemeineLandes-
Rcceptur-Kasscihre Aufgabein dreißigJahrenlösen. Die
Zahlungen,welcheaußerdenVerwaltungskostender Kasse
selbst,von diesen300,000Thlrn. jährlich geleistetwerden
sollten, waren folgende: a) an die Landcs-Ercdit-
Commission 127,MOThlr. DieselbesolltedieseSumme
zurEinlösungder von ihr ansgestelltcuBons, sowiezuVer¬
zinsungund Abtrag ihrer übrigenSchuldenverwenden.Da¬
bei sollte jedochdieVerhaftungdes ganzenLandesfür die
Schuldenund VerbindlichkeitenderLandes-Credit-Kassenicht
aufgehobensein. Die Schulden,welchedie Landcs-Crcdit-
Commissioncontrahirthatte,beliefensichaufca.1,5M,OOOTHlr.
an baarenAnleihenund auf ca. 3,000,OMThlr. an aus¬
gestelltenodernochauszustellendenBons, st) an denLand-
kasten, zu Verzinsungund Abtrag einer rittcrschaftlichcn
und einer landschaftlichenSchuld von je 150,OMThlr. an
jeden der beiden Stände 9,750 Thlr., also zusammen
19,500Thlr.; c) an die Stadt Rostock zu Verzinsung
und Abtrag von 35,0M Thlr. 2,275 Thlr.; ck) an die
Stadt Wismar zuVerzinsungundAbtragvon12,OMThlr.
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780Thlr.; a) andiezuderselbenZeit errichteteSchulden-
Tilgungs-Kasse 150,000Thlr.Summa299,555Thlr.

Das Motiv zurErrichtungderS chul den- T i l guugs-
Kasse war die großeBelastungdesDomauiummit Schul¬
den, wodurchdie Rentereischonzwei Jahre lang außer
Stande gewesenwar, ihrenVerpflichtungenhinsichtlichder
Zinsenzahlungnachzukommen.Die näherenBestimmungen
überdie Schulden-TilgungS-Kasse waren dienach¬
stehenden:Die Rentereigibt an dieselbealle Schuldenab,
die ihrer Natur nachnichtunablöslichsind,und verliert, so
langedieseKassebesteht,die Fähigkeit, neueSchuldenzu
conlrahiren, ausgenommenin einzelnennäher bestimmten
Noth- und Ehrenfällenund alsdannnur nachvorgängigcr
GenehmigungSeitensdesDirectoriumderSchulden-Tilgungs-
Kasse.Der Betragder hiernachauf dieSchulden-Tilgungs-
KasseübernommenenSchuldenwar, nachdemmittelstPro-
memoriader GroßherzoglichenKammervon>11.Nov. 1809
der Schulden-Tilgungs-KasseübergebenenVerzeichnisseder
GesammtschuldderGroßherzoglichenRenterei,3,999,048Thlr.
N^/z. Die ZinsendieserSummesolltennichtüber4 pCt.
gehen. AußerderZahlungvon 150,000Thlrn., welchedie
AllgemeineLandes-Reccptur-KasseandieSchulden-Tilgungs-
Kassemachte,sollteauchdieRentereijährlich85,000Thlr.
einzahlen.Alles, was von diesen235,000Thlrn. nichtzu
den Zinsen und den nothwendigenAdministrationskosten
(5,000 Thlr.) verwandtwerdenmußte, sollte zumCapital¬
abtragdienenund schonAntoni1810mit einemAbtragvon
35,000Thlrn. begonnenwerden. Angewiesenward die von
der Rentereizu leistendeZahlungauf dieAemterGüstrow,
Redentin,Sch>vaan,Bützow,Rühn undRibnitz. Alle übri¬
genAemtermit Ausnahmeder denGläubigernder Relui-
tionskasscspeciellverpfändetenhaftetensubsidiarisch.Zur
AdministrationderSchulden-Tilgungs-Kasseward eineaus
einemPräsidenten,zwei fürstlichenCvmmissarienund zwei
LandräthenbestehendeCommission eingesetzt.

Am8. Mai 1809nahmdieAllgemeineLandcs-Receptur-
Kasseunddie Schulden-Tilgungs-KasseihrenAnfang. Die
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Voraussetzung,daßiu dreißigJahrenderAbtrag derSchul¬
denbeschafftseinwürde,für welchendie AllgemeineLandes-
Receptur-Kasseerrichtetwar, traf jedochnichtein, da die
Kriegsdrangsalewährendder Jahre 1810 bis 1815 die
Kräfte desLandesso starkin Anspruchnahmen,daßmehrere
Jahre hindurchsowohlbei der Landes-Credit-als bei der
Schulden-Tilguugs-Kasseder Capitalabtragsistirt, ja selbst
mit der Zinszahlungeingehaltenwerdenmußte. Die Si-
stiruug desSchuldenabtragsdauertebis zumJahre 1817.
Daun abererfolgteein um soraschererAbtrag dadurch,daß
man die von FrankreichgezahltenEntschädigungsgelderdazu
mitverwandte.Indessenkonntendie ursprünglichenZwecke
der AllgemeinenLandes-Rcceptur-Kassein dem anfänglich
bestimmtendreißigjährigenZeitraumumsowenigervollständig
erfüllt werden,als im Verlauf der Zeit nochmancherleian¬
derweitigeVerpflichtungender Kassehinzutraten. Dieser
Zuwachsan Verpflichtungen,gegenwelchendie Vermehrung
der ZuflüssedurcheinigeneueAbgabeneineverhältnißmäßig
unbedeutendewar, umfaßtebis zum Jahre 1847 folgende
neueZahlungsleistungen:

1. DiePensionenfür dieFreiwilligenvon1813bis1815.
2. Die jährlicheZahlung von 5 pCt. einesCapitals

von 150,000Thlr., welchesdenLandstädtenundder Stadt
Wismar für ihre im Lauf der KriegsjahreerlittenenPrä-
gravationenvcrgleichsmäßigzugesichertwar. Von jenen
5pCt. sollten3 als Capitalabtragund2 als Zins betrachtet
werden.

3. Seit demJahre 1826 die iu GemäßheitdesVer¬
gleicheszwischenderRitter- undLandschaftüberdieBeitrüge
zur außerordentlichenContribution, aus der Auskunfteines
jedenEdictcs zu leistendeRückzahlungvon 2,000 Thlrn.,
wovon1,500 Thlr. an dieRitterschaftzur privativenVer¬
wendungund 500 Thlr. an die Kassezur Beförderungder
städtischenIndustrie gezahltwerden.

4. Die auf demConvocationstagevon1827derGroß¬
herzoglichenRentereiauf 19 JahrebewilligtejährlicheUnter¬
stützungvon 50,000Thlrn. N^/z.
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5. Die zur Unterstützungder Chanssee-und Wasser¬
bautenbewilligteLandeshülfevon 15,MOThlrn. 91% fürjedeMeile nebsteinemaußerordentlichenauf zehnJahre be¬willigten zur landesherrlichenVerfügunggestelltenjährlichenBeitrag von 15,000Thlrn. zu gleichemZweck.

6. Die Verzinsungund der Abtrag der für die Ham¬burg-BerlinerEisenbahnbeimBanquierhauseSalomonHeinezu Hamburgim Jahre 1843 aufgenommenenAnleihe imBetragevon 1,875,000Thlr. Crc.

3. Veränderungenin derOrganisationdesLandes-
Schuldenwesensmit dem1. Juli 1847.

Im Jahre 1846 war der Zeitpunkteingetreten,wonachstehendeobenunter 2, 5—e aufgeführtenjährlichenZah¬lungen der AllgemeinenLandes-Reccptur-Knsseaufhörten:dieZahlung an Ritter- und Landschaftmit 19,500Thlrn.,die Zahlungan Rostockmit 2,275 Thlrn., dieZahlunganWismar mit 780 Thlrn., die Zahlung an die Schulden-
Tilgungs-Kassemit 150,000Thlrn.

Auchwarenvon denSchuldender vormaligenLandeö-
Credit-Commissionnur noch407,000Thlr. sammtdenlau¬fendenZinsenzu berichtigen.Von denspäterfnndirtenZah¬lungenkamdieZahlungan dieGroßherzoglicheRentcreimit50,000Thlrn. in Wegfall. Die an dieLandstädteund anWismar zuzahlendeRentehörteim Jahre1848—1849auf.Da jedochder Fortbestandder AllgemeinenLandes-Receptur-KassezurDeckungderanderweitigauf siefnndirten
Verpflichtungenerforderlichwar, auchdiebisherigeSchulden-
Tilgnngs-Commisfionwegeneinzelnerzu ihremRessortge¬hörigenGeschäftein irgendeinerWeiseersetztwerdenmußte,
sowurdenmit demLandtagevomJahre1846 folgendeneueBestimmungenvereinbart:

Die AllgemeineLandes-Receptnr-Kasscsolltefortan nurnocheineEinnahme-,nichtaber fernerhineineSchuldcnab-
trags- und ZinsenzahlendeKassesein, vielmehrdieMittel
hiezuan andereKassenin größerenSummenzahlen. Ihre

Thl. III. 7
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etwanigenUebcrschüssesollte sie an die Chanssee-BauKasse
abliefern.

Zur BesorgungderzumRessortderbisherigenSchulden-
Tilgnngs-CommissiongehörigenGeschäftesollte mit dem
l. Juli 1847eineneueBehördeconstitnirtwerden,welche
gleichfallsden Rainen Schulden - TilgungS - Com¬
mission führenund aus einemPräsidenten,zweilandes¬
herrlichenMitgliedern,einemrittcrschastlichcnundeinemland¬
schaftlichenDeputierenbestehensollte.

Ihr Wirkungskreissolltesein:
a) Die Leitung des Abtrags und der Verzinsungder

noch nicht abgelöstenSchulden der vormaligenLandes-
Credit-Kasse.

b) Die Leitungdes Abtrags und der Verzinsungder
Salomon Hcinc'schenAnleihe, nebst der Verwaltung der
acquirirtenHamburg-BerlinerEisenbahn-^-undL-Actien.

c) Die AusstellungunddieConvertirungältererSchuld¬
verschreibungen,resp.hinsichtlichder Schuldender Landes-
Credit-Coimnissionund, jedochnachvorgängigcrBenehmung
mit demEngerenAusschüsse,hinsichtlichder Schuldender
Chaussee-und Wasscr-Bau-Kasse.

Zu diesenGeschäftszweigenkamspäternochhinzu:
cl) Die Leitungdes Abtrags und der Verzinsungder

Anleihevon 1851.
Der Geschäftsgangsolltecollegialischsein und ihm die

Instruction der früherenSchulden-Tilgnngs-Commissionzur
Norm dienen.

4. Die von der neuenSchulden-Tilgnngs-Commission
(1. Jnlj 1847) verwaltetenPassivaund Activa.

1. Die Schuldender vormaligenLandes-Credit-Com¬
mission. DieseSchuldenbeliefensich:
amI.Jnli 1847ans407,000Thlr.91%=474,833% Thlr.Crt.,
am1.Juli 1850auf467,32OThlr.Crt.,
am1.Juli 1855auf302,791%Thlr.Crt.,
amI.Jnli 1858aus87,250Thlr.Crt.
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Im LaufedesJahres1858—59ward auchdieserRest
abgetragen.

2. Die „GroßherzoglichMecklenburg-SchwerinfcheAn¬
leihevon 1843".

Auf demLandtagevon 1840 wurden300,MOThlr.
zu ActienLit. A. undauf demConvocationstagevon 1843
1.500.000Thlr. zu ActienLit. B. derHamburg-Ber¬
liner Eisenbahn bewilligt. Zu diesemBehuf ward am
6. Okt. 1843 unter landesherrlicherund ständischerGarantie
mildemBanquierhauseSalomon Heine in Hamburgeine
Anleihe abgeschlossen.Der Nominalbetragderselbenwar
3.750.000Mk. Bco. oder l,875,000 Thlr. Pr. Erl. Die
Zinsen, 3'4 pCt., werdenam 1. Fcbr. und 1. Aug. jedes
Jahrs gezahlt. Der Abtrag begann,der Vereinbarungge¬
mäß,vomJahre 1848 einschließlichau. Er ist auf jährlich
mindestens1 pCt. des Nominalbetragesfestgestellt.Die
Obligationenwerdenzu diesemBehuf ausgeloost.Zur Si¬
cherheitder Verzinsungund desAbtrags validiren die zur
Landes-Receptur-KassefließendenallgemeinenLaudessteuern.
Der Darleiher hat die Anleihe zumPreise von 98 pCt.
übernommen.In einemNebenvcrtragevon demselbenTage
wardaberdemHerrnSalomonHeinefür dieseAnleihenoch
einebesondereProvisionvon 2 pCt. desNominalbetragsbe¬
willigt, welchederselbejedesmalvon deneingezahltenCapi¬
talien in Abzugzubringenbefugtseinsollte. Auchempfängt
derselbebei jederAbtrags-undZinszahlungeinAufgeldvon
V2pCt. der gezahltenSummeals Provision.

Für den Abtrag sind dieselbenTerminewie für die
Zinszahlungfestgesetzt.Das Etatjahr der Verwaltunggeht
vom2. Febr. iucl. bis zum2. Febr. excl.

Der RestderSchuldbetrug:
Joh. 1848: 3,710,500Mk. Bco. = 1,855,250Thlr. Crt.
nachdemI.Aug.1849:3,673,0MMk.Bco.= 1,836,500TH.Ct.
nachdemI.Aug.1858:3,292,500Mk.Bco.= 1,646,250TH.Ct.
nachdemI.Aug.1860:3,210,000Mk.Bco.= 1,605,000TH.Ct.
undmindertsichmit demam 1. Aug.1861 fälligenAbtrag
auf 3,172,500Mk. Bco. — 1,586,250Thlr. Crt.
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DiesenPassivis standenanfangsals Activa gegenüber:
3M,M0 Thlr. an Lit. A.-Actien und 1,500,000Thlr. an
Lit. 6. - Actien. DieseActiva vermindertensichim Jahre
1848auf250,MOThlr. anLit. A.-Actienund1,500,OMThlr.
an Lit. L.-Acticn. In Folgeder Verwendungdes größten
TheilesderA.-Actien auf die vom LandeübernommeneAn¬
leihevon 1851 (vgl. untensub4) mindertesichder Betrag
derA.-Actienauf6,OMThlr. ab. Der BestandanL.-Actien
nahmdurchAusloosungab. Dagegenwurdenfür die Ein¬
nahmenan Dividendenund ausgeloostenActien, soweit sie
nichtzurTilgung derSchuldenderLandes-Credit-Kassedien¬
ten, Obligationender Sal. HeineschenAnleihe von 1843
aufgekauft.Der Bestandder Activa war Joh. 1858:
an ObligationenderAnleihevon 1843:

253,5M Mk. Bco. = 126,750Thlr.
anA.=2tctienderHamb.-BerlinerEisenb. 6,M0 „
an Ñ.-ActienderselbenBahn 1,466,400 „
an successivezumAbtrag kommenden

rückständigenDividenden 142,994 „
1,742,144Thlr.

Dagegenbetrugendie Passiva 1,646,250 „
Ucbcrschußder Activa überdie Passiva 05,894Thlr.
Seitdem hat sichdas Verhältniß der Activa zu den

Passivisnochgünstigergestaltet,sodaßbei einerUebersicht
der LandcsschuldendieSchuldfür dieAnleihevon1843ganz
außerAnsatzbleibenkann.

NachdemBeschlusseauf demLandtagvon 1860 wird
seitdemdie gesammteAuskunftaus denHamburg-Berliner
Actien in die Chaussee-und Wasser-Bau-Kasseeingezahlt.
Die Mittel zur Verzinsungund Amortisationder Anleihe
von1843 fließenausderAllgemeinenLandes-Receptur-Kasse.

3. Die Landcs-AnlcihcnzuChaussee-undWasserbauten.
Die aus diesenAnleihenerwachseneSchuld ist ansdie

AllgemeineLandes-Receptur-Kassefundirt, welchedemnachdie
Mittel zurVerzinsungundAmortisationzurVerfügungstellt.
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Die AnleihenundVersnrenwerdenunterLeitungdesEngeren
AusschussesdurchdenLandkasten beschafft.Die Schulden-
Tilgungs-Commissionstellt die Schuldverschreibungenans.
EineKündigungs-BefugnißderGläubigerwarderstim Jahre
1848 eingeführt. Ein Capitalabtragfand bis zum Jahre
1846 nichtstatt und trat erstin Folgeeinesdamalsgefaß¬
ten Beschlussesein. Dochwurdenbis dahindieUcbcrschüsse
der AllgemeinenLandes-Receptur-Kassedirect für Chaussee-
und Wasserbautenverwandt,woraus sicherklärt, daßdie
SchuldennichtdieHöhederGesammtvcrwendungerreichten.
Die letzterebetrugbis Joh. 1843 bereits1,263,641Thlr.
9T2/3,währenddie Schulderstauf 978,000Thlr. 91% an¬
gewachsenwar.

Die Schuldender Chaussee-und Wasser- Bau-Kasse
erreichtenim Jahre 1850 ihrenHöhepunktund wurdenvon
dieserZeit an allmäligabgemindert.Sie betrugen:

Joh. 1846: 1,517,000Thlr. Crt.
Joh. 1848: 1,582,000 „
Joh. 1850: 1,718,000 „
Joh. 1852: 1,573,000 „ „
Job. 1854: 1,541,000 „
Joh. 1856: 1,411,008 „
Joh. 1858: 1,315,000 „
Joh. 1860: 1,184,000 „

Die Grundsätzefür die Bewilligungvon Landeshülfen
zu Chaussee-undWasserbautenund für denSchuldenabtrag
wurdenauf demLandtagevomJahre 1858 einerRevision
unterzogenund man einigtesichdabei über nachstehende
Normen: Es soll bei denbestehendenBedingungen,wonach
jährlich50,000Thlr. zumSchuldcuabtragund60,000Thlr.
für bewilligteLandeshülfenin denEtat derLandes-Receptur-
Kasseaufgenommenwerden,verbleiben.Sollten in einzelnen
Jahrendie 60,000Thlr. nichtgebrauchtwerden,sokommt
dasUcbrigcfür verstärktenSchuldcuabtragzurVerwendung;
dafür abersoll in Jahren, wo mehrals 60,000 Thlr. ge¬
brauchtwerden,eineentsprechendeAbminderungdesSchul¬
denabtragseintreten.
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4. Die vom LandeübernommeneAnleihevon 1851.

Die dritte GroßherzoglicheLandtagsproposition,welche
demerstenLandtagenachWiederherstellungvon Ritter- und
Landschaftam 15. Fcbr. 1851 vorgelegtward, fordertevon
den Ständen die Uebernahmeeiner vom Großherzogcon-
trahirtenSchuldim Betragevon 1,050,000Thlr. undmo-
tivirte diesmit folgendenWorten:

„Se. Königl. Hoheit sehenZich gemüssigt,dieUcber-
tragung einesTheiles der zur AufrechthaltungdesLandes-
regimenls in denJahren 1848 bis 1851 contrahirtenAn¬
leihenauf eineallgemeineLandeskassein Anspruchzunehmen.
— Die Ursachen,welchedas GleichgewichtzwischenEin¬
nahmeundAusgabeder landesherrlichenKassenin denab¬
gewichenenJahren gestörthaben, sind mannichfaltigerArt.
Schonin denJahren 1846 und 1847wurdengroßeaußer¬
ordentlicheVerwendungennöthig,um die in FolgedesMiß¬
wachsesvon 1846 entstandeneTheuerungfür den ärmeren
Theil der Bevölkerungwenigerdrückendzumachenund für
Herbeischasfuugdesim LaudefehlendenBrotkornszu sorgen.
Die im Jahre1848 zur AusführunggebrachteMünzconvcr-
sionbewirktedie erheblichstenVerluste, währenddie gleich¬
zeitig über ganzDeutschlandhcreingebrochenenund noch
dauerndenpolitischenWirren mit allen ihren Folgen, die
FeldzügenachSchleswig-HolsteinundBaden,dieDurchzüge
freinderTruppenunddie erhöhetenAnforderungenzu Bun¬
deszwecken,die außerordentlichenAusgabenin unerwartetem
Grade vervielfältigten. Andererseitsführten dieselbenUr¬
sachendurchihre lähmendeEinwirkungauf denVerkehrdie
erheblichstenAusfällean denSteuern,Zöllen,derAcciseund
sonstigenGefällenherbei, und vermehrtendadurchdie Ver¬
legenheitender landesherrlichenKassen.— Die Deckungder
außerordentlichenVerwendungendurchneueSteuern Ihren
Unterthanenanzusinnen,hieltenSe. Königl. Hoheit um so
wenigerzulässig,als fast alle Landeseiuwohnermehr oder
wenigerunter demDruckederZeitenlitten, dahernur der
Auswegübrig blieb,die fehlendenGeldmitteldurchAnleihen
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herbeizuschaffen.— Se. Königs.Hoheit habenin dieserBe¬
ziehungzunächstans die zu Ihrer privativenDisposition
stehendeReluitions- Kasseeine neu sundirteSchuld von
600,000Thlr. <5rt. legenlassen,dagegenbeträgtderRest
der schwebendenSchuld, derenContrahirnngerforderlichge¬
worden, nochdieSumme von 1,050,000Thaler Courant.
Se.Königl.HoheitglaubendersicherenErwartungSichüber¬
lassenzu dürfen, daßIhre getreueRitter- und Landschaft
sichbereiterklärenwerde,dieseletztgedachteSchuldauf eine
allgemeineLandeskassezu übertragen,indemdie ad cap. II.
proponirteBewilligungeinervierfachenErhebungder außer¬
ordentlichenContributiongenügenwird, um außerdenZinsen
der neuenSchuld aucheinenangemessenenCapitalabtragzu
decken."

Die gedachteSummevon1,050,000Thlrn. befaßteeine
Anleihevon 750,000Thlrn., welchedasFinanzministerium
nachMaßgabeeinesErlassesvom IO. Dec. 1850 im Jahre
1851 aufgenommenhatte,undeineetwasfrüherbeiLutteroth
in HamburgaufgenommeneAnleiheim Betragevon600,OOO
Mk. iBco.= 300,000Thlr. Crt.

Die Ständeentsprachen,unterVerwahrungihrerRechte,
der landesherrlichenAufforderung,knüpftenaber daran die
nachstehenden,im LandtagsabschiedgenehmigtenBedingungen:
1. daßwas a» Kosten für die Feldzügein Schleswig und
Baden,sowie für die Küstendcfensionund fremdeDurch¬
märscheerstattetwerdenwürde,derSchuldcn-Tilgungs-Kasse
überwiesenwerde;2. daß der gesammteMilitär-Etat hin¬
sichtlichdesAufwandessowie derMannschaftauf das nach
der BundcsgcsetzgcbungzulässigeMinimum rcdncirt werde.

Zur DeckungderLntleroth'schenAnleihevon600,000Mk.
Bco. kamder größereTheil der nochvorhandenenHambnrg-
BerlinerEisenbahn-Actienlüt. A. zur Verwendung,wodurch
derBestandderselbensichvon250,000Thlrn. auf 6000Thlr.
reducirte, die jetzt nochvorhandensind (vgl. obensub b).
Die 750,000Thlr. wurdendurchdieAusgabevonObligationen
derSchulden-Tilgnngs-Kassein diesemBetragegedeckt.Das
Verfahrenbei ContrahiruugdieserAnleihe war demder



104 Staatskunde.

Landesaiileihenfür die Chaussee-undWasserbau-Kasseent¬
sprechend.Die Aufnahmeder Anleihe geschahdurchden
EngerenAusschuß,dieObligationenwurdenvonderSchulden-
Tilgungs-Commissionoriginalisirt,unddieAllgemeineLandes-
Receptnr-KassehattedieMittel für Verzinsungund Abtrag
zu gewähren. Der jährlicheAbtrag ward aus wenigstens
50,000 Thlr. bestimmt. Veit der Uebernahmeder Schuld
auf die Schulden-Tilgungs-KasseerfolgteeineHerabsetzung
des Zinsfußes, welcherursprünglich4^ pCt/ war, auf
3'/2 pCt.

Der RestderSchuldaufdiele750,000Thlr. Crt. betrug:
Joh. 1854: 506,000Thlr., Joh. 1855: 444,600Thlr.,
- 1856: 379,300 - - 1857: 294,500 -
- 1858: 228,000 - - 1859: 240,650 -

Ant. 1861: 142,850Thlr.
5. Die AuflösungderSchulden-Tilgungs-Commission(1861).

Nachdeinim Jahre 1859 die Schulde»der vormaligen
Landes-Credit-Commissionvollständigabgetragenwarenund
auchvon der Anleihevon 1851 nur noch ein kleinerRest
abzutragenist, hat die dadurcheingetreteneVerminderung
desUmfangesderGeschäftederSchulden-Tilgungs-Commission
den Fortbestandderselbenals überflüssigerkennenlassen.
Im Cinverständnißmit den Ständen ist daher durchein
GroßherzoglichesPublicandnmvom 23. Januar 1861 die
AuflösungdieserCommissionin ihrem zcitherigenStande
und die Ucbertragungihrer Geschäfteans die ReluitionS-
Commifsionangeordnetworden.
6. Sonstige auf die Allgemeine Landes- Rcccptnr- Kasse

fundirtc Landesschulden.
1. Die Schulden der ausgelöstenElde- :c. Acticn-

Socictät.
NachAuflösungder Elde-:c. Acticn-Societät(vgl. II.,

62) wurdenderenSchuldenvon denGaranten, denbeiden
mecklenburgischenLandesherrenunddenStändenübernommen.
Dieselbenbeliefensichauf 131,366Thlr. 32 ßl. Crt. Davon
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waren 75,833 Thlr. 16 ßl. von den beidenLandesherr^.,
und55,533Thlr. 16 ßl. Crt. vonLandesherrenundStänden
gemeinsamgarantirt. Wegender ersterenSummeverglichen
sichdiebeidenLandesherrendurchVereinbarungvom22.Sept.
1859 dahin,daßdavon% mit 60,666Thlrn. 32 ßl. von
demGroßherzogvon Mecklenburg-Schwerinund '/5 mit
15,166Thlrn. 32 ßl. vondemGroßhcrzogvonMccklenburg-
Strelitzübernommenwurden. Von den55,533Thlrn. 16ßl.,
welchevon den beidenLandesherrenund denStänden ge¬
meinsamgarantirtwaren,fielen% mit 47,600 Thlrn. auf
Mecklenburg-Schwerinund %. mit 7933 Thlrn. 16 ßl. auf
Mecklenburg-Strelitz.NacheinemBeschlussedesLandtags
von 1858 wurdenzumZweckdieserneuenRegnlirungdie
sämmtlichenSchuldvcrschrcibunMtQ.derausgelöstenElbe- :c.
Actien-Societätgekündigt:jei^^Midcshcrr stelltefür seinen
Antheil neueObligationenaii^^sd ebensowurdenwegen
der denLandesherrenund denStänden gemeinschaftlichzu¬
fallendenSchuldenfür jedenLandesantheil- nachdem
Verhältnißvon % und — neueObligationenausgestellt.
Die Verzinsungder hienacheinemjedenLandestheilezufallen¬
denSchuldsumme—für Mecklenburg-Schwerin60,666Thlr.
32 ßl. an landesherrlicherund47,600Thlr. an gemeinsamer
Schuld, Summa 108,266Thlr. 32 ßl., für Mccklcnburg-
Strelitz 15,166 Thlr. 32 ßl. an landesherrlicherund
7,933 Thlr. 16 ßl. an gemeinsamerSchuld, Summa
23,100Thlr. — geschiehtso langeaus gemeinsamenLan-
desmilteln,als dieLandesherrendiebetreffendenWasserwerke
ihrerBestimmungentsprechenderhalten,undzwarin Mecklen¬
burg-Schwerinaus der Chaussee-und Wasser-Bau-Kasse,
in Mecklenburg-StrelitzansderCentral-Stener-Kasse.Wegen
des Abtrags der von denLandesherrenund den Ständen
gemeinsamübernommenenSchuldenist festgesetzt,daßsolche
im Falle desAufhorensderganzenFlußbau-Anlageaus ge¬
meinsamenLandcsmittelngezahltwerden sollen, insoweit
sie nicht aus dem etwanigenErlöse der Fluß-Bauwerke
Deckungfinden.
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2. Die Schuldfür die AblösungdesSundzolls.
Durch den Vertrag vom 14. März 1857 wegenAb¬

lösungdesSundzolls und die daran anknüpfendeSpecial-
ConventionzwischenMecklenburg-Schwerinund Dänemark
vom4. April 1857 ist die Summevon 280,247Thlr. Crt.
als auf ersteresfallenderAntheil der an Dänemarkzu zah¬
lendenEntschädigungvereinbartworden. Der Belauf der
genanntenSummewird, vorbehaltlicheinervollständigenoder
partiellenVorausleistung,durchvierzighalbjährlicheZahlun¬
gengleichenBetrages,welchedas Capital und die sinkenden
Zinsendarstellen,in zwanzigJahren, vom 1. April 1857
an gerechnet,abgezahlt.Die Zinsen werdenvom 1. April
1857 nachdeniZinsfuß von 4 pCt. berechnetund dieGe-
famintfummcderhalbjäh^Mi Zahlungenbestimmtsichnach
der doppeltenGruudlagÄMerkznzahlendenAnnuitätenund
der Capitalifirung der fi^^oen Zinsen. Jededer erwähn¬
ten halbjährlichenZahlungen, von welchendie ersteauf den
1. Okl. 1857 und die letzteauf den 1. April 1877 fällt,
ist auf 10,245Thlr. festgestellt.

Auf demLandtagevon 1857 ward beschlossen,diese
Zahlung aus allgemeinenLandesmittclnzu leistenund sie
auf die AllgemeineLandes-Receptnr-Kasseanzuweisen.

7. Recapitnlation. Etat der AllgemeinenLandeö-
Receptnr-Kasfe.

Nachder gegebenenDarlegung ist der Stand der ge¬
meinsamenLandesschuldenin Mecklenburg-Schwerinjetztnach¬
folgender: 1. Passiva.

Rest der Salomon Heine'schenEisenbahn-Anleihevon
1843 (1. August1861) 1,586,250Thlr. Crt.

SchuldenderChaussee-undWasscr-
Bau-Kasse(Joh. 1860) 1,184000 „ „

Restder Schuldaus derAnleihe
von 1851 (Ant. 1861) 142,850 „ „

Schuldder aufgelöstenElde- rc.
Acticn-Societät ^ 47,600 „

RestderSchuldausdemSundzoll
(1. Okt. 1861) 234,988 „

Summa3,195,688Thlr. Ctr.
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2. Activa.
An Actiendcr Hamburg-Berliner

EisenbahnLit. A. 6,000 Thlr. Crt.
An desgleichenLit. B. 1,451,000 „ „
An aufgekauftenObligationender

SalomonHeine'schenAnleihe
von 1843 126,750 „

An rückständigenDividendender
Hamburg-BerlinerEisenbahn 142,994 „ „

Summa 1,726,744Thlr. Crt.
Hiernach:Passiva3,195,688Thlr. Crt.

Activa 1,726,744 „
folglichUeberschußderPassiva mj.

überdie Activa l,46g^44 Thlr. Crt.
Fundirt sinddieseLandessMtocn,unterZuhülfenahme

der Einnahmenaus denentsprechendenActiois, auf die All¬
gemeineLandes-Receptur-Kasse,derenEtat für dasJahr vom
1. Febr. 1861 bis dahin1862 hier folgt:

I. Einnahme.
A. Ans indirekten Steuern: 1. Papierstempel

40,000Thlr., 2. Collateralerbsteuer15,000Thlr., 3. Spiel¬
kartenstempel3,000 Thlr., 4. Kalcnderstempel430 Thlr.
Summa58,430 Thlr.

B. Aus dcr außerordentlichen Contribution:
1. zweiein halb Edictc(ü 116,000Thlr.) 290,000Thlr.,
2. aus früherenSteuern4,000 Thlr., 3. aus der außer¬
ordentlichenHaiidelssteucr1,000Thlr. Summa295,000Thlr.

Summader ganzenEinnahme:353,430Thlr.
II. Ausgabe.

A. Dirccte durchdie Landes-Receptur-Kasse:
1. Pensionenvormaliger freiwilliger Jäger und Militärs
6,800 Thlr. 2. An die Landkasteu-BalanceBl von 2'/r
Simplis der außerordentlichenContribution(a 1,500Thlr.)
3,750Thlr. 3. An dieKassezur Aufhülfeder städtischen
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Industrie desgleichen(à 500 Thlr.) 1,250 Thlr. 4. Zum
Etat ber Landes-Receptur-Kasseund zum Stempelbetrieb
14,400Thlr. 5. Au die Central- Hebammen-Unterrichts-
Anstalt 1,050 Thlr. 6. An das Taubstummen- Institut
3.000Thlr. 7.ZurUnterhaltungderFnßgendarmen8,000Thlr.
Summa 38,250 Thlr.

B. Zur Verwendung auf d ic Schulden-
Tilgungs-Kasse: 1. Auf die Salomon Heine'sche
Eisenbahn-Anleihevon1843: HalbjährigeZinsena3V2 pCt.
auf die am 1. August 1860 verbliebeneSchuld von
3.210.000Mk. Beo. für die Zeit vom 1. Februar bis
1. August 1861: 56,175 Mk. Bco.; % pCt. Provision an
Heine280Mk. 14ßl.; 1 pCt. Capitalabtragzum1. August
1861 auf die nrsprmigliàMchuld von3,750,0MMk. Bco.:
37,500Mk.; '/2 pCt. 'Division an Heine187 Mk. 8 ßl.;
halbjährigeZinsenk 3'^nit. auf die am 1. August1861
verbleibendeSchuld von 3,172,500Mk. Bco. für die Zeit
vom1. August1861 bis zum1. Februar1862: 55,518Mk.
12 ßl.; J/3pCt. Provision_nit Heine 277 Mk. 9y2 ßl.
2. Verwaltungskostenfür dieSchulden-Tilgungs-Kasse,Pen¬
sionenu. s. w. 3,680 Thlr. 32 ßl. Crt. Summa (unter
RcductiondesMark Banco auf Courant nachdemCours
von 152 pEt.) rin d 79,650Thlr.

6. Zur Verwendung auf die neue Landes-
schuld von 1851. GanzjährigeZinsenauf die Ant. 1861
verbleibendeSchuld von 142,850Thlr. Crt. nebstVersur-
kosten5200 Thlr. StehenderCapitalabtrag50,000 Thlr.
Summa55,200 Thlr.

D. Zur Verwendung auf die Chaussee- und
Wasserbau-Kasse. 1. Zu denlaufendenZinsender am
1. Juli 1860 verbliebenenSchuldvon 533,800 Thlr. 9?2/3
und 561,200 Thlr. Crt. und zu Versnren41,000 Thlr.
2. Zur Verzinsungdervom ganzenLandegarantirteliAnleihe
derRostock-NenbrandenburgerChausseevon35,000Thlr. Crt.,
nachAbzugdesStrelitzischcn' 7, 1200Thlr. 3. Zur Ver¬
zinsungder von denLandesherrenund vom ganzenLande
garantirteliAnleiheder aufgelöstenElde- :c. Acticn-Societät
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von 112,600Thlr. N^/z und zu Versuren,nachAbzugdes
Strelitzischen'/7, 4400 Thlr. 4. Vierte Rate des auf
10 JahrebewilligtenZuschusseszurInstandsetzungundUnter¬
haltungder Elde-Wasserwerke,nachAbzugdesStrelitzischen
V7, 6857 Thlr. 7 ßl. 5. An ordentlichenLandeshülfen,
incl. dergleichzeitigbewilligtenaußerordentlichenundKosten
zu Vorarbeitenfür dieChausseevon Dömitz auf Grabow
und Ludwigslust81,000 Thlr. 6. Zur Unterhaltungdere-
linquirterChausseen,sowohlbereitsübernommener,als auch
zur Uebernahmevorgeschlagener16,940 Thlr. 7. Zweite
Rate der auf drei Jahre bewilligtenUnterstützungzur Auf¬
hülfe der Wismar-LübeckerActien-Chaussee1000 Thlr.
8. Zum Abtrag auf die Capitalschuldder Chaussee-und
Wasserbau-Kasse40,430Thlr. Administrationskosten800Thlr.
Summa(rund) 193,630Thlr.

E. Zur Verwendung fira] di eAbt r agssumme
für den aufgehobenen Sund zoll. ZweifacheQuote
von 10,245Thlr.: 20,490Thlr.

SummaderganzenAusgabe: 387,220Thlr. Crt.
Die Einnahmebeträgt: 353,430 - -

Der hienachsichergebendeAusfallvon33,790Thlr. Crt.
wird durchdie auf 40,000Thlr. veranschlagteAuskunftaus
denHamburg-BerlinerEisenbahn-Actienmehrals gedeckt.
EinemBeschlussedesLandtagsvon 1860 zufolge,soll die
gesummteAuskunftaus diesenActien, welchefrüher zum
AbtragderLandcs-Credit-Kassenschuldverwandtward, in die
Chaussee-undWasserbau-Kasseeingezahltund dieserZufluß
künftigim Etat berücksichtigtwerden.

Das Personalder Allg. Landcs-Receptur-Kassebesteht
aus einemLandes-Steuer-Director(zu welcherStelle der
EngereAusschußvierPersonendemLandtagepräsentirt,aus
denender letzterezweiPersonendemGroßherzogzur Aus¬
wahlvorschlägt),einemSecretär,einemRevisor,einemCalcu-
lator, einemExecutor,einemKassier,einemKassenschreiber
und einemPedellen.Jährlich wird die Behördevon einer
Commission,bestehendauseinemlandesherrlichenCommissarius
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und je einemDepurirteuderRitterschaftund derLandschaft,
visitirt und zugleichdie Rechnungaufgenommen.

1))'Mecklenburg-Strelitz.
Der SchuldenstandderdemLandesherrnunddenStänden

gemeinsamenCentr al-S t euer - KassezuNeubrandenburg
betrugJoh.1848:31,000Thlr. NVzuid126,800Thlr. Gold.
Die Auskunftder außerordentlichenEdictehat bisher jährlich
etwa36,000Thlr. Gold betragen,wovon28,500Thlr. als
BeihülfezumUnterhaltdesDundeseoulingentsund derRest
von 7500 Thlr. Gold nebstder jährlichenAuskunftder
Gewerbescheinsteuervonea. 1000 Thlr. Gold zurVerzinsung
undAmortisationobigerSchuldverwandtwurden. Dieselbe
wird jetztnochungefähr145,000Thlr. Crt. betragen.Die
„Centraldireetionder aMrordentlichenSteuer" zu Neu¬
brandenburgbestehtausemmGroßherzoglichenCommissarius,
einemritterschaftlichenund einemlandschaftlichenDeputirten
und einemSecretär, der zugleichRendantist. Seit dem
Jahr 1858 ist auchnochdieQuote an denSchuldender
ausgelöstenElde-:c.Actien-SocietätimBetragevon7933Thlr.
16 ßl. Crt. von der Landesherrschaftund denStändendes
StargardischeuKreisesübernommenworden.Die Verzinsung
geschiehtgleichfallsausdenMitteln derCentral-Steuer-Kaste
zu Neubrandenburg.

B. Landesherrliche Schulde n.

a) Mecklenburg-Schwerin.
1. Schulden der Reluitions-K asse.

1. Bis 1837.
Der Ursprungder Reluitions-Kasse-Schuldenreichtin

die Zeit der Verfassungswirrenunter demHerzogCarl
Leopold zurück. Hannoversche(Kurbraunschweigische)und
Wolfenbüttelsche,seit dem Oktober1733 auchPreußische
Truppen hielten damals das Land als Executionstruppen
besetzt.Als im Jahre 1736 die Executionaufhörte,ließen,
zur Sicherungihrer Ansprüche,dieBraunschweiger400, die
Preußen300Manu nocheinstweilenin denihnenwegender
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ExecutionskostcnverpfändetenAemternzurück.Den Braun¬
schweigernwarenachtAemterals Pfandbestellt:Boizenburg
mit demElbzoll,Grcvismühlen,Gadebusch,Rchna,Witten¬
burg,Mecklenburg,ZarrentinundBakendorf,derenjährlicher
Ertrag auf 60,000Thlr. veranschlagtward; die Preußen
halten sofort bei ihrem Einmarschauf die Einkünfteder
AemterWrcdcuhagcn,Plan, Marnitz und EldenaBeschlag
gelegt. HerzogFriedrich verglichsichmit demKurbraun¬
schweigischenHofe überdiean ihn und an denWolfenbüttler
Hof zu zahlendeEinlösnngssumme.Diese ward auf
1,535,000Thlr. 'dl% festgesetzt,wovon535,000Thlr. in:
Jahre 1766 und die hienachnochrestirendeMillion im
Jahre 1768 ausgezahltwurden. Die Einlösungder betref¬
fendenAemterund demnächstihre abgesonderteVerwaltung
und die LeitungdesSchnldcnabtragsward einer im Jahre
1765gebildetenundausMitgliÄRrn desKammer-Collegiums
zusammengesetztenReluitions-Commission übertragen.
Dieselbeerhieltunterdem3. Februar1766 eineInstruction.
Im Jahre 1787 lösteHerzogFriedrich Franz auchdie
an PreußenverpfändetenAemter ein und befreietedadurch
die Städte Par ehim, Lübz und Plan von der hier noch
immerverbliebenenlästigenPreußischenEinquartirung. Die
Einlösnngssummebetrug 172,000 Thlr. 97%. Dadurch
dehntesich der Wirkungskreisder Reluitions-Commission
auch auf die von denPreußeneingelöstenAemter aus.
SpätererhieltderselbeeinenneuenZuwachsdurchdie pfand¬
mäßigeErwerbung von Stadt und HerrschaftWismar,
wofür 1,250,000Thlr. Hamb.Bco. oder 1,628,125Thlr.
91% gezahltwurden.

Durch dasEdict von: 11. Mai 1805, betreffenddas
CreditwesendesHerzoglichenHauses, ward bestimmt,daß
an der fundationsmüßigenEinrichtungder Reluitions-Kasse
nichtsgeändertwerden,und daßnichtblos demgemäßjähr¬
lich die Summevon 50,000Thlr. zumAbtrag verwendet,
sonderndieseSummeauchnoch durchetwanigeUeberschüsfe
desEtats vermehrtwerdensolle.

Bis zum Jahre 1832 stoß in die Reluitions-Kasse,
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außer den Einkünftender verpfändetgewesenenund der
neu erworbenenAemterund Vogteien,auchein Theil der
AuskünfteansdenLandzöllen,demPostregalunddenForsten.
Dagegenwar sie andererseitsmit Pensionszahlungenund
mit Beiträgenzu den allgemeinenAdministrationskostendes
Domaniumund zu gemeinnützigenUnternehmungenbelastet.
Durch landesherrlicheRescriptevom 12. Juni und 21. Juli
1832 wurdenjeneZuflüsseunddieseBelastungenaufgehoben.
Außerdembestimmtdas zuletztgenannteRcscript, indemes
erklärt,daßdieRelüitions-Kassenachwievor zu demZwecke
bestehensolle, um gemäßder Instruction vom 3. Februar
1766 die Verzinsungund den Abtrag der Schuldendes
Domanium zu beschaffen,daß ihr auchfernerhin gewisse
Domanialämterzugewiesensein sollen, aus welchensic die
Revenuenunmittelbar erhebt, so daß dieseAemter vom
Kammer-Collegiumnur mi^Rainenund Auftrag der Rclui-
tions-Commissionverwaltetwerden. Doch ward zur Ver¬
einfachungderVerwaltungmit der Reluitions-Commission
eine Revenüen-Ausgleichungund ein Tauschverschiedener
Aemter, ohneVerkürzungder jährlichenEinkünfteder Re-
luitions-Kasse,bewirkt. Danachzahltennunmehrzur Rclui-
tions-KassefolgendeAemter undVogteien: Boizenburgmit
denTafelgüternVier undGallin, Crivitzmit denFriedrichs-
ruherGütern, Gadebuschund die VogteiPlüschow,Grevis-
mühlenund die VogteienRüting, VoigtshagenundRcppen-
hagcn,auchdasvormalsLübschcHospitaldorfWarnkenhagen,
LübzundWarnitz,Mecklenburg,Neukloster,Rehna,Staven-
hagen,WittenburgundWalsmühlcn,Wredenhagen,Zarren¬
tin, Poel unddie vormalsLübschenHospitaldörfcraufPoel.
Auchder Elbzoll zu Boizenburgzahltefortdauerndan die
Relüitions-Kasse.

2. Don 1837 bis 1844.

Eine wesentlicheVeränderungin der Stellung der Re-
luitions-Commissionund in denVerhältnissenihrer Schuld-
Verpflichtungenward durchdas landesherrlicheRcscriptvom
10.August1837, betreffendConvertirung der Relui-
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lions-Kassen-Schuld, bewirkt. Durch dasselbeward
auf Antoni 1838 eineConvertirungaller Obligationenin
4procentigevorbereitet. Dabei ward die hypothekarische
Sicherheit, auf welchedie gesammteSchuldder Relnitions-
Kassebegründetwar, von Neuemdahinbestimmt,daßdieDomauial-Aemterund VogteicuCrivitz, Dabcl, Eldena,Gadebusch,Grcvismühlcn,Rüting, Lübz,Mecklenburg,Plü-schow,Rehna,Wittenburg,Zarrentin, Bakendorf,Boizen¬burg, Rossewitz,Stävcnhagen,Marnitz, Wredeuhageu,dieHerrschaftWismar mit denAemternNcuklostcrundPoel,desgleichender Elbzoll zu Boizeuburgund derengesammteRevenüenals ein unzertrennlicher,solidarischverhafteterHypothckcnvcrbandden Gläubigern der Reluitions-Kasseverpfändetseien. Ẑum Capitalabtragsolltenjährlich min¬destens50,000Thlr. R'% verwandtwerden,vorbehaltlichderErhöhungdiesesAbtragesdurchZinsersparnissewährendeiner zweijährigenEtatsperiodcund durchandereMittel.Auch solltedas Kaufgeldfür etwa veräußerteJncameratalediglichzur ErhöhungderAbtragssummeverwandtwerden.Als Basis ward der Schuldenstandvon Joh. 1837, imBetragevon 5 Millionen Thaler 91%, angenommen.JedectwanigespätereAnleiheansdenCreditderRelnitions-KassesolltedieserSchuldvon 1837 nachstehen.EineKündigungS-Befugnißfindet nichtstatt; der Abtrag geschiehtim Wegeder Auslosung. Die Reluitions-Commissionward von dergenanntenZeit an, unterAufhebungihrer bisherigen,auchdie Administration der hypothccirtenGüter umfassendenThätigkeit,lediglichansdieLeitungdesAbtragsderSchuldenderRelnitions-Kassebeschränkt.Sie bestehtauseinemPräsi¬dentenund vier Commissarien,von welchenzwei aus denLandräthengenommenwerden.

Als weitereFolge dieserMaßregelnerging unterm5. März 1838 eineVerordnungzumSchutzder auf denInhaber ansgestelltenPapierederReluitions-Commission.
3. Seit 1844.

Am 13.Januar 1844ward ausdenCreditder Relui-tions-Kasseeineneue Anleihe von 700,000Thlrn. R%
Thl. III. 8
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für militärische Bundeszwecke und behufs des
Schweriner Schloßbaues ausgenommenundvonAntoni
1844 bis Antoni 1841»successiveeingezahlt.Die Amorti¬
sationwardauf7,000Thlr.91%jährlich(1pCt.vomCapital)
fcstgestellt.Dieselbebegannvon Johannis1849 an.

In gleicherWeiseund unter gleichenBedingungenhin«
sichtlichder Amortisation(1 pCt. vom Capital) wurdenam
20. März 1849 600,000Thlr. Crt. angeliehen.Die Amor¬
tisationbegannvon Johannis1850an.

Nach Johannis 1850 betrug die Schuld von 1837
(5,OM,000 Thlr. N%) noch4,708,850Thlr. Crt., die
Schuld aus der Anleihevon 1844 (7M,M0 Thlr. N%)
808,500Thlr. Crt., die Schuldaus derAnleihevomMärz
1849 (600,000Thlr. Crt.) 594,000 Thlr. Crt.; Summa
6,111,350Thlr. Crt. Die Verzinsungerforderteim Jahr
Johannis 1850—51: 238,528Thlr.Crt.; derCapitalabtrag
(1 pCt. von denursprünglichenSummen)72,500Thlr. Crt.
Die Berwaltungskostcnbeliefensich, mit Ausschlußvon
ca. 500 Thlrn. an Naturalien,auf 11,230T̂hlr. Crt.

Eine llcbersichtder Reluitions-Kasse-Schuldenans den
bisJohannis1849,wo dieAnleihevon 600,OMThlrn. Crt.
nochnicht vollständigerhobenwar, darüberausgefertigten
Obligationenspecisicirtdieselbenwie folgt:
1. Ans derSchuldvon5,000,000Thlrn. 91% von 1837:
a) zu 5 pCt.:
23,600Thlr. N%
b) zu 4 pCt.:

2,661,300Th.N% 104,250Thlr. Crt. 259,5MThlr.Gld.
c) zu 3% pCt.:
594,5M Th.N% 479,0M - -

S. 3,279,4MTH.N% 104,250Thlr. Crt. 738,500Thlr.Gld.
2. Aus derSchuldvon700,000Thlrn. 91% von 1844:
a) zu 4 pCt.:

180,000Thlr. Crt. 21,000Thlr.Gld.
b) zu 3% pCt.:

_313,700Thlr. 91%IM,000 - - 133,0MTHlr.Gld.
S. 313,700Thlr.N% 280,0MThlr. Crt. 154,0MThlr.Gld.
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3. Aus derSchuldvon 600,000Thlrn. Crt. von 1849
zu 4 pCt.: 427,500Thlr. Crt. 7,500 Thlr. Gold.
Die vorstehendenPostemit 16% pCt. die31% imb

mit 10 pCt. das Gold auf Courant reducirt, betrug die
Summe ad 1: 4,742,566Thlr., ad 2: 815,384 Thlr.,ad 3: 435,750 Thlr., zusammen5,993,700 Thlr. Crt.Davon waren27,533Thlr. mit 5 pCt., 4,133,400Thlr.mit 4 pCt. und 1,832,767Thlr. mit 3% pCt. zu ver¬zinsen.

Der Stand derReluitions-Kassewar
Johannis1855:

Courant Gold SummainCrt.alte Schuld 3,697,066Th. 628,500Th. 4,388,416Th.neueSchulden1,634,916 - 173,000 - 1,825,216 -
5,331,982Th. 801,500Th?6,213.632Th.Johannis1856:

alte Schuld 3,637,700Th. 610,500Th. 4,309,250Th.neueSchulden1,721,450 - 169,000 - 1,907,350 -
5,359,150Th. 779,500Th. 6,216,600Th.Johannis1857:

alte Schuld 3,600,125Th. 594,000Th. 4,253,525Th.neueSchulden1,701,383 - 168,500 - 1,886,733-
5,301,508Th. 762,500Th. 6,140,258Th.Johannis1858:

alte Schuld 3,520.625Th. 570,500Th. 4,148,175Th.neueSchulden1,686,866 - 163,500 - 1,866,716 -
5,207,491Th. 734,MOTh. 6,014,891Th.Johannis1859:

alte Schuld 3,432,241Th. 546,500Th. 4,033,391Th.neueSchulden1,668,416 - 160,5M - 1,844,966 -
5,100,657Ty. 707,OMTh. 5,878,357Th.Johannis1860:

alte Schuld 3,324,616Th.'516,OM Th. 3,892,216Th.
neueSchulden1.630.9M - 159,OMTh. 1,805,800 -

4,955,516Th. 675,OMTh. 5,698,016Th.
8*
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2. SonstigePassiva.
Am Schlüssedes Rechnungsjahres1848—49 betru¬

gen die sonstigenPassiva der GroßherzoglichenFinanzen
1,819,158Thlr. Crt. und12,200Thlr. Gold, ncmiich:an
rückständigenKaufgeldernfür die Posthäuserzu Hamburg
und zu Wismar 24,850Thlr., an empfangenenCapitalien
(mit EinschlußvonZ7,374Th.unablöslicher)120,861Th.Crt.
und 4,700 Thlr. Gold, an nicht verzinsbarenCautionen
1,123,725Thlr. Crt. und 7,500 Thlr. Gold, an landes¬
herrlichenGarantien394,947Thlr., an einerinterimistischen
Anleihezur DeckungderKriegskosten200,000Thlr. Diesen
PassivisgegenüberstandenActivaimBelausvon343,489Th.,
nemlich:anansstehendenForderungenaufActien195,483Th.,
an sonstigenForderungen118,832Thlr., an gemachtenBor¬
schüssen29,174 Thlr. Der Ueberschnßder aufgeführten
PassivaüberdieseActiva betrugdemnach1,475,669Th. Crt.
und 12,200Thlr. Gold. In diesemStandehat sichseitdem
Bieles geändert.Namentlichist eineGarantiefür die Prio-
ritäts-Anleihe der mecklenburgischenEisenbahnim Betrage
von1,600,000Thlrn. hinzugekommen.Da jedochdergrößte
Theil der Garantien niemalsZahlungsleistungennachsich
ziehenwird, aucheinigeandereunterdenPassivisausgeführte
Postenichtals solchehichergehören,andererseitsaberauch
ein Theil der Activa nicht realisirbareForderungenin sich
begreift: sowird für die hier in BetrachtgezogenenActiva
und Passivader Ueberschnßder letzterenüber die ersteren
nicht höher als zu 1,000,000 Thlr. veranschlagtwerden
dürfen.

Im Jahre1859 sinddiesePassivanochum denBetrag
einer neuen Anleihe vermehrt, welche„zur Deckung
außerordentlicherBedürfnissederRentcrei" durchPnblican-
dum des Finanz-Ministerininsvom 7. Mai 1859 ausge¬
schriebenward. Die Anleiheist gegen4 pCt. Zinsenauf
beiderseitigehalbjährigeKündigungcontrahirt und zur Si¬
cherheitsind die mit Hypothekennicht belastetenDomänen
und die Einkünfteder Rentcrei bestellt. Die Größe der
Anleiheblieb in demPublicandumunbestimmt,und auch
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späterhinist über denBetrag der angeliehenenGeldernur
so viel bekanntgeworden,daßderselbehinter denErwar¬
tungennichtzurückgebliebenist. Man wird aberwohlnahezu
dasRichtigetreffen,wennmandenBetrag diesergeheimen
Anleiheauf 500,000Thaler als Maximumveranschlagt,so
daßdanndieGcsammtheitder auf demDomaniumruhen¬
den Schuldenlast,außer den Reluitions-Kassen-Schuldeu,
1.500.000ThalerCrt., mit EinschlußderRcluitions-Kassen-
Schuldcnaber7,200,000Thaler Crt. betragenwürde.

5) Mccklenburg-Strclitz.
Die landesherrlichenSchuldenwerdenvon derGroß¬

herzoglichen„GeheimenCommission"verwaltet. Dieselben
beliefensichzu Johannis1848 auf 965,983Thlr.6ßl. Gold
und 192,195Thaler 47 ßl. Courant,Summa(abgerundet)1.255.000Thlr. Crt.

Davon waren: Gold Courant
1. unter desArchivrath

KästnerinHannover
Agentie 337,900Thlr.

2. Kirchen-und Schul-
Capitalien,Legaterc. 39,043 - 7ßl. 154,233TH.16ßl.

3. für herrschaftliche
Kassen 9,500 - — - 5.983 - 16 -

4. auf unkündbareau f
porteur-Obügationcii 10(1,000 - — -

5. für dieübrig.Creditoren465,982 - 7 - 31,968 - 35-6. an zinsenlosenDotal-
und Depositengeldern13,557 - 40 - 10 - 28 -
Summawie oben965,983TH.6ßl.192,195TH.47ßl.
Die VerzinsungerfordertevonJohannis1847—184840,407Thlr. 38 ßl. Gold. Zum Schuldenabtragund zurZinsenzahlungerhält die GeheimeCoinmissionjährlich anctatsmäpigcnGeldern51,140Thlr. Gold. Außerdemwer-
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den die bei der Rentei aufkommendenErbstandsgelderund
Ucberschüssean die GeheimeCommissionabgegeben.

Der jetzigeSchnldcnstandwird ans1,100,000Thlr. Crt.
anzunehmensein.

Zu diesenSchuldentretennochhinzu:
1. Die (nichtverzinslichen)Pachtvorschüsscder Pächter

undBauern,welcheim Jahre1848 betrugen:im Cabinets-
amt 15,550Thlr. Gold, in denDomänendesLandesStar-
gard 225,848 Thaler Gold, im FürstenthumRatzebnrg
59,841 Thaler Crt., zusammen241,398Thaler Gold und
59,841Thlr. Crt. oder325,378Thlr. Crt. DieseSumme
wird sichseitdemnocherhöhethaben.
2. Die Schuldender Chausscebau-UntcrstützungS-

Kasse desFürstenthumsRatzeburg. Dieselbenbetrugen
(nachAbzugder Activa) Joh. 1848: 57,110Thlr. Die
Kasseward in Folge des Anschlussesdes Fürstenthums
Ratzeburgau denmecklenburgischenChausseeverband,worüber
zwischenbeidenLandesherrenund Ständen eine besondere
Vereinbarunggeschlossenward, errichtet. Es sind daraus
die conventionsmäßigenBeiträgezu den Landeshülfenfür
Chaussee-undWasserbautenbestritten.Zur Dotirung dieser
Kasseward das Militärsteuer-Edictfür das Fürstenthum
Ratzeburgin ähnlicherWeisewie früher für die Herrschaft
Stargard erhöhetund derUebcrschußzudenauf 5,500Thlr.' dän.Crt. festgesetztenBeitrag zu den KostendesMilitärs
jener Kassezugewiesen.Die Schuldcapitalienwurdenmit
Ausnahmevon 10,MOThalern, welchedie Stadt Lübeck
zu l'/2 pCt. Zinsen auszehnJahrehcrlieh, sämmtlichaus
demFürstenthumRatzeburgin kleinenPostenaugeliehenund
mit 3 pCt. verzinst.Da dieUcberschüssedesMilitärsteuer-
Edicts jährlichca.4,200 Thlr. pr. Crt. betrugen,sowird
seitdemdieSchuldderChausseebau-Unterstützungs-Kassebereits
zur größerenHälfte getilgt sein.



Schulden der Ritter- und Landschaft.
(Vgl. Band 2, S. 2Z0 ff.)

Nachdemdie Ritterschaft des StargardischcnKreises
schonim Jahre 1775 und die LandschaftdesselbenKreises
im Jahre 1830 aus der Gemeinschaftder Landtastcnschuld
ausgeschieden,kommengemeinsameSchuldenderStändealler
dreiKreisenur nochausnahmsweiseund vorübergehendvor.

Der Schuldenstandder Ritter- und Landschaftwar
am 30. Juni 1859:
1. SchuldderRitter-und

Landschaftaller drei N% Courant Gold
Kreise(Bl) 4,OOOTh.

2. SchuldderRitterschaft
Mecklenburgischenund
Wendisch.Kreises(Fl) 82,254$££).17,850 - 270Th.

3. SchuldderRitterschaft
Stargard.Kreises(B2)9,400 - 9,900 -

4. SchuldderLandschaft
Mecklenburgischenund
Wendisch.Kreises(F3) 46,610 - 8,175 -

5. SchuldderLandschaft
Slargard.Kreises(F4) 4,250 - 100 -

Summa 142,514Th. 40,025Th. 270Th.
oderim Ganzen206,588Th. Courant.

am 30. Juni 1860:
97% Courant Gold

ad 1. 4,000 Thlr.
ad 2. 81,780Thlr. 14,650 - 270 Thlr.
ad 3. 8,000 - 10,133 -
ad 4. 36,110 - 19,775 -
ad 5. 4,250 - 100 -
Summa130,140Thlr. 48,658Thlr. 270 Thlr.

oderim Ganzen200,785Thlr. Courant.
Davon fallen in rundenSummenauf die Ständedes

GroßherzogthumsMecklenburg-Schwerin175,000Thlr. und
aufdiedesGroßherzogthumsMecklenburg-Strclitz25,000Thlr.
Courant.
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Rekapitulation,

a) Mecklenburg- Schwerin.

1. Landesschuldcn 1,468,944Thlr. Crt.
2. LandesherrlicheSchulden7,200,000 - -
3. StändischeSchulden 175,000

8,843,944Thlr. Crt.

5) Mecklenburg-Strclitz.

1. Landesschuldcn 155,000Thlr. Crt.
2. LandesherrlicheSchulden1,475,000 -
3. StändischeSchulden 25,000

145557000Thlr. Crt.
Da aberfür die landesherrlichenSchuldenin denDo-

manial-GüternundForsteneineHypothekvon einemmin-
dcsteiisfünfrehnfachenWerthevorhandenist, sokönnendiese
Schuldenfüglichvon derGesammtsummein Abzuggebracht
werdenund es bleibt dann für Mecklenburg-Schwerindie
Summevon ca. 1,650,000Thalern und für Mccklenburg-
Strelitz die Summevon ca. 180,000Thalern als der Ge-
sammtbelaufder öffentlichenSchuldenübrig, was auf den
Kopf der Bevölkerungalso für ersteresca.3 Thaler, für
letzteresca. 1% Thaler ergibt.

§. 6. (önitcniiinucint.

1. A ii f dem Lande.

Landgemeindengibt cs nur in kirchlicherBeziehung.
In Bezugauf dieAngelegenheitenund Zwecke,denensonst
die politischeCommunalverfassnngdient, liegenalle Rechte
und Pflichtenin denHändenderGrundherrschaftallein,die
jedochim DomaninmdieEinwohnerzurTheilnahmeau den
Pflichten durch Leistungvon Geldbeiträgenund Diensten
heranzieht.
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2. In den Städten,

a) Landstädte.
Die Stadtverfassungcnsind in den einzelnenStädten

sehr verschieden.An der Spitze der Verwaltung stehen
BürgermeisterundRath undnebenihneneinCollegiumvon
Vertreternder Bürgerschaft,welchedenNamenBürgervor¬
steher,Bürgerrcpräsentanten,Ausschußbürger,Stadtsprecher,
Bürger-Deputirte, Viertelsmänner,in den Strelitzischen
Städten auchAltermänner,Quartiersmännerführen. In
Neubrandenburgbestehenneben14 Altermännernnoch8
WickhauShauptleule.Die Bürgermeisterund Rathmänner
werdenin Mecklenburg-Schwerinin nachstehendenStädten
vomRath undBürgeransschußerwählt: Parchim,Neubukow,
Gadebusch,Grabow,Lübz,Neustadt,Schwerin,Waren,Wit¬
tenburg;Güstrow, Boizenburg,Laage,Malchin, Pcnzliu,
Ribnitzund Teterow. In Brüel, Crivitz,Dömitz, Grevis-
mühlen, Kröpelin, Malchow, Rehna; ferner in Bützow,
Krakow,Plan, Röbel,Tessingehörtnur dieWahl derRath-
männer,nichtdie derBürgermeister,zu denstädtischmRech¬
ten. In den übrigenMecklenburg-SchwerinschenStädten
werdendie Bürgermeister,derenAmt in der großenMehr¬
zahlderStädtemit demAmt einesGroßherzoglichenStadt-
richtersverbundenist, unddieRathmännervomGroßherzoge
ernannt. Auchbedürfenin einemTheile derjenigenStädte,
in welchenBürgermeisterundRathmännererwähltwerden,
dieseWahlender landesherrlichenBestätigung.Bis^iu den
Anfang des vorigenJahrhundertsbestandin denLtädten
dasSelbstcrgänzungsrechtdes Rathes, Dasselbewich erst
in FolgevonMißverwaltungdemHerzoglichenErnenuuugs-
odcrBestätigungsrecht,welchesmeistens,wie in Gnoien,nur
unter Protest der Bürgerschafteneingeführtivard. Noch
später— erstin der zweitenHülste des vorigenJahrhun¬
derts verlor sichder Gebrauch,die gestimmteBürgerschaft
zur Beschlußnahmeüber wichtigestädtischeAngelegenheiten
zusammenzubernsen.
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Seit demJahre1830 nahmdieMecklenburg-Schwerin-
scheRegierungin einergroßenAnzahlvon StädtenReor¬
ganisationenderStadtverfassungenvor, welchebesondersden
Zweckhalten,denEinfluß der Magistrateauf dieWahl der
BürgerrepräsentantenzubeseitigenundderBürgerschafteine
allgemeinereTheilnahmean derselbeneinzuräumen,wodurch
in mehrerenStädtenauchdie JudenZutritt zu der Bürger¬
repräsentationgewannen.AuchwurdendieRechteder Bür¬
gerausschüssezur Theilnahmean der Stadtverwaltungge¬
nauerfestgestellt.Die Grundzügezu dieserneuenRegulirung
der Stadtverfassungenwurden in einem landesherrlichen
Rcscriptvom 20. August1827,welchemVerhandlungenmit
Deputirtcnder Landschaftvorangegangenwaren, aufgestellt.
Hiernachsollte denLandstädtenihr inneresRegimentund
die selbstständigeVerwaltung ihres Vermögensungekränkt
verbleiben.Der Großherzogbehieltsichnur die allgemeine
OberaufsichtzurVerhütungundAbhelfungvonMißbräuchen
aller Art und von übler VerwaltungoderschlechterWirth¬
schaftmit dem Stadtvermögenvor. Aus diesenGrund¬
principien sichergebendebesondereFestsetzungensind: Den
StadtobrigkcitenundBürgerschaftenstehtdie Befugnißzu,
überKämmerei-Gutund städtischesVermögen,Pacht-und
andereContráeteabzuschließen,ohnedaßes einerVorlegung
der Bedingungenund einer landesherrlichenGenehmigung
derselbenbedarf. Nur bei beabsichtigtenbeträchtlichenNeu¬
bautenist vorherigeAnzeigeerforderlich.Pacht-Remissionen
könnenohnevorgängigenlandesherrlichenCousinsnur dann
stattfinden,wenn derenForderungrechtlichbegründetist.
Die activeund passiveWahrnehmungder Rechteder Com-
münegebührtdenMagistratenundBürgerschaften.Acquisi-
tioncn von GrundstückenaußerhalbderFeldmarkendürfen
ohnelandesherrlicheGenehmigungnichtgeschehen,und eben
so wenig Veräußerungen,durch welcheVerkleinerungdes
Stadtgebietsentsteht.Verpachtungenund zulässigeVeräuße¬
rungen von Grundstückendürfen nur öffentlichgeschehen.
UeberdasStadtvermögenunddieStadtkassenwill derGroß¬
herzogdemMagistrat und derBürgerschaftzuwidernicht
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disponiren,insbesonderenichtdurchBewilligungvonGehalten
undsonstigenEmolumenten.DergleichenBewilligungensollen
vielmehrnur durchRath- undBürgerschlußerfolgen. In
denStädten, wo demGroßherzogdas Besetzungsrechtder
Rathscollegienzusteht,will derselbekeineaußerordentliche
und überzähligeAnstellungenvon Magistratspersonenund
sonstigenStadtofficiantenverfügen,ohnedeswegenmit Rath
und Bürgerschafteinverstandenzu sein. NeueAnordnungen
und Vorschriftenzur VerwaltungdesStadtvermögens,be¬
sondersdie wirthschaftlicheAdministrationder städtischen
Grundstückebetreffend,werdennichtwiderWillen desMa¬
gistratsund derBürgerschaftgegebenwerden. NeneAnla¬
genfür dieLocalbedürfnisseder einzelnenStädte könnennur
ausgeschriebenund erhobenwerdennachBeschlußdesRaths
und derBürgerschaftund erfolgterlandesherrlicherGeneh¬
migung. DergleichengenehmigteAnlagenergreifenalle zu
StadlrechtliegendenGrundstückeohneUnterschieddesBe¬
sitzers. In allendie städtischeVerwaltungbetreffendenAn¬
gelegenheitenverbindeteinstadtversassungsmäßigerRath-und
Bürgerschlußdie sämmtlichenStadteinwohner.Einzelnen
unter ihnenstehtkeineBefugnißzu, dawiderzu queruliren.
InsofernJemandsichin seinenPrivatrechtenfür verletzthält,
ist er an die Gerichtezu verweisen.GesummteKämmerei-
und sonstigeStadtrechnungensollenhinfort vomStadtmagi¬
strat unterZuziehungvon Bürger-Repräsentantenund son¬
stigenInteressenten,nachder VerfassungeinerjedenStadt,
jährlichaufgenommen,und sodannbinnenvier Wochenmit
den Aufnahme-Protokollenund Belegenan die Regierung
eingesandtwerden.In Betreff der beabsichtigtenRegulirung
der Verfassungender einzelnenStädte wird die vorläufige
Zusicherungertheilt,daßvondendazuabzuordnendenlandes¬
herrlichenCommissarieneinDeputirler der Landschaftzuge¬
zogenwerdensoll. Als Hauptgrundsätzefür dieseRegulirung
sollenangesehenwerden:a) Die AusstellungjährlicherEtats
für alle StadtkassendurchRath und Bürgerschaft,b) Eine
hinlänglicheBürger-Repräsentation,derenEinwilligung zu
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allen bedeutenden,bis dahin nicht etatmäßigenAusgaben,
sowiezu allenHauptmaßregelnder Verwaltungerforderlich
seinsoll, c) Eine angemesseneDienstcautionfür alle städti¬
schenKafseiiberechner,auchfür diejenigenMagistratspersonen
und Subalternen, welcheGelderbebungenirgend einer Art
haben, ä) In dengrößerenStädten muß die Justiz-Ver¬
waltung, in soweil siedemMagistrat zusteht,in derArt
von denübrigenGeschäftengetrenntwerden,daßdazueinige
qualificirtePersonenaus demRath besondersdeputirtwer¬
den. e) LocaleVerhältnissesind allenthalbensorgfältigzu
berücksichtigen.In Absichtans die Polizei in denStädten
wird das landesherrlicheGesetzgebungsrecht,in Grundlage
des Landesvergleichs,die Landespolizci- Gewalt und das
Oberaufsichtsrechtvorbehalten.Die unniittelbareVerwaltung
derOrtspolizci mit dendazuerforderlichenVerfügungensteht
demRath jederStadt zu, und es sollenaus derRegierung
keinedahingehörendeAnordnungenundAufträgeunmittelbar
ergehen.Vielmehrsoll dasjenige,was die obereAufsichtin
einzelnenFallen erforderlichfindenmöchte,denMagistraten
zur Ausrichtungaufgegebenwerden. LandesherrlicheCon¬
cessionenan Bürger zur BetreibungdesWeiuhandelsoder
andererbürgerlicherGewerbesindnicht weiter erforderlich,
sonderndie GewinnungdesBürgerrechtssoll genügen,um
damit zugleichdie Berechtigungzu Betreibungaller nicht
zünftigenstädtischenGewerbezu erlangen.

NachdiesenNormen,die sichin Folgeder französischen
Julircvolution von 1830 nochgünstigerfür die Bürger¬
schaftengestalteten,wurdennunvieleStadtverfassungenregu-
lirt. Die Magistrate,denenesnamentlichnichtgefiel, daß
die Bürgerausschüsseihnennichtmehrso untergeordnetsein
sollten, wie früher, und daß ihnen der Einfluß ans die
WahlenderBürgerrepräsentantenentzogenwar, beschwerten
sichim Jahre 1839 über diesesVorgehender Regierung.
Sie bestrittendie BefugnißdesLandesherrn,ohneEinwilli¬
gungder Magistrate und der BürgerrepräsentantenVerän¬
derungenmit denStadtvcrfassungenvorzunehmenunderlang¬
ten durchihrenWiderspruchim Jahre 1840 Sistirung der
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eingeleitetenfernerenRcgulirungen.Die Ritterschaftschloß
sichhiebeider Landschaftan, worauf endlichdieRegierung
im Jahre1847 dieBeschwerdenderStändeüberdieneueren
Stadtverfassungenals begründetanerkannteund ihnenfür
die FolgeBerücksichtigungzu schenkenversprach.In den
Jahren 1848 und 1849 wurdenwiedermancheUmgestal¬
tungenderStadtvcrfassuugcudurchdieRegierungeingeführt.
In FolgeeinerErklärungderLandschaftvom6. November
1851 bliebendieBeschwerdenwegender vor demJahre1848
vorgenommenenRcgulirungenderStadtverfassungenauf sich
beruhe».Ein Versuch,die gesammtcnNeuerungendurchein
allgemeinesNormativ für die Wahl und Wirksamkeitder
Bürgerausschüssezu beseitigen,welchendasMinisteriumauf
demerstenLandtagenachRestaurationder ständischenLan¬
desverfassungunternahm,scheitertean demWiderspruchder
Stände,denendasin demGesetzentwurfadoptirteDreiklasscn-
Ceusus-Wahlsystemund die projectirte Nivellirung aller
Stadtverfassungennicht gefiel. Das Ministerium machte
nun auf eigeneHand einigeder in die Stadtverfassungen
mit ihrer ZustimmungseitdemJahre1848aufgenommenen
Neuerungenwiederrückgängig,u. A. zu Güstrow,wo noch
vor demWiederzusammentrittder altenStände, durchdie
Wahlordnungfür dendortigenBürgcrausschußvom9. Nov.
1850, dasDreiklassensystem,mit einemCensusvon8 Thlrn.,
4 Thlrn. und 1 Thlr. als Minimum der einzelnenKlassen
undmündlicherAbstimmung,für dieWahl desBürgeraus-
schusseseingeführtward. Im Ganzenaberverbliebendie
Stadtverfassungenin derGestalt,welchesieunter der refor-
mircndenEinwirkungder RegierungnachMaßgabedesoben
angeführtenRescriptsvom20.August1827seit demJahre
1830 angenommenhatten. (Vgl. denBerichtderLaudtags-
Commilte,betreffendRegulirungderStädteverfassungen,vom
15. Dezember1851 und die demselbenangehängtevom
Ministerium des Innern beschaffteZusammenstellungder
seit demJahre 1848 in Bezugauf denWahlmodus,den
Wirkungskreis,dieRepräseutantenwahlund denGeschäfts-
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betriebderBürgernusschüssein denLandstädteneingetretenen
Veränderungen,in: Raabe, Gesetz-Sammlung.Zweite
Folge. Bd. IV. S. 873 ff.)

Das landstandschaftlicheRechtderCommunenwird nach
neuererPraxisnur durchdieBürgermeister,in Behinderungs¬
fällen desBürgermeistersdurchein anderesvomMagistrat
ans seinerMitte zu erwählendesMitglied ausgeübt. In
frühererZeit undnochbis gegenEndedes17.Jahrhunderts
konntenauchBürger, die nichtMagistrats-Mitgliederwaren,
als Vertreterder Communenauf Landtagenund ständischen
Conventenerscheinen;und nochin demVertragezwischen
denVorder- undübrigenStädtendesMecklenburgischenund
WendischenKreisesvom31.März 1789 wird dieWahl der
Deputirtenfür die ständischenZusammenkünftelediglichvon
demBeliebender Communenabhängigund nur für die
Direction der Verhandlungender Vorbehalt gemacht,daß
dieselbeeinemMagistratsmitgliede aus jeder der beiden
Vordcrstüdleaufgetragenwerde. Erst die von der Regie¬
rung ausgegangenenStädteordnungenhabendieneuereGe¬
wohnheitstatutarischfixirt. DochhabendieDeputirtender
Städte damit nichtdenCharaktervon Deputirten der Ma-
gistrats-Collegienangenommen,sonderncs ist nachwie vor
die Commune,welchedas Landstandschaftsrechthat und als
derenVertreterder Landtags-Dcputirtehandelt. Damit im
Zusammenhangesteht,daßderDeputirteverpflichtetist, nicht
blos mit demMagistrat, sondernauchmit demBürger¬
ausschußwegenderLandesangclcgenheitcnsichin Verbindung
zu setzen.Zwar erhält nachdenregulirtenStädteordnungen
derLandtags-DeputirteseineInstruction vondemMagistrat.
Aber demBürgerausschußsind vor demLandtagein einer
Sitzungmit demMagistrat diewichtigstenBerathungsgegen¬
ständedesLandtagsmitzutheilenundderselbeist aufzufordern,
seineetwanigenbesonderenWünscheim Interesseder Com¬
munezu äußern,welchedannvon demDeputirten,soweit
dieUmständecs zulassen,ohnedaßer freilichan siegebun¬
denist, zu berücksichtigensind. NachseinerRückkehrhat er
denMagistrat und denBürgerausschußvon denHauptfach-
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lichstenVorkommenheitenundBeschlüssenderLandesvcrsamm-
lung in Kenntnißzu setzen.Ganzim Widerspruchmit die¬
semverfassungsmäßigenRechtsverhältniß,wonachdieCom¬
mune, nichtderMagistrat, sichdurchdenstädtischenDcpu-
tirten andenLandesangelegenheitenbetheiligt,stehtdieneuer¬
dings aufgekommeneTendenzdesMinisteriumsdesInnern,
denBürgerausschüssendasRechtzu bestreiten,Landesange-
legenheiteuin denKreis ihrer Berathungzu ziehen. -Dc'it
der Stadt Schwerin ist dadurchdasMinisterium in einen
Conflict gerathen,welchersichum die in Bezugauf den
dortigenBürgcransschußin einemlandesherrlichenRescript
vom21. März 1860 aufgestellteBehauptungbewegt,daß
„die Berathungüber allgemeinepolitischeund Landesauge¬
legenheitennichtzur CompetenzeinerVersammlunggehört,
welcheberufenist, sichmit denAngelegenheitenderStadt
Schwerinzu beschäftigen."

Ueberdie Stellung der landstädtischenCommunenzum
Gerichtswesenund anderenZweigendesVerwaltungsorga¬
nismus, sowieüberdiehinsichtlichdesHeimaths-undNie-
dcrlassungsrechtsund der gewerblichenVerhältnissein den
städtischenCommunengeltendenNormenfindetsichdasEr¬
forderlichein denbetreffendenAbschnitten.

Nicht alle Einwohnereiner Stadt nehmenan den
RechtenundPflichtender BürgerschaftAntheil. Nebenden
Bürgern bestehtin denStädten die Klasseder Eximirten,
d. i. der von der städtischenNiedcrgerichtsbarkcitAusgenom¬
menen,welchevermögeihres geistlichenAmtesoderals lan¬
desherrlicheBeamteoderals Adeligeoderals Fremdeohne
bürgerlichenGewerbebetriebtheils nicht verpflichtet,theils
auchnicht berechtigtsind, das Bürgerrechtzu gewinnen.
HinsichtlichihrerFreiheitvonstädtischenAbgabensindmanche
Streitigkeitengewesen.Doch habensiesichden städtischen
Reallastennicht entziehenkönnenundwerdenauchzu allen
städtischenPersonalsteuernherangezogen,welchefür Zwecke
erhobenwerden,die allenEinwohnernzu Gutekommen.
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b) SeestadtRostock.

Die alte aus denKämpfenderGeschlechterund der
Zünfte erwachseneGemeindeverfassungder Stadt Rostock,
mit einemsichselbstergänzendenRath und einerauf dem
ZunftwesenruhendenBürgerrepräsentation,konntesichim
Jahre 1848 nichtlängerbehaupten.Auf Grund eineslan¬
desherrlichgenehmigtenprovisorischenWahlgesetzesvom
18. September1848 ging aus unmittelbarenWahlender
gestimmtenBürgerschaftim Januar 1849 eineStadtverord-
netenkammerhervor,welchefortan die Vertretungder Bür-
gergcmeindebilden und ihre nächsteThätigkeitinsbesondere
aus den Ausbau der städtischenVerfassungrichten sollte.
Für denunverhofftenFall, daßdabeieineEinigungmit dem
Rath nicht zu erreichenstände,machtedie Pnblications-
Vcrorduungdie schlicßlicheEntscheidungvon derAbstimmung
der ganzenBürgcrgemeindeabhängig.NachBeseitigungdes
Staatsgrundgesetzesim Jahre1850 übermitteltedasStaats-
ministcrinm, durchRescriptvom 10. Februar1851, dem
Rath denauf demDreiklasscn-Census-Wahlsystemruhenden
Gesetzentwurfwegender landstädtischenBürgerausschuß-
WahlenundknüpftedarandenWunsch,daßeinedamitüber¬
einstimmendeBürger-Repräsentationauchin Rostockeinge¬
führt werde, nebstderAufforderung,die Errichtungeines
demselbenim WesentlichenentsprechendenStatuts zu bewir¬
ken. Indessenfandmansichin Rostockum sowenigerver¬
anlaßt, diesenWegzu betreten,als auchder Landtagden
Entwurf für die Landstädtenicht annehmlichfand. Durch
ein landesherrlichesRescriptvom 12. August 1851 ward
daun der Rath angewiesen,die Stadtverordneteu-Kammer
aufzulösenund die vor demJahre1848 bestandeneBürger-
Repräsentationwiedereinzuberufen.Der Rath folgte dieser
Weisungund löstedie gesetzlicheVertretungderBürgerschaft
einseitigans. Die einzelnenMitglieder der aufgelösten
Stadtverordneteu-KammererließengegendiesesVerfahren
einenöffentlichenProtest. Auchdie eineder beidenCurien
der rcstaurirtcnalten Bürger-Repräsentationerklärte bei
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ihremWiederzusammentritt,daßsiedenRath nichtfür be¬
rechtigt ĥalte, die durchRath- und Bnrgcrschlußeinge¬
setzteStadtverordnetcn-Kammerfür aufgelöstund die alteBürger-Repräsentationfür gültig zuerklären,vielmehrdurchdiesesVerfahrendie Selbstständigkeitder Stadt und dieRechteder Bürgerschaftverletztfinde. Indessenbliebdieser
Widersprucherfolglos. Auch die in dem landesherrlichen
Rescript vom 12. August1851 ausgesprochenesichereEr¬wartung,daßder Rath sichmit derwiederhergestelltenaltenBürger-Repräsentation„chebaldigst"überein neuesBürger-
Ausschuß-Statutvereinigenwerde,bliebvollständigunerfüllt.Seitdemsteht die alte Stadtverfassung,ivie sie bis zumJahre 1848 war, wiederin factischerWirksamkeit,nur daßhinsichtlichder Wahl der Rathsmitgliederund der bürgcr-
schaftlichenAdmiuistranteneinneuerWahlmoduszurGeltunggelangtist, auchder VerwaltungsorganismusundderCvm-pcteuzkreisder einzelnenstädtischenGerichteeinige, jedoch
nichtwesentlicheAbänderungenerlitten hat.

Das Magistrats-Collegiumbestehtans dreiBürgermei¬
stern, zweiSyndicis und elf Rathshcrren.Von diesenge¬hörenein Bürgermeisterund fünf RathsherrendemKauf¬
mannsstaudean, die übrigenMitglieder desCollegiumssind
Rcchtsgelchrte.

Die Bürgerschaftwird durch das Huudcrtmänner-
Collegiumrepräscntirt. Dasselbezerfällt in zweiQuartiere,von denendas ersteaus 50 Brauern und Kaufleuten,daszweiteaus 50 Handwerkernmit Einschlußvon drei Reprä¬
sentantendcrSchiffergcscllschaft(des„Schonenfahrer-Gelags")besteht.Die ersterenwerdenvon derKaufmanns-Compagnie,
die letzterenvon 37 berechtigtenHandwerksämternund derSchiffergcscllschafterwählt. JededieserwahlberechtigtenGe¬sellschaftenwählt für sichund jederRepräsentantist Ver¬treter der ihn wählendenGesellschaft.Die Kaufmanns-
Compagnieist bei derWahl auf ihreMitgliederbeschränkt;bei denHandwcrksämternist dieseBeschränkungzwar nichtvorgeschrieben,dochsind dieBeispielenur selten,daßein
Amt, selbstwennes,wiediesjetztseitJahrenbeidemZinn-

Thl. III. 9



130 Staatskunde.

gießer-Amtder Fall ist, nur aus zweiMitgliedernbesteht^
bei derWahl überdenKreis seinerAngehörigenhinausgreift.
Die Verfassungund RechtedesHundcrtmänncr-Collegiums
werdendurchdas provisorischeRegulativ vom 25. August
1770 bestimmt. JederwahlberechtigtenGesellschaftstehtes
frei, ihremRepräsentanteneineeingeschränkteoderuneinge¬
schränkteVollmachtzu gebenund jederRepräsentantmuß
der ihm ertheiltenInstruction seinerVollmachtgeberFolge
leisten.JederRepräsentantist befugt,dievonihmvertretene
Gesellschaft,so oft er cs nöthig findet, zusammenfordernzu
lassen,gleichwiecs auchder Gesellschaftfreisteht,ohneseine
Forderungzusammenzukommen,um sichnachseinemVerhal¬
ten zu erkundigenund ihm nachBefindenInstruction zu
ertheilen. JedeGesellschafthat das Recht,ihremRepräsen¬
tanten die Vollmacht wieder abzunehmen.Die Quartiere
berathschlagenundbeschließenjedesfür sich,könnenaberdurch
Deputirte zu Committenzusammentreten.Die Quartiere
theileneinanderihre Beschlüssemit. Die übereinstimmenden
Beschlüssebeiderbilden einenBürger-Schluß. Ein Rath¬
und Bürger-Schlußentsteht,wenn beideQuartiere einer
Rathspropositiouzustimmen,oder wenn der Rath einem
Bürger-Schlußbeitritt. In Füllen, wo eineEinigungnicht
zu erzielenist, stehtbeidendissentirendenTheilenderRecurs
an denLaudesherrnfrei. Veränderungenin der Stadlver-
fassungkönnenjedochauf diesemWegenicht herbeigeführt
werden.Die ZuziehungundEinwilligungderHundertmänner
ist bei allen wichtigerenAngelegenheitennothwendig,insbe¬
sonderebei Veränderungalter und Erlaß neuerStatuten
undallgemeinerVerordnungen,mit AusnahmeneuerGerichts¬
ordnungen,die der Rath allein erläßt; bei Erhebungneuer
oder AbschaffungbestehenderAbgaben,bei Festsetzungder
ordentlichenund außerordentlichenEinnahmeundAusgabe,
bei AbfassungneuerCoutracte,bei Veräußerung,käuflicher
ErwerbungoderEinlösungvon städtischenGrundstücken,bei
Holzverkäufen,beineuenEinrichtungenin BetreffderKirchen,
Schulen,Hospitalienund derenGüter, bei Aufhebungoder
Einschränkungder Rechteeinzelnerkaufmännischerund ge-



Gemeindewesen. 131

werblicherGesellschaften,ferner wenn ein Deputirter zum
Landtage,zu Landesconventen,Convocationstagenoderzum
EngerenAusschußmit Instructionenversehenwerdensoll,
wobeies demCollegiumderHundertmännerfrei bleibt, in
Ansehungder Land-undConventionstageoderConventeauf
die Beifügungeinesanderen,jedochvomRath zu ernennen¬
denRathsgliedesanzutragen.In allen diesenVorkommen¬
heitenkanndie Initiative der Propositionnicht nur vom
Rath, sondernauchvomHundertmänner-Collegiumergriffen
werden. Die Quartiere könnenauch ohne Aufforderung
Seitens des Raths zusammentreten.Eben so könnensich
die Kaufmanns-Compagnieund die wahlberechtigtenHand-
werksümterzur Beratschlagungüber städtischeAngelegen¬
heitenunaufgefordertversammeln.Es ist dazuwedereine
vorherigeAnzeigebeimRath nöthig, nochdarf der Amts¬
patronbeiVersammlungenzusolchemZweckgegenwärtigsein.

Die Wahl derRathsherrengeschiehtdurchein für jede
einzelneWahl zu bildendesWahlcollegium,welchesaus den
MitgliederndesRaths und einergleichenAnzahlvon De-
putirten beiderQuartierezusammengesetztist.

Die Jurisdictionmit Einschlußder Polizeigewaltwird
allein durchRathsmitgliedergeübt. In allen eigentlichen
Verwaltungszweigendagegenfungirenin Gemeinschaftmit
RathsmitgliedernbürgerschaftlicheDeputirteals Administran-
ten. DieselbenwerdennacheinemdemModus der Raths¬
herrenwahlentsprechendenModus vonRath undQuartieren,
theils aus der Mitte der letzteren,theils aus der ganzen
Bürgerschaftgewählt. Aus denQuartiersmitgliedern,zur
Hälfte aus jedemQuartier, werdengewählt:dieDeputirten
bei derKämmerei,demBau-Departement,denbeidenHo-
spitalien,der Stadtkasse,demRechnungs-Revisions-Departe-
ment, der Friedhofs-Deputation,demForst-Departement,
demSt. Katharinen-Stifteund demZucht-undWerkhause,
demPolizei-Administrations-Departement,der Kriegs- und
Brand-Kasse,und zur Revisionder großenStadtschule;aus
gemeinerBürgerschaftmit Einschluß,derQuartiersmitglieder
dienach§. 4 der Armenordnungzu wählendenzehnbürger-

9 *



132 Staatskusde.

schaftlichenDeputirtenundderRevisorbeiderAccise-Zulage;
aus gemeinerBürgerschaftmit Ausschlußder Quartiers-
Mitglieder: dieDeputirtenbei denübrigenAdministrations-
Departementö.Die Functionder bürgerschaftlichenDepu-
tirten währt achtJahre.

D:e communaleuRechteund Freiheiten der Stadt
habenin denErbverträgenderselbenmit demLandesherrn
(vgl. §. 2, 2) ihre nähereFeststellungerfahren. Nachdem
Erbvertragevom 13.Mai 1788 §. 130 soll der Stadt und
derenRachdie bisherigeFreiheit im Stadtregiment,ihren
Statuten und der Observanzgemäß,nachwie vor ungehin¬
dert verbleiben,wobeinur „die landesherrlicheOberaufsicht
zur Abkehrungaller Mißbräuche,jedochohneMittheilneh-
mung am Stadtregimeul", vorbehaltenwird. Die Stadt
hat die Befugniß,Polizei-und Gerichtsordnungen,auchein
eigenesStadtrecht und sonstigeVerordnungen,selbstin
Strafsachen,zu erlassen.Auf Landtagendarf sie bei Be¬
schlüssenüber zu erlassendeGesetzeihre entgegenstehenden
Privilegienund Rechtegeltendmachen.Die Stadt hat von
ihremjus statuendi fortwährendGebrauchgemacht,wiewohl
siederLandesgesetzgebnngunterworfenund derselbenFolge
zu leistenschuldigist, soweil nichtspecielleRechteund Pri¬
vilegieneineAusnahmebegründen.Auchbehauptetsie,daß
Landesgesetzevon dem Rathe besonderspublicirt werden
müssenund damit erstGesetzeskraftgewinnen.Durch die
BewidmungderStadt mit demLübschenundSchwerinschen
Recht,durchdasRostockerStadtrcchtund die vonderStadt
RostockerlassenensonstigenGesetzehat sichein eigenesRecht
für die der städtischenJurisdiction Unterworfenengebildet.
HinsichtlichderkirchlichenVerhältnissewird zwardieKirchen¬
hoheitals demLandesherrnallein zustehendvon der Stadt
anerkannt.Es hat aberdie Stadt RostockundderenRath
in dieserBeziehungmancheZugeständnisseerlangt. Der
Rath hat das Patronat aller Kirchender Stadt. Die Pre¬
diger bilden ein eigenes,von der fiirstlichenConsistorialge-
richtsbarkeitunabhängigesMinisterium. Die Wahl eines
Superintendentenunter TheilnahmedesMagistrats ist zu-
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gesichert.Bei Verwaltungder Kirchcugütcrconcurrirt der
Magistrat undnimmt dieKirchenrechnungenohneoberbischöf¬
licheMitwirkung auf. LandesherrlicheAnordnungenin geist¬
lichenund Kirchensachensollennur durchdenRath an das
geistlicheMinisteriumgelangen,polizeilicheAnordnungen,die
sichauf Liturgieund kirchlicheCeremonienbeziehen,auchvon
der Stadt getroffenwerdenkönnen.Die Publication von
Verfügungendes Raths darf von den Kanzelngeschehen.
Die AnwendungeineseigenenRostockerGesangbuchsist ge¬
stattet. Die Gerichtsbarkeitin Civil- und Criminalsachen
stehtdemRath in der Stadt und ihrenGütern in vollem
Umfangezu. Für Verlöbniß-und Ehesachenbesteht,zur
Entscheidungderselbenin ersterInstanz,ein städtischesEhe-
gericht. GleichderGerichtsbarkeitübt die Stadt durchden
Rath auchdiePolizei in ihremvollenUmfange. Für die
Deckungder städtischenBedürfnissehabenRath undBürger¬
schaft,soweit nichtfür EximirtevertragsmäßigeAusnahmen
bestehen,ein unbeschränktes,an landesherrlicheGenehmigung
nicht gebundenesBestenerungsrecht.Nur solcheAbgaben
dürfen nicht ohnelandesherrlichenund ständischenConsens
neueingeführtwerden,welcheden„fremdenAlaun" ergreifen.
In Bezugauf denSeehafenzu Warnemündebesiehteine
Hafen- und Stapelgerechtigkeit,welchealle Nicht-Rostocker
von derunmittelbarenBenutzungdesselbenausschließt,jedoch
andererseitsdie Stadt auchverpflichtet,alle für Erhaltung
und Verbesserungdes HafenserforderlichenVerwendungen
allein aus eigenenMitteln zu bestreiten.Rücksichtlichson¬
stigerPrivilegiender RostockerBürger für denHandels¬
und gewerblichenVerkehrund dessenBesteuerungfindet sich
das Nöthigein den betreffendenAbschnittenbemerkt.Die
bisher verweigerteAufnahmeder Inden hat ihre Anerken¬
nung in der Conventionvom Jahre 1748 erlangt. Auch
ertheilt ein landesherrlichesRescriptvom7. Dezember1830
derStadt dieZusicherung,daßdie in jenerZeit beabsichtigte
LandesgesetzgebuugwegenderJuden ansRostocknichtAn¬
wendungfindensolle.
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Wegender Hoheitsrechteder Stadt Rostockvgl. oben
8- 2, 6.

Innungen undZünfte gibt cs nachstehende:dieBrauer-
Compagnie;dieKaufmanns-Compagnie;dieGcwaiidfchneidcr-
Compagnic;die Krämer-Compagnie,welchein drei Abthci-
hingen: Eisen-,Gewürz-und Scidcn-Krämcr,zerfällt; die
Schiffer-Gesellschaftund 51 zünftigeHandwcrksämter,von
welchendieAemterderApfclhäkcr,derBrettsäger,derFärber,
der Hausschlachter,der Karrenfahrer,der Kleiderseller,der
Klein- und Büttenbinder,der Kornmesser,der Pelzer, der
Perrückenmacher,derSalz- undTheerhaken,derStrandfuhr¬
leute, der Stuhlmacher,der Träger, derWassermüllerund
derWindmüller derWahlberechtigungfür dieBürgerreprä¬
sentationentbehren,währenddas Amt derKnopfmacherdie¬
selbeneuerdingsaufgegebenhat und durchdas Amt der
Schiffszimmerleuteersetztwordenist.

Die Stadtschuldenbetrugennach Antoni 1861 die
Summe von 1,069,823Thlr. Der Boranschlagfür den
Stadlhaushaltauf dasJahr von Johannis 1861 bis dahin
1862 zeigt im ordentlichenEtat eine Einnahme von
310,000Thlrn. und eineAusgabevon 292,000Thlrn., im
außerordentlichenEtat eine Einnahmevon 18,000Thlrn.
und eineAusgabevon 24,000Thlrn.

c) SeestadtWismar.
Ueberdie Stadtverfassungentstandenim Jahre 1830

mancherleiIrrungen, zu derenAusgleichungeineGroßher¬
zoglicheCommissioneingesetztward. Es gelangjedochnicht,
einegütlicheVereinbarungzwischenRath und Bürgerschaft
und zwischendeneinzelnenStändender Bürgerschaftherbei¬
zuführen. Die Kaufmannschaftkonntesichmit der übrigen
bürgerschaftlichenRepräsentationnicht einigenund auchdie
Innungenwolltensichvon den ihnendurchdie landesherr¬
lichenCommissarienvorgeführtenNachtheileneiner auf das
ZunftwesensichstützendenRepräsentationnicht überzeugen.
Der Großherzogerließ daherprovisorischeBestimmungen
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über die neueStadtverfassung,durchwelchenebeneiner
BestätigungderPunkte, überwelchemansich in Wismar
geeinigthatte, die nochstreitig gebliebenenFragen landes¬
herrlichentschiedenwurden.NachdiesenBestimmungensollte
das RathscollegiumkünftigauszweiBürgermeistern,einem
gelehrtenund einemnichtgelehrten,einemSyndicus, drei
rechtsgelehrten.undfünf nichtgelehrtenRathsherrenbestehen.
Der Bürgerschaftward ein gewisserAntheil an der Ralhs-
wahl eingeräumt.Die Verwaltung des städtischenGuts
und der geistlichenHebungensolltedemRath unddemBür-
gerausschnssegemeinsamzustehenund in jederVerwaltungs¬
behördesolltendemgemäßbürgerschaftlicheDepulirte ihren
Sitz nehmen.Der bisherigeUnterschiedder Stande sollte
in Zukunft für die öffentlichenAngelegenheitender Stadt
wegfallenund jederehrenwertheBürger zu allenstädtischen
Ehrenämtern,also auchzu denRathsstellen,fähig sein.
Ueber den Bürgerausschußward Nachstehendesbestimmt.
Derselbezerfällt in zwei Quartiere. Das ersteQuartier
bestehtaus 17 RepräsentantendesHandelsstandes(8 von
der Kaufmanus-,7 von derKrämer-, 1 von der Gewand¬
schneider-Compagnie,1 vondenApothekern,Buchhändlernrc.);
das zweiteQuartier aus 25 Repräsentantender übrigen
Bürgerschaft(theils von denHandwerksämtern,theils von
densonstigenGewerbetreibenden,einerauchvon denansässi¬
gen Arbeitsleutenerwählt). Wählbar warennur die mit
einemHauseAngesessenen.

DieseStadtorduungblieb, was dieRepräsentationder
Bürgerschaftbetrifft, nur bis zumJahre 1849 in Wirksam¬
keit. Auf Grund von BeschlüssendesRaths unddesBür¬
gerausschussesund schließlicheinerAbstimmungder ganzen
Bürgerschaftwardunter dem14.Februar1849 ein landes¬
herrlichbestätigtesWahlgesetzfür die Bürgerrepräseutation
erlassen,welchesdieVertretungderBürgerschaftdurchEine
aus 50 RepräsentantenbestehendeKammeranordnete.All¬
gemeinesfreiesWahlrechtundOeffentlichkeitder Sitzungen
waren die charakteristischenMerkmaledieserneuenEin¬
richtung.
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Auf Antrag desMagistrats ward jedochdiesesStatut
vom Landesherrnunter dem26- October1853 wiederauf¬
gehobenund die Bildung desBürgerausschusseswiederauf
die gewerblichenund Gerufsklasseuzurückgeführt.Von den
48 in Eine KammervereinigtenRepräsentantensollte die
Kaufmanns-Compagnie9, die Krämer-Compagnie8, die
Gewandschneider-Compagnic1,dieApotheker,Buchhändlerrc.1,
dieAerzte,Advocaten,Lehrer,Architekten,Notarien,Chirur¬
gen, ehemaligenGutsbesitzer,Rentiersrc., soweit siedas
Bürgerrechtgewonnenhalten, 3, dieMitglieder der Hand¬
werksämterunddie Concessionisten,nachGruppengeordnet,
24, diemit einemHanseangesessenenArbeitsleule2 erwäh¬
len. DieseRepräsentation,an derenSpitze vier Bürger¬
worthalterstehenund abwechselnddie Leitungder Geschäfte
haben,ist nochgegenwärtigvon Bestand.

Wismar steht, in Folge seinerAusscheidungans dem
MecklenburgischenStaatsverbandedurchden Westphälischen
Frieden,außerhalbder Landesvertretung,zu welcheres nur
auf demaußerordentlichenLandtagevom Jahre 1848 einen
vorübergehendenZutritt hatte. Die staatsrechtlichenVer¬
hältnisseder Stadt sind, hievonabgesehen,denenRostocks
ähnlich. Sie findenihrenUrsprung theils in der früheren
hansestädtischenVerbindung,wodurchdie Stadt einefreiere
Stellung gegendieLandesherrenerhieltund worausmanche
ZugeständnisseundVerleihungenzur Begründungihrer ge¬
genwärtigenSonderrechtehervorgingen,theils in der förm¬
lichenoderfactischenErwerbungmancherPrivilegienwährend
der schwedischenHerrschaft.Bei der Rückkehrder Stadt
unter diemecklenburgischeLandeshoheitim Jahre1803 ward
die Erhaltungihrer RechteundFreiheitenzugesichert.

Das Stadtregimentunterliegtzwarder landesherrlichen
Oberaufsicht,ist aberim Uebrigcnein unabhängiges.An
Regalienbesitztdie Stadt das Münzrecht. Das Gesetzge-
bungsrccht(jus statuendi) leitet sie aus einemPrivilegium
Heinrichsdes Pilgers vom Jahre 1266 her. Im Huldi-
guugs-Rcceßvom 14. Juni 1653 ward ihr zugesichert,daß
sieund ihre unmittelbareObrigkeitbei demPrivilegiumund
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Rechte,StatutenundOrdnungenaufzurichten,gelassenwerden
solle,nur daßdieAnwendungdiesesRechtesdemLandesherrn
nichtzumNachtheilgereichendürfe. Die Sladt ist feit dem
Jahre 1266 mit demLübschenRechtbewidmet.Nacheinem
landesherrlichenRcscriptvom 10. Juni 1811 an das Hof-
und Landgerichtzu Güstrow gelten die mecklenburgischen
Gesetzein Wismar nur soweit, als sieschonvor demJahre
1618 für die Stadt verbindlichwaren oderdurchbesondere
Verordnungauf dieselbeerstrecktworden sind. Hiedurch
und durchdie von der Stadt vermögeihres jus statuendi
erlassenenGesetzehat sichein eigenesRechtgebildet. Die
kirchlichenVerhältnissehabendurchdas landesherrlichbestä¬
tigteRegulativvom 10.März 1829 ihre nähereFeststellung
gefunden.Danachsteht das Patronat aller Kirchenund
geistlichenStiftungen der Stadt zu und wird durchden
Magistrat ausgeübt. Die Predigerbilden ein eigenesvon
der übrigenmecklenburgischenGeistlichkeitgetrenntesMini-
sterinm. Statt desfrüherenWismarschenConsistoriumsist
ein besonderesstädtischesEhegerichtgebildet. Die Verwal¬
tung der Kirchengüterhat die Stadl, die auchPolizcivcr-
fügungenzur Erhaltung von Ruhe undOrdnung während
des Gottesdiensteserlassenkann. Die Anwendungeines
eigenenWismarschenGesangbuchsist gestattet.Die Gerichts¬
barkeit in Civil- undCriminalsachen,auchüberEhesachen,
welcheletzterenvor demEhegerichtverhandeltwerden,steht
der Stadt zu. Die Verhältnissezum Ober-Appellations-
Gericht sinddurchdasRegulativ vom 20. Mai 1829 ge¬
ordnet. Dem GroßherzoglichenCriminal-Collcginmhat die
Stadt sichzwarunterstellt, jedochmit demVorbehalt, in
einzelnenFällen selbstdieUntersuchungzu führenunddas
Erkenntnißzu sprechen.Landesgesetzebedürfen,um für
WismarGesetzeskraftzuerlangen,erstderPublicationdurch
den Rath. Die Polizei (jus politiae) steht der Stadt,
gleichderGerichtsbarkeit,im vollstenUmfangezu. Sie hat
dieselbeauchbisherdergestaltausgeübt,daßeineEinmischung
der Landespolizci,namentlichdieThätigkeitderGendarmen,
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nur auf specielleRequisitionSeitensder städtischenBehörde
eingetretenist. Die Stadt hat ein unbeschränktesBesteue¬
rungsrecht(jus collectandi) über ihre Angehörigen.Nur
soweiteinestädtischeSteuer-Verordnungden„fremdenMann"
ergreift,bedarfsieder landesherrlichenGenehmigung.Hin¬
sichtlichder Landessteuernund der Leistungender Stadt zu
allgemeinenLandcszwcckcnbedarfes der Zustimmungund
Anerkennungvon Rath undBürgerschaft,da dieSladl nicht
durchStcuerbewilligungenauf Landtagen,wo sienichtver¬
tretenist, gebundenwerdenkann. Ihre bisherigenBeiträge
zu allgemeinenLandeslastenhat sicnur in Folgebesonderer
VereinbarungoderBereiterklärunggeleistet.Hinsichtlichdes
Handelsbetriebesund der Benutzungdes Hafens bestehen
ähnlicheVerhältnissewie in Rostock;auchfallen die Ver¬
wendungenansdenHafenlediglichderStadl zur Last. Die
GewerbcpolizeiundnamentlichdieErthcilungvonZunftrolleu
und von Concessionenzum Gewerbebetriebliegt, wie in
Rostock,in denHändendesMagistrats. Bisher sind in
Wismar keineJudenausgenommen.Es beruhetdies in der
VorschriftderBürgersprachevomJahre 1610, wonachnur
rechtgläubigeChristenzuBürgernaufgenommenwerdensollen.
Eine gleicheBedingungder Aufnahmestellenauchmanche
Jnnungsstatntcn.

Die städtischenEtats für dasJahr 1861 ergebennach¬
stehendeEinnahmen:ansdengeistlichenHebungen54,662Thlr.
(wovon 11,338 Thaler ans die städtischenSchulen und
7,925 Thaler auf mildeZweckezur Verwendungkommen):
für dieHafenkasse13,375Thlr.; für dasDamm-Departement
6,537Thlr.; für dasStraßenpflastcr-Dcparlcment1,896Thlr.;
für dasWasserleitungs-Departement2,291 Thaler; für die
Stadtkämmcrei-Kasse25,279Thlr. Die verzinslicheSchuld
der letzterenbeträgt115,833Thlr. Die geistlichenHebungen
besitzenaußerGrundstücken,welchean Pacht und Kanon
jährlichca. 31,000Thlr. ausbringen,an belegtenCapitalien
ca. 180,000Thlr. und eineForderungan die Accisekammer
von ca. 52,000 Thlrn.
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3. Heimaths - und N i edcr l assuugs r echt.
Die früher geltendenNormenüberVerlustundErwerb

der EigenschafteinesMecklenburgerssind in der Schwerin-
scheuund derStrelitzischenVerordnungvom 1. Juni 1853,
welchedenZweckhatten, die durchdie GothaerConvention
vom 15. Juli 1851 berührtenVerhältnissebesserzu regeln,
wesentlichmodificirt. Bis dahin gabes nur ein Ortshei-
mathsrecht,welchesjedemNichtangehörigendesOrts, auch
dem Nichtmecklenburger,von der Ortsobrigkeit verliehen
werdenkonnteunddemaufgenommenenFremdendie Eigen¬
schaft eines mecklenburgischenStaatsangehörigenverlieh.
Durchdie Verordnungvom 1. Juni 1853 wird bestimmt,
daßdieOrtsobrigkeitenzwar nachwie vor Ausländerndie
Domicilirung gestattenkönnen, daß denselbenaber vor
erlangterNaturalisation,welchebeiderStaatsregierungnach¬
zusuchenist, die Ausübung öffentlicheroder gerichtlicher
FunctionennichtgestattetunddasBürgerrechtnur zumZweck
der Ausübungder darin enthaltenengewerblichenund ver-
mögensrcchtlichenBefugnisseverliehenwerdenkönne. Die
Naturalisationwird nur gewährt, wenndie Antragenden
gleichzeitigdieNiederlassungan einemOrte gewonnenhaben
und eineobrigkeitlicheBescheinigungdarübereinreichen,soll
abernur versagtwerden,wennGründeans der Persondes
Aufzunehmendenentgegenstehen.Für diewechselseitigeUeber¬
nahmeausgewiesenerPersonenuormirt die fast alledeutschen
StaatenumfassendeGothaerConventionvom15.Juli 1851,
welcherdiebeidenGroßherzogthümermic dem1. März 1853
sichanschlossen,mit den daraushervorgegaugenenweiteren
Gesetzen.

Die Ortsangehörigkeitist für Mecklenburg-Schwerin
durchdieVerordnungvom21. Juli 1821 wegenVersorgung
derArmenfür denStargardiscbenKreis durchdiefastgleich¬
lautendeVerordnungvom27. Juli 1821, für das Fürsten¬
thumRatzeburgdurchVerordnungenvom 20. März 1824
und 23. Januar 1827 und verschiedeneConventionenmit
Mecklenburg-Schwerin,sodannfür beideGroßherzogthümer
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durchmehreredeclarireudeundmodificirendeVerordnungen,
später durchdie GothaerConventionund die dadurchver¬
anlaßteSchwerinscheund StrelitzischeNebenverordnungvom
1. Juni 1853 geregelt. Das Ortsanrechtist entwederein
selbstständigesoder ursprünglichabhängiges.Das erstere
wird von Inländern erworben:Durch obrigkeitlicheVerlei¬
hung und häuslicheNiederlassung,oder durchzweijähriges
selbstständigesWohnen(für Ratzeburgschondurchhäusliche
Niederlassung)oder durchfünfzehnjährigesununterbrochenes
Dienen(als Handlungsgehülfe,Handwerksgeselle,Dienstbote
oder in anderemunselbstständigemVerhältniß). Dem ersten
dieserFälle stehtdie Anstellungim Civil- oderKirchendienste
gleich. Das selbstständigeAnrecht geht im Fürstcnthum
Ratzeburgnur durchErlangungeinesneuenDomicils ver¬
loren, wogegencs sonstauchdurchwörtlicheVerzichtleistung
(auchdurchKündigungderWohnungSeitensdesAbziehen¬
den)und hinzutretendesVerlassendesOrts erlöschenkann,
ein Satz, der jedochin MecklenburgsStrelitznur in solchen
Fällen nochpraktischeAnwendbarkeithat, wennes sichum
die UebernahmeeinerPersonvon einemStaate handelt,mit
welchemeine betreffendeConventionnicht geschlossenist.
Das ursprünglichabhängigeAnrechtist das derKinderund
Ehefrauen.Es erlischtdurchGewinnungeinerselbstständigen
Heimath,bei TöchternauchdurchVerheirathuug.Im Groß-
herzogthumMecklenburg-Schwerinverlierenaußerdemdie¬
jenigenInländer, denenwegenbeabsichtigterAuswanderung
die EingehungeinerEhe in hiesigenLandenunterDispen¬
sationvon demsonstbeizubringendenDomicilscheingestattet
ist, nacherfolgterTrauung ihre bisherigeOrtsangehörigkeit.
Die Ausländer,welchenachdenBestimmungenderGothaer
Conventionnichtausgewiesenwerdentonnen,stehenrücksicht¬
lich desErwerbsund VerlusteseinerOrtsangehörigkeitden
Inländern gleich. DagegenerwerbendiejenigenAusländer,
derenAusweisungstatthaftist, nur durchobrigkeitlicheRe-
ccptiondieOrtsangehörigkeitund stehendannhinsichtlichdes
Verlustesunter denRegeln, die über denFortbestanddes
selbstständigenAnrechtsder Mecklenburgerentscheiden.In
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Mecklenburg-Schwerinkannesvorkommen,daßeinInländer
dasHeimathsrechtan einemOrte verliert, ohnees aneinem
andernOrte wiederzu gewinnenund für solchenFall ist die
Obrigkeit seinesAufenthaltsortsbefugt, ihn als Heimath¬
losendemLandarbeitshansezuübergeben,welchesfür solchen
Fall dereinzigeOrt ist, welcherverpflichte!ist, die abhanden
gekommeneHeimathzu ersetzen.Der Inländer ist dadurch
nochungünstigergestellt,als derjenigeAusländer, welcher
nachdenBestimmungender GothaerConventionnichtaus¬
gewiesenwerdendarf, indemeinemheinmthlosenFremden
dieserKategorieunter UmständeneineHeimathzugewiesen
werdenkann. In Mccklenburg-Strclitzdagegenkann, nach
der von der SchwerinschenabweichendenBestimmungder
StrelitzischcnVerordnungvom 1. Juni 1853 eineHeimathö-
losigkeitund eineUnterbringungin demauchdort bestehen¬
denLandarbeitshauseaus demGrundeder Hnmathlosigkeit
nichtvorkommen,da Jeder, welcheraus demLandenicht
ausgewiesenwerdenkann, von demletzteninländischenHci-
mathsort, mag das Anrechtdaran ihm verlorengegangen
seinodernicht, im Falle aberein letzteroderfrühererHei-
mathsortnichtzu ermittelnist, von demletzteninländischen
Aufenthaltsortaufgenommenwerdenmuß.

Nur wer ein Domicil hat und sichdarüber vor dem
competentenPredigerausweist,darf von diesemaufgeboten
undgetrautwerden.Von derVerpflichtungzur Production
einesDomicilscheinsZwecksErlangungderCopulationsind,
nacheinemErlaß desOberkirchenrathsvom19.Juni 1860,
selbstdiejenigennichtzu entbinden,welchectneitobrigkeitlich
ertheiltenContract über den Erwerb einer Erbpachtstellc,
BüdnereioderHäuslereiaufzuweisenvermögen,sofernnicht
in diesemContractdasRechtderNiederlassungan demOrt
deserworbenenGrundstücksausdrücklichverliehenwird. Da
im NitterschaftlichendieErlangungeinerWohnunglediglich
von demBeliebender Gutsherrschaftabhängtund auchim
Domanium,in FolgedesfactischenMangelsanWohnungen,
meistensnichtohneMitwirkungdesAmts möglichist, so ist
dadurchdie häuslicheNiederlassungselbstfür denOrtsange-
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hörigenim äußerstenMaße erschwert.Durch die Berech¬
tigung jederOrtsobrigkeit,überdie Aufnahmein dieOrts¬
angehörigkeitfrei zu entscheiden,ist danebendieVeränderung
desWohnorts ebenso großenBeschränkungenunterworfen.
Freizügigkeitbestehtnur im Domaniumund auchhier nur
innerhalb eines und desselbenAmts. Für die Aufnahme
neuerAnkömmlingein denSchwcrinschenStädten normirt
das landesherrlicheCircular-Rescriptan sämmtlicheStadt¬
magistratevom18. August1827, welches„bis zu weiterer
allgemeinerGesetzgebung"folgendeprovisorischeBestimmungen
aufstellt. Die ErtheilungdesEinwohnerrechts,welchesdie
Berechtigungzur Begründungeines Hausstandes.in sich
schließt,hängtvon dempstichtmäßigenErmessendesMagi¬
stratsab; ebenso die ErtheilungdesBürgerrechts,welches
das Einwohnerrechtin sichschließt.Auf QuerelenEinzelner
wegenversagterErtheilungdesEinwohner-oderBürgerrechts
kanndieRegierungnachabgcstattetemBerichtdesMagistrats,
Bestimmungtreffen. Als Grundsätzebei der Aufnahme
sollengelten:Der Inländer ist mehrals der Ausländerzu
begünstigen.Der ersteErwerb einesEinwohnerrechtsist
mehr zu erleichtern,als der Umzugvon einemOrte nach
demandern. NothwendigeBedingungenzur Erwerbungdes
Einwohnerrechtssind: vollendeteErfüllung derMilitärpflicht,
untadelhafterRuf und Volljährigkeit. WeitereBedingungen,
derenMangel denAbschlagrechtfertigt,sind: ein selbststän¬
diger und nichtblos temporärerErwerbszweig;körperliche
Fähigkeitzur Ausübungdes gewähltenNahrungsbetriebes,
auchgeistigeGesundheit;Nachweisder kunstmäßigenErler¬
nung des Gewerbesund der Erfüllung der Zunftgesetze,
soferndieselbenin Anwendungkommen;ein nochrüstiges
Alter und nicht so viele Kinder und sonstigeAngehörige,
daßsiezu BedenkenAnlaß geben;Besitzeinesangemessenen
Hansgeräthsund deserforderlichenBetriebsvermögensoder
Grundeigenthums.In Rücksichtauf dasVermögensoll als
Regelgelten, daßder AufzunehmendeaußerdemBctricbs-
capitalso viel habenmüsse,um dasersteJahr ohneErwerb
subsistirenzu können.Das gewählteGewerbemußan dem
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Orte nichtschonzu sehrübersetztsein, „vorzüglichbei den
unproductivenoderauf einenbestimmtenAbsatzbeschränkten
Gewerben(z. B. beiSchlächtern,Bäckern,allem Detail-
Handel),desgleichenbei Tagelöhnern."Die Obrigkeit soll
dies gewissenhaftprüfen; dochgestehtdasRescriptselbstzu,
daßsichnachDurchschnittszahlendarüberkeineBestimmung
treffenlasse. GegendenHeimalhöberechtigtendarf indessen
der von der Uebcrsetznngeines Gewerbeshergenommene
Grund nichtzurVerweigerungdesEinwohner-oderBürger¬
rechtsgebrauchtwerden. Die Anstellungin einemöffent¬
lichenDienste gibt unbedingtenAnspruchauf Réception.
Grundbesitzallein und an sichgibt keinenAnspruchdarauf.
Wer nachweisenkann, von demErtrage seinesVermögens,
einerPensionodersonstigenfestenEinnahmesichselbst,seine
Familie und sonstigenAngehörigenernährenzu können,wird
recipirt, vorausgesetzt,daßer denobenangegebenennoth¬
wendigenBedingungengenügt.

4. Arm enwesen.

Die erstenVersuchezur Einrichtungeinesgeordneten
Armenwesensbestandenin einerOrganisationder Bettelei.
Den als unterstützungsbedürftigerkanntenPersonenwurden
Bleimarkenoder Freizettelverliehen,durchwelchesie ein
Rechtzu bettelnerlangten;denübrigenward dasBetteln
untersagt. Erst durchdieConstitutionvom 2. Mai 1801
ward im Schwerinschendie Betteleiüberhauptverbotenund
die schonbestehendegesetzlicheVerpflichtungjedesAmts, jedes
Guts und jeder Stadt zur Versorgungder angehörigen
Armen vonNeuemin Erinnerunggebracht.Von denStädten
warenes SchwerinundGüstrow, welche(1787) die erstenArmenordnungenerließen.Rostockfolgte1803. Die Bei¬
trägehingenin denStädten von einesJedeneigenerBe¬
stimmungab und wurdendurchSubscriptionfestgestellt.
Zwangsbeiträgekamenerstspäterauf. Die Aufhebungder
LeibeigenschaftgabVeranlassungzu der Patent-Verordnung
wegenVersorgungderArmen,welchein Mecklenburg-Schwerin
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unter dem21., in Mccklenburg-Strelitzunter dem27. Juli
1821 erlassenward.

Bei der Armenpflegegilt, wie bemerkt,der Grundsatz,
daßjederOrt für dieihm augehörigenArmen zn sorgenhat.
In denDomanialämternbestehenArmenkassenfür denAmts¬
bezirk, in welchedieBeiträgefließen, zu welchendie Ein¬
wohner des Bezirks vom Amte enquokirtwerden. Das
Fehlendewird durchlandesherrlicheZuschüssegedeckt.In
einigenAemternhat inan neuerdingsdenVersuchgemacht,
die VerwaltungdesArmenwesensden einzelnenOrtschaften
zn übertragenund es ist unter dem9. Mai 1859 eineneue
Ordnung über das Armcnwesenin Domanial-Ortschaftcn
aufgestelltworden. Ein vom Amt erwählterSchulzcurath
und eine ständischgegliederteDorfversammlungwerdenda¬
durchzuOrganender Armenpflegeeingesetzt.Mit derAus¬
scheidungeinerOrtschaftaus demDomanialamts-Armenver-
bandescheidetdieselbezugleichin hcimathsrechtlicherBeziehung
ans und schließtsichals Heimathsbezirkab.

Am 1. Juli ist zuWickendorfbeiSchwerineinArbeits¬
hauseröffnet,welchemunter gewissenLimitationendiejenigen
überwiesenwerden, die für sichoder die Ihrigen Armeu-
untcrstütznnggenießenoderansprechen.BerechtigtzurUeber-
bringnug ihrer Armen in dieserAnstalt sindzur Zeit zwölf
Domanialämter,dochkönnendie übrigen Aemterbis zur
vollständigenBesetzungder Anstalt ans den berechtigten
Aemternihre Armendort gegenKostgeldunterbringen.

AuchdenrittcrschaftlichcnGütern liegt die Pflicht der
Armenversorgnngob undsieübernehmendieselbein derRegel
selbstund ohneBeihülfe von Seiten der Gutseinwohncr.
ArbeitsfähigenArmen,die keineWohnungoderkeineArbeit
erhaltenkönnen,habensieeinmit einemHeerdeund einem
Ofen versehenesObdachzu geben.Die Armenmüssendafür
bestimmteArbeit leisten,und zwar, nachder Schwerinschcn
Verordnungvom31. Januar1859 bis zudemMicthswerthe
der eingeräumtenWohnungen.

In denStädten sind auchdie Eximirtcn zur Leistung
der Armenbeiträgenachdem städtischenModus verpflichtet
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(1 pCt. vomEinkommen).Sie habendafür einenAntheil
anderBesetzungderSchätzungscommissionenundderArmen-
CollegiendurchDeputirte aus ihrer Viitte. In Neustrelitz
wird dasArmenwesenunter demSchutzeder Großherzogin
von einer unter demDirectorium einesRegiernngsraths
stehendenBehördebesorgt.

tz.7. polycitvelen.

Die Localpolizeistehtüberall den Localobrigkeitenzu,
alsodenDomanialämtern,denGutsherrenund denstädti¬
schenMagistraten. In Schwerinbesteht,außerder Local-
Polizeibehördc,ein landesherrlichesCommisfariatfür die
städtischenPolizeiangelegenheiten,mit zwei Commissarien,
von denender eineausschließlichfür die Polizeisachender
Eximirtenfungirt. In Neustrelitzwird die Localpolizeivon
einemPolizei-Collegiumverwaltet, in denübrigenStrelitzi-
schenStädtendurchStadtrichterundMagistrat gemeinschaft¬
lich. Die Dorfschulzensind polizeilicheUnterbeamteder
Domanialämter.Für denUmfangderBefugnissederPolizei
fehlt es beinahean allen näherenVorschriften.Es hängt
daherfast ganzvomPolizeidirectorab, wie weit er seine
Gewalt erstreckenwill, zumal da gesetzlichderPolizeidas
RechtderErkennungundVollstreckungselbstvon schwereren
Strafen zustehtund in Bezugauf Haussuchungund Ver¬
haftungkeinefestenRegelnexistiren.In neuererZeit ist
dieLocalpolizei,auchwo sie,wie in Rostock,vertragsmäßig
unbeschränktist, durchdieunterdemNamenderObcrlandcs-
Polizei-GewalteingeführtelandesherrlicheMachtübungauf
engereGrenzenbeschränktworden.

Zur Erhaltungder öffentlichenSicherheit,Ruhe und
Ordnung ist in Mecklenburg-SchwerindieGendarmerie
bestimmt.Ihr Verhaltenwird durchdie Gendarmerieord¬
nungvom29. September1853, welchean dieStelle der
älterenvom28. November1812 getretenist, geregelt.Die

Thl. III. 1v
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Gendarmenwerdendarin als eineunter der obermLeitung
desMinisterimnsdesInnern stehendeLandes-Polizei-Anstalt
bezeichnet,diezwarmilitärischeingerichtetundeinemMilitär-
Chefuntergeordnet,in AnsehungspeciellerDienstleistungen
aber von denbetreffendenCivilbehördenabhängigist. Das
Corps, welchemein Stabsoffiziervorgesetztist, bestehtaus
einemOffizier, einemRechnungsführer,8 Brigadiers und
102 Gendarmen,theils zu Fuß, theils zu Pferd. Haupt-
standortist Schwerin. Die Brigadestandortemit dendazu
gehörigenStationsortensind:

1. Wismar, Wann, Grcvismühlcn, Gadebusch,
Neubukow,Rehna,Kröpelin, Brüel, Dassow.

2. Bützow, Schwaan,Ribnitz,Doberan,Sternberg,
Marlow, Rostock.

3. Boizenburg, Hagenow,Wittenburg,Zarrentin,
Lübtheen.

4. Güstroti), Goldberg, Teterow, Dargun, Sülz,
Neukalen,Tessin,Gnoicn,Krakow,Lage.

5. Waren, Plan, Röbel, Penzlin, Stavenhagen,
Malchow, Malchin.

6. Parchim, Grabow,Dömitz,Crivitz, Lübz, Neu¬
stadt, Ludwigslust.

Die für jedenStationsorternanntenSpecialcommissarien
sollen,ohnewirklichePolizeifunctionenzuhaben,dieFührung
der Gendarmenim Allgemeinenbeaufsichtigen,denselbendie
Requisitionender BehördenzurKenntnißbringenund ihnen
in zweifelhaftenFällen mit Rath undAnweisungzu Hülfe
kommen,auchüber alle wichtigerenVorkommenheilenberich¬
ten. Rostockmit Warnemünde,Wismar undSchweringe¬
hörenzukeinemGendarmericdistrict.Die vondenGendarmen
auf ihrenPatrouillenangehaltenenVerbrecher,Contravcnien-
ten, Defraudanten,Vagabundenrc. habensiean die nächste
Amts- oder Stadtpolizei-Behördcabzuliefern.Jederdurch
die GendarmerieVerhaftetenmß aber zunächstder Orts¬
obrigkeit vorgeführtwerden, wenn er entwederauf dem
Polizeigebietderselbenverhaftetward und diesemangehört
oderwegeneinesdaselbstbegangenenVerbrechensoderVer-
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gehensergriffenist. Die OrtSobrigkeitdarf dieAuslieferung
verlangen,wennsieselbstoder dasPatrimonialgerichtfür
denFall competentist. Requisitionender Behördensollen
denGendarmenin derRegelschriftlichunddurchdieSpecial-
Commissarienzugehen;nur in eiligenFällen habensicauch
mündlichenundunmittelbarenRequisitionenFolgezu leisten.
Die Behördensindjedochangewiesen,derGendarmerienur
solcheVerrichtungenanznsinnen,die durchdie allgeineine
Bestimmungderselbengerechtfertigterscheinen.Im Allge¬
meinensoll jedeBehördefür die zur Aufrechthaltungihres
Ansehensund zur Handhabungder Gesetzeerforderlichen
Mittel selbstsorgenund dieGendarmeriezur Ausrichtung
localpolizeilichcrFunctionennur ausnahmsweisebenutzen.

In Mecklenburg-Strclitzwird der Gendarmericdicnst
durcheinCorpsDistricts- undOrdonnanz-Husaren,
bestehendaus einemOffizier, einemVicewachtmeister,einem
Unteroffizierund22Husaren,sowiedurcheinigeFußgendarmen
versehen.

Das zu GüstrowbestehendeLandarb citsh ans ist,
nachder Landarbeitshaus-Ordnungvom 3. Februar 1817,
bestimmt:1. für fremdeBettler undLandstreicher;2. für
Heimathlose;3. für einheimischeBettler undMüssiggänger,
welchewirksamerBesserungsmittelbedürfen.Die Anstalt
stehtunter einerdirigirendenCommission,welcheaus einem
landesherrlichenCommissariusund zwei ständischenDepu-
tirten zusammengesetztist. Die Stadt Rostockbesitztein
eigenesArbeits-undCorrectionshaus.—-Für Mecklenbnrg-
Strelitz bestehtin Strelitz ein Landarbeitshaus,welchesmit
einer Zucht- und einer Irrenheilanstaltverbundenist und
unter derOberinspectioneinesGroßherzoglichcnCommissa¬
rius steht.

Zum Ressortder Landespolizei-Verwaltunggehören
fernerdieBehördenund Institute zur ErhaltungundVer¬
mehrungdesinnerenVerkehrsundzuanderengemeinnützigen
Zwecken.

Von diesenstehenunter demMinisterium des
Innern:

10*
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1. Die Chausseen: a) Chausseen,welcheder oberen
Leitung desKammer-Collegiumüberwiesensind(Schwerin-
Wismar, Schwcrin-Ludwigslust,Wismar-Ribuitz,Hagenow-
Pritzier, Gadebusch-Ratzeburg,Güstrow-Lanlow,Schwerin-
Lübeck,Schwerin-Crivitz,Lübtheen-Pritzier); b) Landes-
Chausfee-Verwaltungfür die aus gemeinsamenLandesmitteln
zu unterhaltendenChausseen(Berlin-Hamburg, Lützow-
Brahlstorf, Wismar-Brüel, Ludwigslust-Plau,Hagenow-
Mölln, Plau-Röbel,Sülz-Langsdorf,Parchim-Brüel,Mar-
low-Reppelin,Schwerin-Güstrow,Laage-Tessin);c) Chaussec-
Ban-Gesellschasten(Rostock-Neubrandenburg,Wismar-Lübeck,
Güstrow-Krakow-Plan, Güstrow-Dobbertin-Goldberg,Te-
tcrow-Klüß,Waren-Stavenhagen,Waren-Teterow,Rostock-
Tessin, Bützow-Kröpelin, Sülz-Obe:Hof, Tessin-Gnoien,
Neukalen-Pisede,Waren-Penzlin-Neubrandenburg,Waren-
Malchow-Röbel,Malchow-Karow,Hagenow-Bahnhof).

2. Wcgebesichtigungs - Behörden, nach den
Verordnungenvom29. Juni 1824 und 10. Februar1842.
In jedemder 31 Districte, in welchedasLand eingetheilt
ist, bestehteine aus einemGroßherzoglichcnCommissarius
undzweiständischenDeputirtenzusammengesetzteCommission.

3. Eisenbahn-Actien-Gesellschaften. Die
der Berlin-HamburgerBahn ist unterm4. April 1845 und
die der MecklenburgischenBahn untern:10.März 1846 be¬
stätigt. Bei jederdieserbeidenGesellschaftenwird das lan¬
desherrlicheInteressedurcheinenGroßherzoglichcnCommissa¬
rius wahrgenommen.

4. Die Flußbau - Ver waltun gs - Commission
zuSchwerin,zurVerwaltungdernachAuflösungderActieu-
Gcsellschaftzur SchiffbarmachungderElde,Havel undStör
landesherrlichübernommenenWasserwerke,nachdemPubli-
caudumvom 26. Mai 1860. Die Commissionbestehtaus
einemSchwerinschenund einemStrelitzischcnCommissarins,
einemtechnischenAssistentenund Flnßban-Jnspector,einem
Bau-CouducteurundeinemBau-Aufseher.Die drei letzteren
habenihren Wohnsitzin Parchi:::.
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5. Commission für die Entwässerung der
Ländereien, nachMaßgabederVerordnungvom31. Juli
1846. Die Commissionbestehtaus einemlandesherrlichen
Commissarinsund zweiständischenDeputirtcn.

6. Deich-Amt zu Dömitz, zur Beaufsichtigungund
Unterhaltungder neuenElden-Deichebei Dömitz,nachVor¬
schriftderDeich-Ordnungvom2. Juni 1842.

7. Der Mecklenburgische Bergbau-Verein,
landesherrlichbestätigtam 31. October1855.

8. Der ritterschaftliche Credit-Verein, nach
der landesherrlichenBestätigungvom28.Juli 1818, eröffnet
11. Juli 1819, neuconstituirtAul. 1840.

9. Die Rostocker Bank. Bei ihr fungirt einGroß¬
herzoglicherCommissarius.

10. Die Lebens-V er sicherungs- und Spar-
Bank zuSchwerin,unterOberaufsichtdesMinisteriumdes
Innern.

11. Ersparnißkassen.
12. Assecuranzen.
13. Behörde zur Hebung und Beförderung

inländischer Industrie und Fabriken, zuSchwerin.
14. Der allgemeine I n d u str i ef o n d s, zu

Schwerin,errichtetim Jahre 1841 an Stelle desaufgeho¬
benenWollmannfactnr-Untcrstützungssonds,zur Beförderung
größererindustriellerund commerziellerUnternehmungen.

15. Der Fonds zur Verbesserung des Zustan-
des der ländlichen Bevölkerung in Mecklenburg,
errichtetdurchdie landesherrlichunterm20. Mai 1859be¬
stätigteFundations-Acle.

16. Der mecklenburgischepatriotische Verein.
UnterdemMinisteriumderFinanzensteht:
Das Land-Gestüt zu Redefin, nachdemRegula¬

tiv vom 13. Juli 1849. Dasselbehat einenDirector, ein
eigenesGericht(in Ludwigslust),einenKassenberechnerund
eineGestüts-Juspection.

Unter demMinisterium, Abtheilungfür Unter¬
richt Swesen stehen:
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1. Die mecklenburgische naturforschende Ge¬
sellschaft, zu Rostock.

2. Der Verein für mecklenburgische Thier-
ärzte.

3. Die phi l omat hi schc G escl l schaf t, zuRostock.
4. Der Verein für mecklenburgische Ge¬

schichte und Alterthumskunde, zu Schwerin.
Die gleichfallszumPolizeiverwaltnngs-Ressortgehörigen

Gesundheits-Anstalten stehenunter dem Ministe¬
rium, Abtheilungfür dieMediciualsachen.

Außerdemsind nochfolgende,unter demMinisterium
des Innern stehendeInstitute zum Landespolizeiwesenge¬
rechnet.

1. Kalender-Wesen (Staats-Kalender,Hanshal-
tungs- undübrigeKalender).

2. Intelligenz- und Wochenblätter (Größt,er-
zoglichesRegierungsblatt,Mecklenbnrg-SchwerinscheAnzeigen).3. Aichungsämter für dieVergleichungundAichnng
der MaßeundGewichte.Das Normal-Aichungs-undWar-
dirungs-Amt befindetsich zu Schwerin. Großherzogliche
Aichungsämtergibt es in Parchim, Waren, Güstrowund
Malchin,städtischein RostockundWismar.

4. Behörde in den Landstädten (mit Ausnahme
von Schwerinund Parchim)für die Brot- und Fleisch-
T axe. DieseBehördebilden die GroßherzoglichenSladt-
richtcr.

5. Amts- und Stadt-Musikanten, welchemit
ausschließlichenPrivilegienvon der GroßherzoglichcnRegie¬
rung, in GemäßheitdesLandcö-VergleichsZ. 344, bestellt
sind.

6. Privilegirte Schornsteinfeger.
7. Privilegirte V i ehoer schueider.

So weit sichdie aufgeführtenBehördenund Institute in
Mecklenburg-Strelitzfinden,habensieeinewesentlichgleiche
Einrichtung. Die Chausseen sind— abgesehenvon der
Rostock-Neubrandenburger,welchevon einerGesellschaftge¬
baut ist und einDirectoriuman seinerSpitzehat, bestehend
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aus einemGroßherzoglichSchwerinschmund Strelitzischen
Cornmissarius,zweiDeputatender Actionäre,einemRen¬
dantenund einemWegebaumeister,und von der gleichfalls
von einerGesellschaftgebautenWismar-LübeckerChaussee—
sogenannteStaatschansseen,unter derOberleitungdesBau-
DepartementsderKammer.Für dasLandStargard besteht
eine Wegebesserungs-Commission, die nachArt der
SchwerinschenWegebesichtigungs-Behördengebildetist. Zu
dermit SchweringemeinschaftlichenFlnßbau-Commission
gehört auchein Technikerzu Neustrelitz.Die Commission
für dieEntwässerungderLändereienbestehtaus dengleichen
Elementenwie dieSchwerinsche.Das Aichungsgeschäftwird
von einemLandes-Maß-und Gewichts-Aufseherin Neu¬
strelitzbesorgt.

§.8. ZtaatsrechtlichcVerhältnissederNeligions-Geincinschasteu.
Das Schutz-undSchirmrecht(jus advocatiae),welches

demLandesherrnüberdie evangelisch-lutherischeLandeskirche
in vollemUmfangezusteht,begründetdie Pflicht, die Kirche
bei ihrer reinenLehrezu erhallenund ihr denGenußder
ihr gewährtenRechtezu sichern.Die Ständehabensichin
denReversalenvom 23. Februar1621 die landesherrliche
Zusicherungertheilenlassen,daßin Mecklenburgdas evan¬
gelisch-lutherischeBekenntniß,wie es in den symbolischen
Büchernund der publicirtenKirchenordnungaufgestelltist,
in allenKirchenund Schulen,unter Ausschlußder Sacra-
mentirer,Papistenund jederanderender reinenLehrefeind¬
lichenGemeinschaft,unverändertin Doctrin und^Cultusauf¬
rechterhaltenwerdensolle. Landesherrund Ständehaben
daherverfassungsmäßigeinemit derLandeskirchesehreng
verbundeneStellungundübendasRechtderkirchlichenGe¬
setzgebungnachdenselbenNormen wie daSder weltlichen.
Aus demRechtderGesetzgebungfließt dasRechtderFest¬
stellungder Kirchenverfassung,bei welchergleichfallsdie
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Stände concurriren. Eine ständischeTheilnahmetritt auch
bei denKirchenvisitationenein.

Die übrigenReligionsgemeinschaftensind nur vermöge
deslandesherrlichenReformationsrechtsmit einemgewissen
Maß von Rechtenausgestattetworden.Die Grundlagefür
dessenAusübungbildet der WcstphälischeFriede,derReichs-
Deputatious-Hauptschlußvom 25. Februar 1803 und der
16teArtikel der deutschenBundesacte,währendder Bestim¬
mung in denmecklenburgischenAccessionsactcnzumRhein¬
bund, durchwelcheder römisch-katholischeCultus mit dem
lutherischengleichgestelltund beidenReligionsgemeinschaften
GleichheithinsichtlichdesGenussesbürgerlicherundpolitischer
Rechteverliehenwird, keineweitereFolge gegebenworden
ist. Von demLandeshcrrnhängt cs ab, welcheArt der
ReligionsübungderselbedeneinzelnenConfessioncnzugestehen
will, und derselbeist in seinemReformationsrechtnur so
weit beschränkt,als ihm durchdieRechte,welcheim Wcst-
phälischeuFriedenvon denim ReicheanerkanntenConfessio¬
ncn erworbenwurden oder durchdieLandesverfassungund
Verträgemit denLandständenGrenzengezogensind.

Die Reformirten stehen,wegenderzwischenihnen
und den Lutheranernin kirchenrechtlicherHinsichtbeibehal¬
tenenTrennung, auchstaatsrechtlichin einemanderenVer¬
hältniß als die letzteren,und cs gilt daher in dieserBe¬
ziehungwesentlichdasselbe,was überdie Katholikenbemerkt
werdenwird. Eine Vereinigung(Union) der lutherischenundreformirtenKirchengemeinschaftsolltenachdemSchwerin-
schenlandesherrlichenRescriptvom4. August1818au alle
Landes-Superintendeutenund das geistlicheMinisteriumzu
Rostock,welchesin Folge von Streitigkeitenzwischenden
Lutherischenund dem ReformirtenGeistlichenzu Bützow
erlassenward, nicht statt haben. Der Uebertritt von der
einenConfessionzur anderensolltezwar freistehen,jedochin
jedemFalle mittelst einer öffentlichenAblegungdes neu
angenommenenGlaubensbekenntnissesgeschehen.DerGrundsatz,
daß ohneförmlichenUebertritt keinAngehörigerder einen
ConfessionzumAbendmahleder anderenzuzulassenist, ward
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nochim Jahre 1860 von den beiderseitigenGeistlichenin
Bützow als maßgebendanerkanntund vonNeuemöffentlich
ausgesprochen.Zu Taufzeugcndürfen jedochnachder
SchwerinschenVerordnungvom20. Februar1789 bei Kin¬
dernlutherischerEltern auchReformirteund Katholikenzu¬
gelassenwerden,was jedochmit der betreffendenBestimmung
der MecklenburgischenKirchenordnungvon 1602 nicht in
Einklangsteht.

Die Römisch-Katholische Confessionist gleichfalls
eine nur geduldeteund die ihren Bekennernzugestandene
Religionsübungnur eineprivate. Die beidenGemeinden,
welcheim Landebestehen,verdankenihre Begründungeiner
speciellenlandesherrlichenGenehmigungund ihre Priester
dürfenan anderenOrten nur aus besondererConcessionihr
Amt verrichten.Die qualificirteHauSandachtist nur in
einzelnenFällen besondersgestattetworden. Als am 13.
und14.Februar1852 ein katholischerPriesterausSchwerin
in derWohnungeinesDomanialbeamtenzuDömitzzweimal
Messegelesenhatte, ward derselbedurch landesherrliche
Rescriptovom10. März und 2. April 1852 bedeutet,daß
dies nicht allein denbestehendenLandesgesetzeuzuwidersei,
sondernaucheineUeberschreitungder bisherigenDuldung
der katholischenReligionsübungin Mecklenburg-Schwerin
bilde, indemvermögedieserDuldung bis jetzt nur dieAb¬
haltungkatholischerGottesdienstein der katholischenKirche
zu SchwerinundLudwigslust,sowiewährenddesPfingst-
marktesin Rostockundeinmalim Jahre in Bützowgestattet
wordensei. Der von demPriester in Bezuggenommene
16teArtikelder deutschenBundesactehabenur denG/nuß
der gleichenbürgerlichenundpolitischenRechtegesichert,über
die kirchlicheBerechtigungderselbenaber nichtsbestimmt.
In demselbenJahre ward ein römischerPriester, welchen
der Kammerherrvon der Kettenburg auf Matgendorf
aus seinenGütern unterhielt, ungeachtetdes ihm daselbst
ertheiltenHcimathsrechts,durchPolizeigewaltvondort ent¬
fernt und über dieLandesgrenzegebracht,weil er daselbst
römisch-katholischenGottesdienstgehaltenhatte und der
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GrundherrdemBefehlenichtFolgeleistete, ihn uns seinen
Gütern zu entfernen.Unter dem1. Februar 1856 ward
jedochdemHerrn von derKettenbnrgauf seinAnsuchenlan¬
desherrlichgestattet,einenrömisch-katholischenPriester zu
seinemHansgeistlichenin Matgendorfanzunehmen.

Die hinsichtlichderTrauunggemischterBrautpaare,der
Taufen, der Beerdigungund der geistlichenGebührenin
Bezug auf die KatholikenerlassenenlandesherrlichenVer¬
ordnungenhabendie Tendenz,dieselbenmit denevangelisch-
lutherischenLandeseinwohnernmöglichstgleichzustellen,immer
aberunterBerücksichtigungdesVerhältnissesderLandeskirche
als der ausschließlichvollberechtigtenzu der römisch-katholi¬
schenReligionsgemeinschaftals der nur geduldete».Im
Widerspruchmit dermecklenburgischenKirchcnorduungdürfen
nachder schonerwähntenSchwerinschenVerordnungvom
20. Februar1789und nacheinemStrelitzischcnRescriptan
denSuperintendentenvom 9. Mai 1800 bei der Taufe von
Kindern lutherischerEltern auchKatholikenals Taufzeugen
zugelassenwerden. Der Ueberlritt zur römisch-katholischen
Kircheundumgekehrtstehtfrei. WennKinder dasvierzehnte
Jahr vollendethaben,sosoll cs von ihrer eigenenWahl ab¬
hängen,zu welcherReligion siesichbekennenwollen.

Die Gleichheitder bürgerlichenund politischenRechte,
welcheder I6tc Artikel der deutschenBundcsacteallenchrist¬
lichenReligio!sparteicnsichert,erleidethinsichtlichder poli¬
tischenoderstaatsbürgerlichenRechtein Mecklenburgmehr¬
facheAusnahmenundBeschränkungen.Die Mitglieder der
LandesregierungoderdesStaatsministcriums,ebensoalle,
welcheeinrichterlichesAmt bekleiden,müssenderLandeskirche
angehören.Rur in Ansehungder Mitglieder desObcr-
AppellationsGerichts ist dieseForderung»urchdie Obcr-
Appellations-Gerichts-Ordnungvom 20. -Juli 1840 dahin
ermäßigt,daßallgemeindas „christlicheGlaubcnsbekenntniß"
schonals genügendangesehenwird. An der Universitätund
allenSchulenderLandeskirchedürfen nachArt. 2 derRc-
versalcnvon 1621 nur Männer evangelischlutherischenBe¬
kenntnissesangestelltwerden. Ein Gleichesist maßgebend
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für die Magistratein denStädten und für alle Beamte,
welchevermögeihrerStellung einebesondereEinwirkungauf
ihre Untergebenenausübenkönnen,daherauchnacheiner
ausdrücklichenlandesherrlichenZusicherungin denReversalen
auchfür höhereOffiziere. Für die Ausübungdes Land-
standscbaftsrechtswird dasevangelisch-lutherischeBekenntniß
zwar im Allgemeinennichterfordert;dochsinddieGenossen
dernur geduldetenReligionsgemeinschaftenvon derVerhand¬
lung solcherGegenständeausgeschlossen,welchedieLandes¬
kirchedirectoderindircctbetreffenund für gewisseständische
Aemter,wie dieder Landräthe,derMitgliederdesEngeren
Ausschusses,selbstdiederAmtsdcputirten,gilt dasevangelisch-
lutherischeBekenntnißals Bedingung.Daß dasBeneftcium
der Landesklösterund die ständischenAemterbei denselben
an dieVoraussetzungebendiesesBekenntnissesgeknüpftsind,
folgt schonaus demevangelisch-lutherischenCharakterdieser
Stiftungen.

Die Juden scheinenin Mecklenburgschonzu Anfang
der deutschenund christlichenZeit eingewandertzu sein. Sie
verschwandenaber in Folge der bekanntenBegebenheitin
Sternberg(1492) wiedergänzlich.Denn dasStrafgericht,
welchesdamalsüberdieJudenin Mecklenburgerging,traf
nichtblos diean demVerbrechenschuldigbefundenen,son¬
dern auchdie unschuldigen.Erstere wurden hingerichtet,
letzteredes Landesverwiesen,in welcheszurückzukehren
außerdemder von ihreneigenenRabbinenüberMecklenburg
verhängteBann sie hinderte. Erst unter der Regierung
ChristianLudwigI., in der zweitenHälfte des 17. Jahr¬
hunderts, siedeltensichwiederdie erstenJudenin Mecklen¬
burg an, undzwar in Schwerin. In Sternberg, welches
ganzbesondersmit demBann der Rabbinenbelegtwar,
fandmannochim Jahre1769 keineJuden, obgleichsieda¬
mals schonin denmeistenStädtendesLandessichwieder
niedergelassenhatten.Gegenwärtigsindsiein allenStädten,
mit Ausnahmeder beidenSeestädte,in fünfDomanialstecken
und auf einemErbpachtgehöftwohnhaft.
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Von jenerzweitenEinwanderunganbis zumJahre1813
standendie Juden,wie auchschonzur Zeit ihrer erstenAn¬
wesenheit,in dem damals allgemeinenVerhältnissebloßer
Schützlinge,und hattenwederan Gemeinde-nochan staats¬
bürgerlichenRechtenirgend einenAntheil. Die Ertheilung
des Aufnahme-und Schutzbriefeswar ein ausschließliches
RechtdesLandesherrn,und die für denSchutzzu entrich¬
tendejährlicheAbgabe,das Schutzgeld,floß in die landes¬
herrlicheKasse.Durch denLandesvergleich(§. 377) ward
jenesRechtnur derjenigenBeschränkungunterworfen,welche
in der Zusicherungenthaltenist, daßdieLandesherrschaftin
der Aufnahmevon JudendergestaltMaß haltenwollte,daß
die Städte „keineUrsacheüberderengar zu großeZahl zu
klagenhabensollen." Auch ward ebendaselbstden Juden
untersagt,liegendeGründezu erwerben. In demRostocker
Erbvertragevon 1788ward der Stadt Rostock,welcheseit
der zweitenEinwanderungderJuden ebenso wie Wismar
denGrundsatzangenommenhat, keinemJudendas Nieder-
lassungsrcchtzu gewähren,die schonfrüher ertheilteZusiche¬
rung erneuert, daßzweiMeilen im UmkreisekeinHousirer
geduldetwerdensolle, und gleichzeitigder Erlaß der ge¬
messenstenBefehlean alle herzoglichenBeamtenverheißen,
den hiegegcnfehlendenHausirern und namentlich den
Juden die Waarenabzunehmen,dieselbenauchdurchkeine
Pässezu schützen.

EinensehrbedeutendenSchritt zurBefreiungderJuden
von dempolitischenDrucke, unter welchemsielebten, that
die Gesetzgebungdurcheine am 22. Februar 1813 für
Mecklenburg-SchwerinerlasseneConstitution, welchedie
Juden in Ansehungfast aller bürgerlichenund politischen
Rechte, namentlichauchin Bezugauf dasRechtder Er¬
werbungvon Landgüternund anderenliegendenGründen,
sowieder au denLandgüternhaftendenLandstandschaftmit
den Christengleichstellte.Indessendauertedie Gültigkeit
dieserVerordnungnur kurzeZeit. Schonam11.September
1817sahdieRegierungsichdurchdiedringendenVorstellungen
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der Stünde genöthigt,dieselbebis zum Erlaß allgemeiner
bundesgesetzlicherBestimmungenwiederaußerKraft zu setzen.
Ein Jude, NamensJacobson,hattebereitsmehrereLand¬
gütererworben.Die LadungenzumLandtageergingenseit¬
demnocheineZeit lang an ihn, bis im Jahre 1829 auf
Anhaltender Ständeauchdiesunterblieb.

Die Unsicherheit,welchedurchdie Aufhebungder Con¬
stitutionvom22. Februar1813 wiederin die Verhältnisse
der jüdischenBevölkerunggekommenwar und welcheauch
mancherleiStreitigkeitenzwischenderRegierungundeinzelnen
Städten hervorrief, wies auf das Bedürfniß einerneuen
Regulirung hin. Die VerhandlungenzwischenRegierung
undStänden,veranlaßtdurchspecielleFälle, welcheeinzelne
Magistratebewogen,die ständischeVertretunggegenRegie
rungsverfügungennachzusuchen,führten endlichdahin, daß
auf demLandtagevon1828 dieRegelungder jüdischenVer¬
hältnissezumGegenstandeinerLandtagspropositiongemacht
ward. Bei denStändenfehltejedochdieNeigung,auf eine
umfassendeGesetzgebungeinzugehen.Auf demLandtagevon
1830 brachtedieRegierungdenGegenstandvonNeuemzur
VerhandlungundlegteEntwürfezudreiSpecialverordnungen
vor, welchedenHandelder Inden undderenZulassungzum
BetriebevonHandwerken,ManufactnrenundFabriken,ferner
derenZulassungzumErwerbevonGrundstücken,als Eigen¬
thum oder in Erbpacht, sowie-zur Zeitpachtungliegender
GründeundzurNiederlassungals Tagelöhnerin denStädten
und auf demLande,und endlichdenSchulunterrichtbetrafen.
DieseMaßregelnsolltennur einenUebergangbilden, um
die Juden zumGenußvoller Bürgerrechtereif zu machen.
Die StändebeschränktendieGesetzentwürfein einigenPunk¬
ten; derGroßherzogacceptirtedieseAbänderungen,ohnesie
jedochfür angemessenzu halten, und versprach,die Gesetz-
Entwürfein derabgeändertenGestaltdemEngerenAusschuß
zur Schlußerklärungvorzulegen.IndessenschliefdieAnge¬
legenheithiemitwiederein. Die vereinbartenGesetzewur¬
dennichtpublicirt. Die Regierungsuchtenun wiederauf
administrativemWege,sogut cs gehenwollte, denvorhan-
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denenUebclständcnabzuhelfen,verwickeltesichaber dadurch
wiederholtin Streitigkeitenmit einzelnenstädtischenMagi--
straten,die sichwegender Uebergriffe,welchedie Regierung
sichmit ihrenDispensationenerlaube,wiederholtauf den
Landtagenbeschwerten.

Der ersteJudeward im Jahre 1829 zur Advocaten-
Praxis zugelassen,jedoch,wie in späterenFällen, mit Be¬
schränkungauf dieLandeögerichteundmit ausdrücklicherAus-
bescheidungderQualificationzu einemrichterlichenAmt.

Auf den Landtagenvon 1843 und 1845 kamendie
Angelegenheitender Judenvon verschiedenenSeiten her von
Neuemzur Sprache.Der EngereAusschußward mit einem
Erachtenbeauftragt,welcheser auf demLandtagevon 1846
vorlegte. Er stelltedarin denAntrag, die Landesherrenum
einespecielleDarlegung der Gründe, aus denendie früher
vereinbarteGesetzgebungauf sichberuhengeblieben,sowie
ferner umMittheilung ihrer Ansichtenüber die gegenwärtige
Sachlagezu ersuchen.

Die beidenRegierungenbegegnetendenStänden noch
auf demselbenLandtageunaufgefordertmit einerumfassenden
Darlegungin Betreff derFragewegenRegelungder Ver¬
hältnisseder Juden, hieltendabeiaber die Aussetzungder
Berathungbis zumnächstenLandtagefür erforderlich.Die
SchwerinscheRegierungmotivirtc denseit1830 eingetretenen
Stillstand ausführlich. Bon den Vertreter» der jüdischen
Gemeindenseienwiederholtsehr dringendeVorstellungen
gegendie gefaßtenBeschlüsseeingereicht,welcheschondes¬
wegenhättenberücksichtigtwerdenmüssen,weil die beab¬
sichtigteGesetzgebungdieVerbesserungder jüdischenVerhält¬
nissezumZweckgehabthabe.Dazu seigekommen,daßjene
Gesetzgebungnur einetransitorischehabeseinsollen,und daß
dieRegierungin derLagegewesensei, auchohneein förm¬
lichesGesetzaufadministrativemWegedenZweckdes transi¬
torischenGesetzeszu befördern.

Als dasaufadministrativemWegeinzwischenGewonnene
wird Folgendeshervorgehoben:„Wir haben vornemlich
1. die kirchlichen Verhältnisseder IsraelitenzumGegen-



StaatsrechtlicheVerhältnissederReligions-Gemeinschaften.159

ständeunsererFürsorgegemacht."(Es wird in dieserBe¬
ziehungauf einerlassenesStatut und einedaraufgegründete
Synagogenordnnnghingewiesen.)„-FolgedieserMaßregel
war auch2. dieVerbesserungdesReligionsunterrichts
in deneinzelnenjüdischenGemeindendurchAnstellungbeson¬
derer, nachvorgängigerPrüfung durchdenLandesrabbiner
approbirterReligionslehrer,die bei einemgroßenTheileder
Gemeindenschonin's Werkgerichtet,beimehrerenkleineren
Gemeindenjedochaus pecuniärenGründennochnicht zur
Ausführung kommenkonnte. So viel aber den übrigen
SchulunterrichtjüdischerKinderbetrifft, so ist bei derseither
fast durchgängigerfolgtenReorganisationder christlichen
StadtschulendiesBedürfnißmit berücksichtigtwordenund
wird, soweit diesnochnichtgeschehen,auchfernerdarauf
Bedachtgenommenwerden. 3. Auf die Entfernungder
Hindernisse,durchwelchesichdie Inden bis dahingänzlich
abgehaltensahen,sichdemHandwerksbetrieb zu wid¬
men,wurdegewirkttheils durcheinenunterdenJudenselbst
mit landesherrlicherGenehmigungerrichtetenVerein zur
Ausbildungder Juden zu Handwerkern,theils durchden
ihnenbei Revisionder Zunftordnungenmöglichgemachten
Eintritt in dieZünfte, theils endlichdurchlandesherrliche
Verzichtleistungauf die Schutzgeldzahlungvon Seiten jüdi¬
scherHandwerker.4. Um den Nachtheilenvorzubeugen,
welcheaus demMangel einergenügendenOrganisationder
jüdischenGemeindein Bezugauf ihre innerenAngelegen¬
heitenhervorgetretenwaren, wurde ihnengestattet,sichzu
landesherrlichzu bestätigendenGemeinden mit Eorpora-
tionsrechtenzu constituiren,in Folgedessender beiweitem
größereTheil derGemeindenbereitsmit Gemeindcordnnngcn
versehenist. Auf das Armenwesen dieseStatute auszu¬
dehnen,bot sichnur seltenGelegenheitdar, indemdiemeisten
jüdischenGemeindensichin dieserBeziehungbereits den
christlichenArmenanstaltenangeschlossenhaben. Hinsichtlich
5. der Aufnahme jüdischerEinwohnerin den Städten
normirtenschonbisherdieselbenBestimmungenwie beichrist¬
lichenEinwohnern,nur daßbei jenenallemal ein landes-
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herrlicherSchutzbriefhinzukommenmußte. Bei Verleihung
dieserletzterensindschonlängstPrivilegienauf denHausir¬
handelnichtmehr ertheiltworden; soweit dergleichennoch
aus frühererZeit vorhanden,ist, so oft sichdie Gelegenheit
dazudarbot,ansderenZurücknahmeBedachtgenommen."

In dieserWeisewärendie Zweckeder im Jahre 1830
beabsichtigtenGesetzgebungzum gutenTheile schonerreicht
oderdochderenErreichunggesichert.Es bliebenaberimmer
nochweitergehendeMaßregelnerforderlich,und, wenngleich
eine vollkommeneGleichstellungjüdischerund christlicher
Unterthanennichtin desLandesherrnAbsichtliege,da schon
das Glaubensbckcnntnißselbstdie Inden in Bezugauf eine
Reihe von Verhältnissendes bürgerlichenund politischen
Lebensim Zustandeder Absonderunghalte, so sei es doch
gerechtund billig, vor allenDingen denJudenzumGenusse
derjenigenRechtezu verhelfen,aus derenAusübungdas
GlaubensbekenntnißvonkeinemEinflüsse,derenEntbehrung
abermit reellenNachtheilenfür sieverbundensei,nichtmin¬
der die Judenvon solchenFesselnzu befreien,durchwelche
sie, denChristengegenüber,in wirklichemDruck erhalten
würden. Auf die EntfernungsolcherUngleichheitenkomme
es zunächstan. währendeineallgemeinepositiveGesetzgebung
über dieVerhältnisseder Inden füglicheiner späterenZeit
vorbehaltenbleibenkönne.

Mit dieserTendenzhabeder Großherzog6. die Fort-
erhebungdes sogenanntenSchutzgelbes für unvereinbar
erkannt,und dieVerfügunggetroffen,daßdasselbegänzlich
aufhöre. In solcherAbgabehabeum so mehr einenicht
zu rechtfertigendeBeschwerunggefundenwerdenmüssen,als
die jüdischenEinwohnerschonohnehinin ihren besonderen
Gemeindeangelegenheitenzu verhältnißmäßigsehrbedeutenden
Verwendungensichgenöthigtsähen,welchedie christlicheBe¬
völkerungentwedergar nicht kenneoderdochwegenihrer
größerenAnzahlvielwenigerbeschwerlichfinde. Dagegenwür¬
dendieJudenzurAufbringungsolcherCentralverwaltungskosten,
die lediglichin ihremprivativenNutzenaufgewendetwürden,
z. B. BesoldungdesLandesrabbiners,verpflichtetbleiben.



StaatsrechtlicheVerhältnissederReligions-Gemeinschaften.161

Sodannfährt dasRescriptwörtlichfort: „In weiterer
ConsequenzdesleitendenPrincips scheintesUns abererfor¬
derlichunderwartenWir ebenhiezudieBeistimmnngUnserer
getreuenStünde,A. daßdasim §. 377 desLandesvergleichsbegründeteVerbotder Erwerbung von Grundeigen-
thum von Seiten der Juden rücksichtlichaller städtischen
Grundstückeim gesetzlichenWegeaufgehobenwerde. Weiter
gehendeVerfügungenin Bezugaus die eigenthümlicheEr¬werbungvonGrundbesitzdurchJudenhaltenWir mindestens
zur Zeit nichterforderlich.B. Daß das bestehendeScbntz-
verhältnißderJudenin Rücksichtauf dieAusübung bür¬gerlicher Gewerbe aufgehoben,und einheimischeJudenbefähigterklärt werden, gleichchristlichenUnterthanendasEinwohner-und Bürgerrecht(ohnedaßes dazueineslan¬desherrlichenSchutzbriefcsbedarf)zu derFolgezu erwerben,umaller damit verbundenengewerblichenRechte(soweitnichtetwaim GesetzselbsteineAusnahmezumachen)theilhaftig,aberauchzu dennemlichenLeistungenverpflichtetzu werden,wozu christlicheUnterthanenunter denselbenVerhältnissenverpflichtetsind. Weiterzu gehenscheintUns auchin dieserBeziehungfür jetztnichterforderlichundwird insbesondere
die Frage, in wie weit jüdischenEinwohnernund BürgernauchdieTheilnahmean nichtblos gewerblichenRechtenein¬zuräumenseinmöchte,um somehrkünftigerErwägungvor¬zubehaltensei», als hierauf schonin manchenBeziehungendieReligionsverschiedenheitihrenEinflußauszuübengeeignetscheint.Von denGewerben,zu derenAusübungdie Judenan sichfür befähigtzuhalten, undzu derenAusübungsic,gleichchristlichenEinwohnernundBürgern,dieBefngnißzuerwerbenhätten,dürftedbcrausrituelle»Gründennur dieApothekerprofessiongesetzlichanszunehmensein. Wie aberhiernachdieVerleihunglandesherrlicherSchutzbriefefür dieNiederlassungjüdischerUnterthanenüberallnichtweitererfor¬derlichseinwürde, sowürdeauchdie Concessionirungder¬selbenzur AusübungdesHandelsoder einesanderenGe¬werbesvon Seiten UnsererRegierungnur in den Fülleneintretenmüssen,wo christlicheUnterthanenihre Eoncessiou
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ebendaherherzuleitenhaben. Die Aufnahmeausländischer
Juden zu Einwohnernund Bürgern wäre aber der Regel
nachfür unzulässigzu erklärenundnur in Ausnahmefällen
die GenehmigungUnsererRegierungvorzubehalten.Die
UnserenStadtgerichtencommittirtewaisengerichtlicheJuris¬
diction über jüdischeEinwohnerwürde aufzuhörenhaben,
indemdie Juden auchin dieserBeziehungden christlichen
Einwohnernvöllig gleichzustellenwären. 0. Daß denJuden
die Zulassung zur Advocaturallgemeingestaltetwerde,
sie jedochvon allen richterlichenFunctionenausgeschlossen
bleiben."

NachVerlesungdiesesund einesdieselbeAngelegenheit
betreffendenStrelitzischenRescripks,welchesnur darin von
deinersterenabwich,daßcs sichfür BeibehaltungdesSchutz¬
geldeserklärteals einesAequivalcntsfür die im Strelitzi-
schcnnochfortdauerndeFreiheitderJudenvon derMilitär-
pflicht,wardvon denStündenbeschlossen,dieseAngelegenheit
zumnächstenLandtagezu intimiren.

Die Stimmung der Stände auf demLandtagevom
Jahre 1847war einedenJudengünstige.Die Vorschläge
der Regierungenzur Erweiterungder Rechteder jüdischen
Landeseinwohnerfandennichtblos willigeAnnahme,sondern
wurden auchnochdurchmancheZusätzezu Gunstender
Judenvermehrt. Es ward beschlossen,denJuden die Er¬
werbungnichtblos städtischer,sondernauchsolcherkleinerer
ländlicherGrundstückezugestalten,denenkeinLandstandschafks-
Patronal- und Jurisdictionsrechlanhafte. Ebensowollte
man den Juden dasBürgerrechtnicht nur mit allen ge¬
werblichen,sondernauchmit denpolitischenRechtengewährt
wissen. Außer der Zulassungder Juden zur Advocatur
wünschtemanauchderenunbedingteZulassungzur ärztlichen
Praxis, die zwarbisherkeinHindernißgefunden,aberdoch
nochnichtgesetzlichbegründetwar, durchdasGesetzaus¬
drücklich anerkanntzu sehen.Auch sollte den Juden ein
jLehrstuhlan der Universitäteingeräumtwerden. Rur die
Stadt Rostocktheilte diesegünstigeStimmung so wenig,
daßderenDepntirter die bei gleicherGelegenheitschonin
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dm Jahren1828 und 1830 abgegebeneErklärungwieder¬
holte, durchwelchedieErstreckungder beabsichtigtenGesetz¬
gebungauf Rostockabgelehntward.

Man gelangteindessenauf demLandtagevon1847erst
zu demBeschlusse,dieRegierungenum Vorlageförmlicher
GesetzentwürfenachMaßgabeder dargelegtenständischen
Wünschezu ersuchen.Währenddie Sachenochin diesem
Stadium sichbefand,kamdie BewegungdesJahres1848
und mit ihr die volleGleichstellungderJuden. Das mit
denaltenStändenauf demaußerordentlichenLandtagevon
1848 vereinbarteWahlgesetzfür die neueLandcsverlrctnng
beseitigteschonjedendurchdasreligiöseBekenntnißbedingten
staatsbürgerlichenUnterschied.Die constituirendemecklen¬
burgischeAbgeordnetenkammerhatteunter ihrenMitgliedern
einenJuden,der in derselbendieStelle eineszweitenBice-
präsidentenbekleidete.Später stelltendiedeutschenGrund¬
rechteunddie in dasStaatsgrundgcsctzvom10.Oct, 1849
aufgenommenenmecklenburgischenGrundrechtediegleichepo¬
litischeBerechtigungallerStaatsbürger,ohneUnterschieddes
religiösenBekenntnisses,auchfür dieZukunftfest. In die
Kammer von 1850 wurdenzwei Juden als Abgeordnete
gewählt.

Eine Gemeindeordnung,durchwelchedie verfassungs¬
mäßigeGleichstellungderJuden mit denChristenauchin
AnsehungderGemeindebürgerrechtezurAusführunggebracht
wordenwäre, kam in der kurzenZeit, wo Mecklenburg-
Schwerinein constitutioncllerStaat war, nichtzu Stande.
Dochwurdenin den Jahren 1848 bis 1850 verschiedene
ReformeneinzelnerStädtcverfassnngeneingeführtund lan¬
desherrlichbestätigt,durchwelchederGrundsatzder Unab¬
hängigkeitder bürgerlichenRechtevon demreligiösenBe¬
kenntnißhinsichtlichderGemeinderepräsentationzur Geltung
kam.Die activeWahlfähigkeitward denJudenin Schwerin
(11.November1848) undLaagc(6. Oct. 1848; 7. Novem¬
ber 1849) ausdrücklichbeigelegt;sie ward aber außerdem
in allendenjenigenStädteneingeführt,wo dieWahlberech¬
tigungallerEinwohnernur dengewöhnlichenBeschränkungen
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unterliegensollte, wie in Hagenow(25. April 1848), Lübz
(13. April 1848; 16.März 1850),Neustadt(4. Dezember
1848), Sternberg(14. Juni 1848),Wittenburg(5. Februar
1849), Teterow(11.April und 18.Mai 1848; 10. Januar
1849). Ebensoward in dengenanntenStädten, mit Aus¬
nahmevonSternberg,sowieauchin Neukalen(3.Juni 1848)
und überhauptin allen Städten, wo jederEinwohnerund
SchutzverwandtezurWählbarkeitzugelassenward, denJuden
die passiveWahlfähigkeitzur Gemeindevertretunggewährt.
Für MalchinwarddieWählbarkeitderJudenvomkünftigen
Landesgesctzabhängiggemacht.SelbstnochdienachBesei¬
tigungdesSknatsgrundgesetzeserlasseneprovisorischeWahl¬
ordnungfür Güstrowvom 9. November1850 verlieh, da
sieauf demSystemder dreiSteuerklassenruhet, ohnedabei
einenUnterschieddesreligiösenBekenntnisseszumachen,in
Ansehungder GemeindevertretungdenJuden gleicheRechte
mit denChristen. Um dieseZeit aberwar bereitsmit der
BeseitigungdesStaatsgrundgesetzes(14. September1850)
undder deutschenGrundrechte(5. Ockober1850) dieKata¬
stropheeingetreten,durchwelcheauchdenJudenihre staats¬
bürgerlichenRechtewiedergenommenwurden. Die Folge
dieserVeränderungmußtesichdemnächstauchin Bezugauf
ihre gemeindebürgerlicheStellung äußernund währenddie
Regierungzu Anfang nocheinegleichförmigeneueStädtc-
vrdnungansGrundlagedesDreiklasscnsystemserstrebte,ward
dieserWegbaldverlassenund es trat eineRevisionder seit
1848 in die städtischenVerfassungeneingcdrungenenNeue¬
rungenein, welcheAlles auf denStand von 1847 zurück¬
brachte.

Au der Spitze des jüdischenRcligionswesensstehtin
Mecklenburg-Strelitzein Landesrabbiner,in Mecklenburg-
Schwerin ein IsraelitischerOberrath, bestehendaus zwei
landesherrlichenCommissarien,demLandcsrabbinerundmch-
rerenjüdischenGemeindegliedern.Für die allgemeinenkirch¬
lichenVerhältnisseder Inden ward am 14. Mai 1839 ein
Statut undimJahre1843eineSynagogen-Ordnungerlassen,
ersteresjedochim Jahre 1853 im Sinne einigerorthodoxen
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Separatistenwesentlichabgeändert.Seitdem werdendie
jüdischenMitgliederdesOberrathsnichtmehrvon denGe¬
meindenund derLandesrabbinernichtmehrvomOberrath
erwählt,sondernsämmtlichvomLandeshcrrnernannt.

tz.9. NcchtöMegk.

1. Rieder-Gerichte. Gcrichlsherrim Domanium
ist der Großherzog.Er übt die Gerichtsbarkeitdurchdie
Amtsgerichte,derenPersonalaußerdemals Theil desAmts
(der Amtsbehördc)eine verwaltendeThätigkeit har. Im
StrclitzischensindbeideFunctionengetrennt,indemfür jedes
Amt ein besondererRichterangestelltist.

Im DomanialsleckenLudwigs tust bestehtein vonder
VerwaltungsbehördeabgesondertesGericht.

Im FürstenthumRatzeburg ist das Justizamtder
LandvogteizuSchönbergdasGerichtersterInstanzfür das
Domaniummit Einschlußder Stadl Schönberg.

In denri tt erschaftli chcn undübrigenLandgütern
steht die Gerichtsherrlichkeitbei demGutsherrn. Er übt
die Gerichtsbarkeitdurcheinenvon ihm angestelltenPatri-
monialrichter.In Mecklenburg-Schwerinsind,in Gemäßheit
der landesherrlichenConstitutionvom21. Juli 182k, wegen
VerbesserungderPatrimonialgcrichte,dieGerichtsherrengröß-
tcnthcils zu Gerichts-Vereinenzusammengetreten.Solcher
sogenannten„vereintenGerichte"gibt cs für die Civiljuris-
diction26, für die Criminaljurisdiction33.

Die vereintenPatrimouialgerichtefür dieCiviljuris-
dictiouin denritterschaftlichenundübrigenLandgüternsind:
zuBoizenburg,Bothmer,Neu-Bukow,Bützow,Crivitz,Fau¬
lenrost,Gadcbusch,Gnoien,Grevismühlen,Güstrow,Jvenack,
Krakow,Lage,Lübz,Lütgcnhof,Marlow, Parchim,Pcnzlin,
Röbel, Rostock,Schwerin, Sternberg, Tessin, Teterow,
Wismar,Wittenburg.
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Zu diesenvereintenGerichtsbczirkengehörenauchdie
Güter der drei Landesklösterund des RostockerDistricts,
das OekonomiedorfVergrabe und die Güter Wischund
Zarneckomim WismarschenDistrict.

Die vereintenGerichtefür dieCriminaljurisdiction
erstreckensichtheilweiseauf dieselbenBezirkewie die für die
Civiljuriödiction. Es bestehenderen:zu Boizenburg,Both-
mer, Ncu-Bukow,Bützow,Crivitz, Faulenrost,Gadebusch,
Gnoien, Grcvismühlen,Kirch-Grubenhagen,Güstrow(2),
Jvcnack,Krakow,Lage,Lübz,Lütgenhof,Malchow,Parchim,
Penzlin(2), Röbel,Rostock,Schwerin,Stavenhagen,Stern¬
berg,Tessin,Teterow(2), Waren(2), Wismar, Wittenburg.

In Mecklenburg-Strelitzbestehenfür Civilsachendiese
Patrimonialgerichtsverbändenicht. Dagegenhabensichmit¬
telsteiner unter dem24. October1843 landesherrlichbe¬
stätigtenVereinbarungdie sämmtlichenritterschaftlichenGe¬
richtsherrendesStargardischenKreiseszu einem„vereinten
ritterschaftlichenCriminalgericht"zusammengeschlossen,welches
seinenSitz zu Neubrandenburghat.

Unter denStädten habendie beidenSeestädteihre
eigenthümlicheGerichtsverfassung,welcheabgesondertzu be¬
trachtenist (vgl. unten Nr. ö). Was die Landstädte
anbetrifft, sowird in Parchim undSchwerin die Nie¬
dergerichtsbarkeitdurch die Magistralsgcrichtegeübt, in
Grabow durchdasvereinigteStadt- undMagistratsgericht,
ebensoin denStargardischenStädtenNeubrandenburg
undFriedland. In Penzlin wird der Stadtrichtervon
demErblandmarschallFreiherrnv. Maltzan bestellt,und
dieStadt ist demritterschaftlichenGerichtsverbandeeingefügt.
In den übrigenLandstädtenwird dieGerichtsbarkeitdurch
einenGroßherzoglichenStadtrichter, der meistenszugleich
Bürgermeisterist, mit zweivomRathe bestelltenBeisitzern
verwaltet. In Pupillensachenund anderendenMagistraten
zustehendenJurisdictions-Fällen,auchüberStadt-Grundstücke
und die daselbstwohnendenPersonenfungirendie Stadt-
Magistrateals Waisen-und Patrimonialgerichte.Nur die
jüdischenPupillensachengehörenvor das Großherzoglichc
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Stadtgericht. In Güstrow hat derRath in derVorstadt
ausschließliche,in der Stadt concurrenteJurisdiction mit
demGroßhcrzoglichcnStadtgericht,mit AusnahmederBurg¬
und Domfreiheit, wo die Jurisdiction ausschließlichdem
letzterenzusteht.In Crivitz gestehtver Magistrat dem
Stadtgerichtnur über22 volleund etwa100 halbeHäuser
die Jurisdiction zu und nimmt sic im Uebrigeufür sich
allein in Anspruch.Die Magistratezu Grabow, Mal-
chow, Ribnitz undTeterow habendie Jurisdiction auf
der ganzenStadtfeldmark.In Bützow gehörenalle Con-
curssachenvorBürgermeister,GerichtundRath. Besonders
weit ausgedehntist die Gerichtsbarkeitdes Magistrats zu
Ribnitz. Vergehengegendie Jagdgesetzegehörenin Rib-
nitz undMalchow ausschließlichvor denMagistrat.

Die Besetzungder Gerichtesteht demGerichtsherrn
oder,wie in denvereintenPatrimonialgerichten,demVerein
derGerichtsherreuzu. Der Gutsherrdarf in seinemPatri-
monialgerichtdenVorsitzführen, wenner au der zur Ver¬
handlungstehendenSachenichtetwaeinpersönlichesInteresse
hat. Zur vollständigenBesetzungdesGerichtsgehörtbei
denritterschaftlichenPatrimonial-undbei denStadtgerichten
ein Beisitzer,welcherbei denersterenvomGutsherrn, bei
den letzterenvom Magistrat gewöhnlichaus seinerMitte
bestelltwird. Nothwendiggehört zu jedemGericht ein
Actuar. Die Justitiarien der Patrimonialgerichkeerwerben
erst durcheine zehnjährigeuutadelhaftcAmtsführungdie
Unkündbarkeit,falls nicht bei den einzelnenPatrimonialgc-
richtender Anstellungscontractetwas Anderesbestimmt.
Der Patrimonialrichtcrmußaus der Zahl derjenigenge¬
nommenwerden,welchedie Prüfung für das Richteramt
bestandenhaben. Häufig sind auch für die Patrimonial-
RichterstellendieBürgermeisterder Landstädtegewählt.

2. Die Großherzoglichen Justizkanzleicn.
GerichtezweiterInstanz sind die GroßhcrzoglichcnJustiz-
Kanzleien,deren es in Mecklenburg-Schwerindrei, zu
Schwerin, Güstrow und Rostock, in Mecklenbnrg-
Strelitz eine,zu Neustrelitz,gibt.
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Dic Iustizkanzleiensind jedochnidjt blos Gerichteinder Appellationsinstanzfür die Niedergerichteihres Iuris-dictionsbezirks,sondernauchGerichteersterInstanz für die
von der NiedergerichtsbarkeitEximirten (Kanzleisässigen,
Schriftsässigen),sofern dieselbennicht der Gerichtsbarkeit
einesSpccialgcrichts(vgl. Nr. 4) unterworfensind. ZudenkanzleisässigenEximirtengehören:dieAdeligen(die ade¬
ligenConventualinncnderLandesklösterstehenjedochzugleich
unter der concurrentenJurisdictionder Klostergerichte),dieMitglieder der Ritterschaft,die Civilstaatsbeamteuunddie
fürstlichenBeamten,mit Ausnahmeder niederenKlassen
(z. B. Gcrichtsdiener,Steuercontroleure,Postexpediteure,
Förster),diemit landesherrlichenTiteln versehenenPersonen,die Geistlichen,Prediger, Küster, Cantoreu, Organisten,
Schullehrer(mit Ausnahmeder Dorfschullehrer),Kirchen¬provisorenund Oekonomen(die beidenzuletzt genannten
Vcamtcnklassennur für ihre Personund falls siekeinebür¬gerlicheNahrungtreiben), die landständischenBeamten,die
Kammcringenieure,alleLiteratenoderaufUniversitätenwis¬
senschaftlichGebildeten,so langesic nicht bürgerlicheNah¬
rung treiben, immatriculirteNotarien und Kreischirurgen.
Dic Kanzlcisässigkeiterstrecktsichauchauf Frau undKinder.

JederIustizkanzleiist ein bestimmterTheil desLandes
zur ausschließlichenIurisdictionsverwalmngangewiesen,wo¬
bei die städtischenKämmerei-undOekonomiegütersichnachihrer Stadt richten.

Dic Iustizkanzleizu Schwerin wardausdenfrüheren
Hof- undRegierungskanzleienamHoflagerderHerzogevon
Mecklenburg-Schwerinnachder Kanzleiordnungvon 1569zu einemGerichtshöfegebildet,für bürgerlicheundpeinliche
SachenhöhererInstanz. Nachdemsic von 1611 bis 1701
für de»SchwerinschenLandesantheil,nachdenKanzlciord-
nungenvon 1612 und25. August1637bestimmtwar, und
demnächstmit der GüstrowcrKanzleieineconcurrenleGe¬richtsbarkeitübte,erhieltsicam 1. Octobcr1818 einenab¬
gesondertenJurisdictionsbczirkangewiesen.Derselbeumfaßt:
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die Städte undFlecken Boizcnburg,Brüel, Crivitz,Dcissow,Dömitz,Gadebusch,Grabow, Grevismühlen,Ha-genow, Klütz, Ludwigslust, Neustadt, Parchim, Rchna,Schwerin,Sternberg,Warin, WittenburgundZarrentin;
dieD omani al -AcmterBakendorf,Boizenburg,Crivitz,Dömitz, Eldena,Gadebusch,Grabow,Grevismühlen,Hagc-now, Lübtheen,Neustadt,Rchna, Schwerin,Slcrnberg,

Tcmpziu,Toddin,Walsmühlen,Warin, Wittenburg,Zar¬rentin;
die rittersch aftli chen Acmter Boizenburg,Crivitz(mit AusschlußderGüterGülzow,Langcnscc,Pcnzin,Fricd-

richswalde,WilhelminenhofundZibühl),Gadebusch,Grabow,Grevismühlen,Schwerin(mit AusschlußderGüterBoldebuck,
Dicdcrichshos,Grünenhagen,Lübzin,MühlengeeznndSültcn),Sternbcrg,Wittenburg(mit Ausschlußvon Jvcnack),sowiedie zumrittcrschaftlichcnAmt LübzgehörendenGüterBecken¬dorf, Bcnthen,Greven,Lanken,Lenschow,Passow,Welzin,
Tanncnhof.

Unter der Justizkauzleizu Schwerinstehenaußerdem
diezur DispositiongestelltenOffiziere,dieGouverneureundCommandantcn,dieChefsundCommandeure,dieMitgliederund Subalternendes Militärdepartements,dieDivisions-
bcamten,die Gencralstabsoffizicre,die Auditeureund dieOffizieredesGarnisonscommando'szu Dömitz, fernerdieauswärts accreditirtenmecklenburgischenGesandtenund di¬plomatischenAgenten.

Die Justizkanzleizu Güstrow trat in dieStelle desvormals concurrirendcn,seit dem1. Oclober1818aufge-löltcnHof--undLandgerichtsdaselbst.Ihr Jurisdictionsbezirk
umfaßt:

die Städte Gvldbcrg,Güstrow,Krakow,Lage,Lübz,Malchin, Malchow,Pcnzlin, Plan, Röbel, Skavciihaacu,
Teterow,Waren;

die D oman i al ämterGvldbcrg,Güstrow,Lübz,Mar-nitz, Plan, Rossewitz,Staveuhagen,Wredcnhagen;
die ritt erschaf tli chen AeinterGoldberg,Güstrow

(mit Ausschlußder Gürcr Fresendorf,Reez, Groß- und
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Klein-Vicgeln), Jvcnack,Lübz (mit Ausschlußder Güter
Beckendorf,Benthen,Greven, Lanken,Lenschow,Passow,
Welzin,Tannenhof),Neustadt,Plan,Stavenhagen,Wrcdeu-
hagen,und die resp.zu denAemternCrivitz, Schwerinund
SchwaangehörigenGüterGülzow,Langenscc,Penzin,Fried-
richswaldc,Wilhelminenhos,Zibühl, Boldcbuck,Grünenhagen,
Diedrichshof,Lübzin,Mühlcngcez,Süllen undPrützen;

die Kloster-Aemter DobbertinundMalchow.
Die GustrowcrJustizkanzlciist zugleichGerichterster

Instanzüberdie Stadt R ostockund derenMagistrat.
Die Justizkanzleizu Rostock ward, zur Ausübungder

landesherrlichenGerichtsbarkeitin höhererInstanz, aus den
fürstlichenRäthen der früher schon(1573) angeordneten
Hofkanzleizu Güstrow im Jahre 1598 errichtet, war in
demZeitraum von 1611 bis 1701 ans denGüstrowschen
Landesantheil,nachdenKanzleiordnungenvom26. Oclobcr
1617 und 2. März 1669, beschränkt,hattedemnächstcon-
currenteJurisdiction über beideHerzogthümer,mit Aus¬
nahmedesStargardischenKreisesund der Stadt Rostock,
erhielt in denJahren 1702 bis 1722 und seit demJahre
1748 ihrenSitz zu Rostockund am 1. Octobcr1818einen
abgesondertenJurisdictionskreisangewiesen.Dieserumfaßt:

die Städte Bützow, Nen-Bukow,Kröpelin, Gnoien,
Marlow, Neukalen,Ribnitz,Schwaan,Sülz, Tessin;

dieD omauialämlcr Bützow,Bukow, Dargun, Do¬
beran,Gnoien,Mecklenburg,Renkaleu,Redentin,Ribnitz,
Rühn,Schwaan,Sülz, Teutcnwinkel,auch(seit1829) Poel
undRcukloster;

die rittcrschaftlichcn Aemter Bukow, Gnoien,
Mecklenburg,'Renkaleu,Ribnitz, Schwaan(mit Ausschluß
von Prützen),und vomAmteGüstrowdenrittcrschaftlichen
Antheil in Fresendorf,unddieGüter ReezundGroß- und
Klein-Biegeln;fernerdieGüter desRoftockcrDistricts mit
EinschlußdesKlosterszum heiligenKreuz in Rostockund
seinerGüter;

dasKloster-Amt Ribnitz.



Rechtspflege. 171

Die RostockerJustizkanzleiist zugleichGerichterster
InstanzüberdieStadt Wismar undderenMagistrat.

Die Justizkanzleizu Neustrelitz har dasLandStar-
gardund dasFürstenthumRatzcburgals Jurisdictionsbezirk.
Sie ist zugleichHypothekenbehörde,nachderHypothckenord-
nung für die rittcrschaftliche»Güter im HerzogthumMeck¬
lenburg-Strclitzvom 22. November1819 und nachder
revidirtenHypothekenordnungvom18.October1848. Unter
ihrer AufsichtundLeitungstehtdieHypothekenkammer.

Die Justizkanzlcicnzu Schwerin,GüstrowundRostock
bestehenjede aus fünf ordentlichenMitgliedern: einem
Director, einemBicedirectorund drei Räthen.. Eine der
Stellenan jederKanzleiwird vondenStänden(vgl.§.2, 6),
die übrigenwerdenvom Großherzogbesetzt.Die Justiz¬
kanzleizu Neustrelitzzähltnur drei Mitglieder: einenDi¬
rector und zwei Räthe. Bei den drei Justizkanzleienin
Mecklenburg-SchwerinwerdenaußerdemKanzleiräthemit
entscheidenderundAssessorenmit berathenderStimmenebst
AuditorenvomLandesherrnangestellt.Die ordentlichenMit¬
gliedersindunkündbar;dagegenkönnendieKanzleiräthezu
jederZeit aus ihremAmteentlassenwerden.

3. Das Obcr -Ap pel la ti ons -Gericht. Dieses
Gericht ist die höchstefür beideGroßherzogthümergemein¬
schaftlicheInstanz. Dasselbeward, im Gefolgeder deutschen
Bundesaclevom 8. Juni 1815, Art. 12, vermittelstder
unterm 8. Juli 1818 promulgirtenOber-Appellations-
Gerichts-Orduungsowieder revidirtenOber-Appellations-
Gerichts-Ordnuugvom20. Juli 1840, am 1. October1818
in Parchimeröffnetundam 1. October1840 nachRostock
verlegt. Der Präsidentwird vomGroßhcrzogvon Mecklen¬
burg-Schwerinbestellt.AußerdemzähltdasselbeeinenVice-
präsidcnten,in welcheStelle dieRäthenachderAncieunetät
einrücken,und fünf Räthe. Die Räthewerdennacheinem
vereinbartenModus vondemGroßherzogvonMecklenburg-
Schwerin, demGroßherzogvon Mecklenburg-Strelitzund
der Ritter- und Landschaft(vgl. §. 2,6) ernannt. Die
Mitglieder desOber-Appellations-Gerichtssind unkündbar
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und überihre EntlassungwegenKrankheitoderAlters kann
nur nachvorgängigerUntersuchungund vernommenemEr¬
achtendesEngerenAusschussesvon beidenLandesherrenent¬
schiedenwerden.

DaSOber-Appellations-GerichtnimmtAppellationenan
von denErkenntnissen,undQuerelenüber das Verfahren
der vier Justizkanzleien,der Consistorienzu Rostockund
Neustrelitz,desakademischenGerichtszu Rostock,auchder
ObergerichtezuRostockundWismar, imgleichender Kriegs¬
gerichtein bürgerlichenSachenund aller übrigenGerichte
über landesherrlicheDiener odersonstigeEximirle, ist auch
zugleichObergerichtund letzteInstanz für Criminalsachcn.

4. Specialgerichte für einzelne Corpora¬
tion en, Berufs stände und Anstal t en.

Die Universität zu Rostockhat ihre eigeneCivil-
und Criminalgerichtsbarkeit,welchetheils durchdenRector,
theils durchdas engereConcilium,theils durchdie Jnristen-
Facultät, nachMaßgabeder unterm 30. November1837
landesherrlichbestätigtenneuenStatuten derUniversitätund
der betreffendenLandesgesetze,verwaltetwird. Auch steht
derUniversitätdieDisciplinargcwaltüberdie ihrerGerichts¬
barkeitunterworfenenPersonenzu. Die Civil- undCriininal-
Gerichtsbarkeitwird regelmäßigvon demengerenConcilium
geübt, zu welchemunter gewissenUmständenBeisitzeraus
der ñuristenfaculta!zugezogenwerden. Die letzteretritt
jedochstatt desengerenConciliumsein in allenFällen der
streitigenGerichtsbarkeitzwischenNicht-Studircndenoder
wennderNicht-StudircndeBeklagterist; sodannals Recurs-
behördein Privat Proceßsachender Studircndenund als
AppellationS- Instanz in Dienstbotcnsacheu.Sogenannte
juclicia mixta d. h. aus Mitgliedern der akademischenund
der städtischenBehördegebildeteGerichtetreten zusammen,
wennPersonenbeiderGerichtsständean einerSachebethci-
ligt sind, welcheGegenstanddercriminal- oderdisciplinar-
gcrichtlichenThätigkeitwird. HierüberenthältdasRegulativ
vom 9. August und 8. September1827 die näherenBe-
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stitnmmigen.Der akademischenGerichtsbarkeitsind unter¬
worfen: die Professorenund Privatdoccnten,letzterejedoch
nur sofernsie sichdem akademischenBerufe hauptsächlich
widmen,diebei derUniversitätangestelltenSprachlehrerund
LehrerderKünste,fernerdieStudirendenund, für einege¬
wisseZeit, diejenigen,welchenachVollendungihrerUniversi-
tätsstudienein Examenbei der Universitätbestehenwollen,
dieBibliothekare,Secretäreund sonstigenOfficiantender
Universität, der akademischeBuchdruckernebstden bei ihm
wohnendenGehülfen,dieMitgliederdesRostockcrgeistlichen
Ministeriums, hinsichtlichdes persönlichenGerichtsstandes,
die Lehrer derStadtschule,wennsic Vorlesungenan der
Universitäthalten, und dieFrauen, Wittwen, Kinderund
Dienstbotenaller vorgenanntenPersonen.Die akadeinische
Gerichtsbarkeiterstrecktsichauchauf diebeweglichenGüter
ihrer Jurisdictionsbehörigen.

Das GroßherzoglicheEonsistorium zu Rostock,
nachderConsistorial-Ordnungvom31.Januar1570errichtet
und am 27.März 1571 eröffnet,ist seitdem30. November
1756, mit Abnahmealler Civil- und Proceßsachen,auf
Doctrinal-, Ceremonial-undDisciplinarsachenderGeistlichen
und Kirchendiener,auchöffentlicheAergernisseund Irreli¬
giosität beschränkt.Ausgenommenvon der Consistorial-
GerichtsbarkeitsinddieMitgliederdergeistlichenMinisterien
in denbeidenSeestädten,welchein den benanntenAngele¬
genheitenüber ihrer eigenenCorporationstehen,und, rück-
sichtlichder erstenInstanz,die theologischenProfessorenund
Docentenan der Landesuniversität,welchezunächstder
Consistorial-GerichtsbarkeitvonRectorundConciliuinunter¬
worfensind. Das ConsistoriumzuRostockbestehtauseinem
Director und zweiRäthen, von denenein Rath Theologe,
die beidenanderenMitglieder Juristensind.

Das GroßherzoglicheConsistorium zu Neustrelitz
übtdiegeistlicheDisciplinar-GerichtSbarkeitüberdiePrediger
undKirchendienerderStrelitzischenLande.>Es zählt zwei
theologischeund ein juristischesMitglied. Unterdenersteren
befindetsichderSuperintendent,welcherdasDirectoriumführt.
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Die Militärpersonen, derenFrauenundDienst¬
botenhabenin bürgerlich-persönlichenRechtssachenund in
CriminalsachcnihrenGerichtsstandvor demvorgesetztenAb-
theilungschcf(Bataillons-Commandeur,Regimcnts-Comman-
deur, Batterie-Chef). DinglicheKlagenaber gehörenvor
dasGerichtder belegcnenSacheund in Ehesachenentscheiden
die Landesgerichte,da hier das Militärgericht gleichden
übrigenUntergerichtennur dieersteCognitionderSachehat.
In bürgerlichenRechtssachentreten, wenn der Militürchef
nicht selbstin denTerminenpräsidirenwill, von ihm zu
ernennendeVerhörscommissionenein, die aus demAuditeur
und einemdazuals BeisitzercommandirtenOffizier bestehen.
In UntersnchungssachentretenebensogebildeteUntersuchungs¬
Commissionenein. Rach beendigterUntersuchungtreten
Stand- oder Kriegsgerichtezur Fällung des Erkenntnisses
ein, die aus fünf Richterklassenvon verschiedenenGraden
bestehen.Das Gerichtder GroßherzoglichenDivision steht
in Strafsachenzu denübrigenmecklenburg-schwerinschcnMili¬
tärgerichtenim VerhältnißdesoberstenMilitärgerichts.

Für dieMitglieder desGroßherzoglichenHofstaats
bestehenfolgendeGerichte:das Hofstaats-und Marschall-
Amts-Gerichtund dasMarstall-Amts-Gerichtzu Schwerin
und das Hofmarschall-Amts-Gerichtzu Neustrelitz.Die
Justiz wird bei diesendurchlandesherrlichernannteJusti¬
tiarien verwaltet. Dieselbensindjedochzur Entscheidungin
der Sachenicht kompetent,sondernhabendiesevon den
Justizkanzleicnin SchwerinundNeustrelitzeinzuholen.

Die Appellationenvon demakademischenGericht, von
denConsistorienzuRostockundzuNeustrelitz,von denMili¬
tärgerichtenin bürgerlichenRechtssachenund von denHof¬
staats-Gerichtengehenan dasOber-Appellations-Gerichtzu
Rostock.

Als Special-Niedergerichte,vondenendieAppellationen
an die Justizkanzleigehen,sinddie Gerichtefür die Straf¬
anstaltzu DreibcrgenunddasLandarbcitshauszu Güstrow
aufzuführen.
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5. Gerichtswesen in den Seestädten.
Zu RostockundWismar ist die ganzeJurisdiction

bei denMagistraten.
Die städtischenGerichtezu Rostocksind:
1. Das Ober-Gericht. DasselbeistGerichterster

Instanz in allen Civil- und Criminalsachenfür die der
Stadtgerichtsbarkeitunterworfenen,aber von der niederen
GerichtsbarkeiteximirtenPersonen,imgleichenderRegelnach
für Civilklagenmit einemObjectüber 50 Thaler Courant,
sowiefür die gerichtlichenEinschreitungcnin Stadtbuchsachen,
für Versiegelungen,für Proclamationen,gerichtlicheVerkäufe
von Immobilien,Sequestrationenund Concurse,für Publi¬
cation der Testamenteund Consirmationder Tcstaments-
Executoren.AuchsinddieVcrzichtleistungender Ehegatten
auf die Gütergemeinschafthier anzubringen.Es ist ferner
GerichtzweiterInstanz für die bei sämmtlichenstädtischen
Nieder- und Hospital-GerichteneingelegtenRechtsmittel.
Die weitereInstanz für die devolutivenRechtsmittelgegen
Erkenntnissedes Obergerichtsist das Ober-Appcllaiions-
Gericht. Das Gerichtbestehtans vier Mitgliedern, einem
rcchtsgelehrtenBürgermeister,zweircchtsgclehrtenundeinem
kaufmännischenSenator.

2. Das Ehegericht. Dasselbeist competentin
allen Ehe- und Berlöbnißsachender zur Stadtjurisdiction
gehörigenPersonenin Rostock,WarnemündeunddenStadt-
undHospital-Landgütern.Die Rechtsmittelführenan das
Ober-Appellations-Gericht.Das Gerichtbestehtaus einem
rcchtsgelehrtenBürgermeister,zweircchtsgelehrtenundeinem
kaufmännischenSenatorund denvier Pastorenim Rostocker
geistlichenMinisterium.

3. Das Criminalgericht. Dasselbeverwaltet,
nachMaßgabederVerordnungvom24. Juni 1853 die ge-
sammtenicdergerichtlicheCriminaljurisdictionaufdemGebiete
derStadt, der städtischenFeldmark,der städtischen(nicht
aberderHospital-)LandgüterundderOrtschaftWarnemünde,
hat auchdieCognitionin plötzlichenTodesfällen.Es besteht
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aus drei rechtsgelehrtenSenatorenals Richternund zwei
kaufmännischenals Beisitzern.

4. Das Gericht. Dasselbeist die regelmäßigeerste
Instanz in allen Civilsachcnunter 50 Thaler Courant an
Werth, soweit dieselbennicht denübrigenGerichtenzuge¬
wiesensind, für alle der Stadtjurisdictionunterworfenen
vonderNiedergerichtsbarkeitnichteximirtenPersonen,ferner
in ArrestsachenundbeiKlagengegendieselbenpto. stupri :c.,
sowieaus Injurien, selbstwennauchanshöhereEntschädi¬
gung als 50 Thaler Courant geklagtwird. Das Gericht
bestehtaus einemPräsesund einemAssessor.

5. Die Kämmerei. Als Gerichtsbehördeübt die
Kämmereidie gesummteniedergerichtlicheCiviljurisdiction
auf den Landbesitzungender Stadt und ist für die Stadt,
die Vorstädteunddie städtischeFeldmarkausschließlichcom-
pctcut zur Entscheidungder Streitigkeiten in Ban- und
Grenzsachen,überhauptin Sachender an denGrundstücken
haftendenGerechtigkeiten,sowiedesnachbarlichenWiderspruchs
gegendenBetrieb gefährlicher,unleidlicherGewerbe.Die
Kämmereials Administrativbehördehataußerihre» sonstigen
administrativenFunctionendie Verwaltungder allgemeinen
Polizei in denLandbesitzungender Stadt. Die Kämmerei
bestehtaus eineinPräsesundeinemAssessor.

6. Das G ewcr t. Als Gerichtsbehördeübt das
GewertdiegesammtcniedergerichtlicheEivil-JuriSdictionüber
denHafenortWarnemündeund ist für die Stadt, die Vor¬
städteund die städtischeFeldmarkausschließlichcompcientin
allen Schifffahrtösachcnund gewerblichenContraventions-,
Disciplinar- undReccptions-Sachcn,fernerin allenStrei¬
tigkeitenüber das Meister-, Gesellen-und Lehrburschen-
BcrhältnißunddenanalogenStreitigkeitender sonstigenge¬
werblichenCompagnieverwandten,endlichin allenStreitig¬
keitenzwischenDienstherrschaftenund Dienstbotenund der
Schiffsmannschaften.Das Gewettbestehtaus einemPräses
und einemAssessor.

7. Das W ai sengcr i cht. Dasselbeist für alle
Vormundschafls-undCuratcl-Angclegenhcitenin der Stadt
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und denVorstädtenangeordnet,imglcichenmit derErtheilung
von Erbenzeugnisscn,sowiemit der Berechnung,resp.Er¬
hebungderLandes-und städtischenCollateral-Erbsteuerbe¬
auftragt. Das Waisengerichtbestehtans eineniPräsesund
einemAssessor.

In denStadtgütcrnist dieKämmerei,und für Warne¬
mündedasGcwettdie obcrvormnndschaftlicheBehörde.

Außer dengenanntenNiedergcrichtensindhier nochzu
nennen:die beidenHospitatgcrichtezumheiligenGeistund
zu St. Georg, und dasGerichtdesKlosterszumheiligen
Kreuz,welchenachArt derPatrimonialgerichteorganisirisind.

In Wismar ist die EinrichtungdesGerichtswesens
ähnlich.Es bildethierdasNiedergericht dasregelmäßig
competentcForum ersterInstanz für die Stadt und deren
Weichbild,welchemauchdieVormundschaftssachcnzustehen.
DaS Hebungsgeri cht ist einvereintesPakrimonialgericht
für dieGüter undDörfer der geistlichenHebungen.Das
Waisengericht, dasAccisegericht unddasGewett
sindgleichfallsNicdergerichtc.Letzteresist in Streitigkeiten
zwischenHerrschaftenund Dietistbvten,Handlungsdienern,
Gesellen,Lehrlingen,Seeleuten,wieauchfür häuslicheStrei¬
tigkeitenzwischenEltern undKindernundzwischenEheleuten
competent.Das Obergericht erkenntin zweiterundüber
dievon derNiedergerichtsbarkeiteximirten,derStadtjnris-
diction unterworfenenPersonenin ersterInstanz, urtheilt
fernerunterZuziehungvon dreiPastorenals Ehegericht,
und ist auchalleinigesConcursgerichk.

6. C r i mi n al ger i cht s w esen. Bis zumJahre
1812 warensämmtlicheNiedergerichte,soweit nichtKanzlci-
sässigkeitvorlag, zu allenCriminaluntersuchungAiund zur
Fällung des erstenErkenntnissescompetent.Am 12. Oct.
1812 warddasC r i m i n a l - C o l l egi um zuBützow
errichtet,welchesnachderCriminal-Gerichts-Ordnungvom
31. Januar 1817Untersuchungsgerichtfür alle nichtbeson¬
ders ausgenommenenpeinlichenFälle war, aber durchdie

Thl. 111. 12
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Verordnungvom12. Januar 1838 nur für diedarin speciell
aufgeführten,in der Verordnungvom27. März 1855 noch
weiter beschränktenschwererenVergehenim ganzenLande
bestimmtward. Durch die Verordnungvom 1. Februar
1856 ward es zugleichzur SpruchbehördeersterInstanz in
den von ihm geführtenUntersuchungeneingesetzt,während
dendreiSchwerinschenJustizkanzleiendieErkenntnissezweiter
und demOber-Avpellations-Gerichtdie der dritten Instanz,
so weit die letzterenüberhauptnochbeibehaltenwurden, zu¬
gewiesenblieben.Für dienichtzurCompetenzdesCriminal-
CollegiumsstehendenVerbrechensindwie früher dieRieder¬
gerichte,für die Eximirtcn die Gerichte,zu derenJuris¬
diction siegehören,competent.Die Oberaufsichtüberdas
Criminal-Collegiumführt das Ober-Appellations-Gericht.
Auf die StrelitzischenLandeerstrecktsichderWirkungskreis
des Criminal-Collegiumsnicht. Das letzterebestehtaus
einemDircctor und fünf Räthen. Die Ritter- undLand¬
schaftconcurrirtbei derBesetzungdieserStellen in deroben
(§. 2, 6) angegebenenWeise.

7. Gerichts- und Proceßordnungen. Gel¬
tende Rechte. So weit die verschiedenenGerichtemit
besonderenOrdnungenversehensind, habendieselbenbereits
Erwähnunggefunden.Hier sinddahernur nochdieneueren
Verordnungenüber das Verfahrenund dieRechtsmittelin
der Civil- und Criminalrcchtspflegezusammenzustellen.

Nachdemunter dem6. Februar1855 eineVerordnung,
betreffenddas Verfahrenbei den Niedergerichtenin Civil-
sachcn,undeineVerordnung,betreffenddas Verfahrenbei
denJustizkanzleicnin Civilsacheu,auchmehreredieAdvocatnr-
gebühren neu regulirendeVerordnungenvorangegangen
waren,erfolgteunter dem15.Januar 1861 die Publication
einerVerordnung,betreffenddieRechtsmittelin Civilsachen
und in demfiscattschcnProcesse.Das Verfahrenbei denzur
Competenzdes Criminal-CollegiumsgehörendenVerbrechen
ward durchdie Verordnungvom 1. Februar1856 neuge-
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regelt. Ihr warenzwei auf dieCriminalrechtspflegeüber¬haupt bezüglicheVerordnungenvorangegangen:vom 17.Januar 1855, betreffenddie Abänderungder Criminal-ErkenntniffezumNachtheildesAngeschuldigtenund dieZahlderzulässigenRechtsmittelund vom25. Januar 1855, be¬treffenddenBeweisdurchAnzeigen.Durch dieVerordnungvom 1. Februar1856 wurdeeineöffentlicheundmündlicheSchlußverhandlungeingeführt,welchejedochnichrvonwesent¬licherBedeutungist undnebendemin unveränderterGestaltbei Bestandgebliebenengeheimenund schriftlichenUntcr-suchungsverfahreneinenfremdartigenCharakterhat.
Bei denMilitärgerichtenfindetin Civilsachentheils derProceßder Niedergerichte,theils (bei denOffizieren)derProceßder Landesgerichtestatt.
Die Stadt Rostock hat sichauf ihremJurisdictions¬gebietdieseReformenin der Proceßgesetzgebunggleichfallsangeeignet.AußermehrerenVerordnungenwegenderGerichts¬und Advocaturgebührenwurdenhier nachstehendeVerord¬nungenerlassen:vom 11. Februar1861, wegendesVer¬fahrensdesObergerichtsin Civilsachenbis zumerstenUrtelund im Bewciöverfahren,vom27. März 1861, betreffenddie Rechtsmittelin Civilsachenund die ErweiterungderCompctenzdesNiedergerichts,vom 17. April 1861, wegendesVerfahrensder Nicdergerichtein Civilsachenbis zumerstenUrtel und im Beweisverfahren.
Vom Magistratzu Wismar wurdenunter dem15.Januar 1840 eineVerordnung,betreffenddasniedcrgericht-licheVerfahrenin bürgerlichenRechtsstreitigkeiten,welcheauchtheilweisedas obergerichtlicheVerfahrenergreift, undeineVerordnungüberdieAmtsfunctionendesGewettsunddasVerfahrenvor demselben,publicirt.
Mecklenburggehörtnochimmer zu denLänderndessogenanntengemeinenRechtsund bei der großenMengeverschiedenartigerRechtsquellenwird der Mangeleinerein¬heitlichenGesetzgebungtäglich fühlbarer. Im 12ten und

12*
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13tenJahrhundertward von den deutschenEinwanderern
das bcutfdicRecht eingeführt. In denStädtensetztesich
das Lübsche,Schwerinsche,Parchimsche,das alteRostockischc,
im LandeSlargard das alte (hauptsächlichvonStendalund
Brandenburgrepräscntirte)märkischeRechtfest, theils als
Gewohnheitsrecht,theils durch landesherrlicheVerleihung.
Später ward die Fortbildungdes deutschenRechtsdurch
das eindringenderömischeund kanonischeRechtunterbrochen.
GegendasselbewehrtensichdieStädte am längsten,mit dem
meistenErfolgedieSeestädte.In denübrigenStädtensind
vielfachnur vereinzelteBestimmungender altenStadtrcchte,
namentlichüberdas Gntcrrcchtder Ehegattenund dasErb¬
rechtvonBestandgeblieben.

8. A dv ocat eu, Notarien. P r üfu ngsbehörd en.

Bei derJustizkanzlcizu Schwerinsind97, bei der zu
Güstrow57, bei derzu Rostock151, beider zu Neustrelitz
55 Advocatenimmatriculirt. DiejenigenAdvocaken,welche
zu Rostockund Wismar ihren Wohnsitzhaben, fungiren
zugleichalsAdvocatenbei denstädtischenGerichten,bedürfen
aberdazuder besonderenAnnahmeSeitensder secstüdtischen
Dbergerichie.Die Zahl derimmatriculirtenNotarienbeträgt
in Mecklenburg-Schwerin,mit Einschlußder Advocaken,
welchezugleichNotariensind, 394; in Mecklcnburg-Strelitz
gibt cs außerdenAdvocaten,welchemeistenszugleichNo¬
tarien sind,26 Notarien.Die Notariendürfenals Rechts-
beiständebei denNiedcrgerichtcnfungiren. DcfscntlichcBe¬
hördezur Creirung derNotarien in Mecklenburg-Schwerin
und zur Erthcilnng der Notariats-Diplomeist der jedes¬
maligeDccanderJuristenfacultätzuRostock,vermögeeiner
von derLandcshcrrschafterwirktenkaiserlichenComilivcvom
23. Juli 1582.

DieMecklcnburg-SchwcrinschcnjuristischenP r üf ungs-
behörden für Richter,Advocatenund Notariensind:
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1. Das Obe» Appellations-Gericht zu Ro¬
stock,für dieMitgliederdiesesGerichts,^derJustiz-Canzleien,
desCriminal-Collegiums,der Amts-, Stadt- uuö sonstigen
Special-Gerichte,auchderMagistrats- und aller übrigen
Patrimonial-Gerichte.

2. Die Prüfungs-Commission zu Rostock,für
dieRechtscaudidatenzur AdvocaturoderzumAuditoral bei
Amts-, Stadt- oderMagistrats-Gerichten.Dieselbebe¬
stehtaus einemMitgliede jederder drei Justiz-Canzleien
und zweiMitgliedern der RostockerJuristenfacultät,und
versammeltsichzweimalim JahrewährendderUniversitäls-
serien.

3. Die Justiz-Canzleien zu Schwerin,Güstrow
undRostock,für die vom Decander Juristenfacultätzu
Rostockcreirlen Notarien zum Zweckihrer Jmmalricu-
lirung.

Für Mecklenburg-Strelitzwerdendie Richterprüfungen
durchdasOber-Appellations-Gericht,diePrüfungenderAd-
vocatenundder Notariendurchdie Justiz-Canzleizu Neu¬
strelitzbeschafft.

4. S t r af anstal t en. Die Freiheitsstrafenwerdenur
denGefängnissender einzelnenGerichte,dieZuchthaus-und
Festungsstrafcjedochin der Landesstrafanstaltzu Drei-
bergen, und wenn die letzteregegeneine Persondes
Milicärstandcserkanntist, in Dömitzvollzogen.Die Zucht¬
haussträflingewerdender Jsolirhaft, theitweisein Verbin¬
dungmit schweigendzu verrichtendergemeinsamerArbeit,
unterworfen. Ciu neuesReglementfür die Vollstreckung
der Strafen in der Strafanstalt Dreibcrgeuward im
Jahre1851durchMlnistcrialbefehleingeführtund ist durch
das Ministeriumnur theitweisezur öffentlichenKenntniß
gebrachtworden.
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z. 10. Militärwesen.
1. Geschichtliches. Eine stehende„Land-Miliz"wardvondenHerzogenvonMecklenburgzuerstimJahre1622errichtet,abererst im folgendenJahre durchEintheilunginCompagnienundRegimenterundAnstellungvon Offizierenorganisirt,mir demZweck,diePässeund Schlösserzu be¬setzen.NachdemEndedes dreißigjährigenKriegesbestan¬dendieselbennur nochauswenigenCompagnien,die indessendochauf Rostock,Schwerin,Güstrow,Bützow,Plau undMirow ihre Garnisonenerstreckten.HerzogGustavAdolphvon Mecklenburg-Güstrowunterhielt,außereinerLeibgardeund einemTrabantencorps,drei CompagnienMusketiere.Die UnterhaltungskostendiesesMilitär-Etats betrugenimJahre 1696: 42,677fl. Im SchwcrinschenLandesthcilwarunter HerzogChristianLudwigI. das Militär etwaszahl¬reicherundHerzogFriedrichWilhelmvermehrtedasselbean¬sehnlich.HerzogCarl Leopoldbrachtecs nochhöher, aufdieStärke von 14,000Mann. NachderSchlachtbeiWals-mühlenward cs bis auf dieDömitzerGarnisonaufgelöst.Währenddes von HerzogChristianLudwigII. geführtenkaiserlichenCommissariatswarenholsteinische,dannschwarz-burgischcTruppenim Lande,die in mecklenburgischemSolde

standen.NachdemRegierungsantrittChristianLudwigII.wurdenneueCorps organisirt, derenStärke unter HerzogFriedrich2500Mann betragenmochte,späterhinaber auf1300Mann sichverminderte.
Die VerpflichtungendesLandesin Bezugauf dieCin-quartierungund Verpflegungder landesherrlichenTruppenwerden im siebenzehntenArtikel des Landesvergleichsbe¬stimmt. DanachsollenRitter- und LandschaftnebstdenKlösternund den Ortschaftendes RostockcrDistrikts vonjedemBeitrag zur BezahlungundVerpflegungderTruppengänzlichbefreietseinund bleiben. Die Laudcsherrschafter-
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klärt sichfür verpflichtet,dieselbenauf ihre Kosten,gegen
die verglichenejährlicheLandescontribution,zu errichtenund
zuunterhalten.Die Ritterschaftund ihre Hintersassensollen
von aller EinquartierungundVerpflegungder herzoglichen
Miliz frei sein,dieLandstädtesollenwenigstensmit Einquar¬
tierung von Cavallerieverschontbleibenund hinsichtlichder
Infanterie nur zur GewährungvonObdachund Lagerstatt
verbundensein. Wegender Leibgardezu Pferdeund der
Servicezahlungan derenOffiziere ward einenähereVer¬
gleichungmit denStädten vorbehalten.Ritter- undLand¬
schaftsoll fernermit Lieferungzu Magazinen,mit Auffor¬
derungihrer UnterthanenundAngehörigenzu Befestigungs¬
und Schanzarbeitenund Herbeiführungdes dazu erforder¬
lichenMaterials odermit Geldbeiträgen,die statt solcher
Leistungengefordertwerdenmöchten,„außerdenallgemeinen
Reichs-, Kreis- und Landes- nöthigenRettungs-Fällen,"
stetsverschontwerden.

Der vormaligeReichsmatricular-Anschlagwardzu An¬
fang desfranzösischenKriegesals Triplum zu 1124Mann
berechnet.Weil Mecklenburgnicht für einearmirteMacht
angesehenward, übernahmgewöhnlichein andererReichs¬
fürst die Stellung der Mannschaftgegeneineangemessene
Geldvcrgütung.Außer dieserAblösungwurdennochbeson¬
dereGeldbeiträgevon Seiten des Reichserhoben. Von
demangegebenenTriplum deszurReichsarmeczu stellenden
Eontingentsfielenauf dieHerzogthümerMecklenburg(ohne
Wismar, Poel und Reuklostcr)531Mann zu Pferdeund
464MannzuFuß, aufdasFürstenthumSchwerin60 Mann
zu Pferdeund31Mann zu Fuß undauf dasFürstenlhum
Ratzeburg14Mann zuPferdeund24Mann zuFuß. Auf
SchwerinundStrelitz vertheiltesichdiesesContingentso,
daßersteres510Mann zu Pferdeund 425Mann zu Fuß,
letzteres95 Mann zu Pferde und 94Mann zu Fuß zu
stellenhatte. Die damalsentstandeneFrage,ob derHerzog
dieRostockerQuoteübertragenmüsse,warddurchdasReichs-
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kammergerichtkurz vor seinemEnde bejahendentschieden.
Für Wismar ward gewöhnlich'/18und für Poel undNcu-
kloster in Abzuggebracht.

Auf Grund einesmit denGcneralstaatcnder vereinig¬
tenNiederlandeam 5. Mai 1788 abgeschlossenenSubsidien-
traclats überließHerzogFriedrichFranz vonMecklenburg-
SchwerindenGeneralstaatcnauf dreiJahre undnachderen
Ablauf nochauf mehrereweitereJahre ein Eorps seiner
Truppen, welchesaus einemMusketierrcgimentzu zwei
Bataillonsmit zusammen670 Mann und einemGrenadier-
bataillonmit 330Mann, im Ganzenaus 1000 Mann be¬
stand.Die GeneralstaatenzahltendenSold dieserTruppen,
außerdemeinWerbegeldvon30 Thlrn. für jedenUnteroffizier
undSoldaten,und jährlich30,000Thlr. Subsidiengelderan
denHerzogfür die Dauer desTractats.

Bei der französischenInvasion im Jahre 1806 ward
dasvorhandeneherzoglicheMilitär, eineAbtheilungLeibgarde
zuPferde,dasLeibgrenadierregiment(1013Mann) und das
RegimentErbprinz(509Mann), bis auf dieFestungscom¬
pagnieaufgelöst,auch21 KanonennebstsämmtlichenÄrma-
turgegenstäudcnweggenommen.Bei der Accessionzum
Rheinbündeward dasKontingentvonMecklenburg-Schwerin
zu 1900Mann angesetzt.Zum Behuf der Stellung dieses
Eoutingcntsward zum erstenMal dasSystemder Eon¬
scriptionin Anwendunggebracht,indem1809 dieAushebung
von 1011Recrutengeschah.Der nunmehrigeMilitär-Etat
umfaßte,außerder Leibgardezu Pferdeund der Fellungs-
compagnie,ein RegimentInfanterie von vier Bataillonen,
jedeszu fünf Compagnien,eineGarde-Grcnadier-Compagnie
undeineCompagnieArtillerie. Im russischenFeldzugewurde
das gestellteKontingentfast ganzaufgerieben,so daß nach
derLossagungvomRheinbündeneueTrnppencorpsgebildet
werdenmußten. Die erstenFreiwilligenwurdendenGarde-
Grenadierenzugetheilt,sodanneinRegimentJägerzuPferde
und eins desgleichenzu Fuß aus Freiwilligengebildetund
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außerdemeinRegimentMusketiereundein kleinerArtillerie¬
park errichtet,auchsechsLandwehr-Bataillonemobil gemacht
undüberdiesein Landsturmorganisirt Das reguläreMi¬
litär zählte3000, die Landwehr4000Mann. Rachdem
erstenPariserFriedenwurdendieJägerregimenteraufgelöst.
Zum zweitenFeldzugegegenFrankreichrückteneinBataillon
Garde-Grenadiere,zweiBatailloneMusketiereunddreiBa¬
tailloneunorgarnisirteLandwehrnebsteinerAriilleric-Com-
pagnie(zusammen3267Mann) ins Feld. Rachbcendiglcm
KriegewurdennebendemregulärenMilitär anfangsnoch
zweiBatailloneLandwehrbeibehaltenund dann im Jahre
1821eineneueOrganisationvorgenommen,wonachfolgende
Truppenkörperbestanden:I. Infanterie: ein Garde-Grena¬
dier-Bataillon,zweiBatailloneMusketiere,ein leichtesIn¬
fanterie-Bataillon.II. Arlillcric und Train: eineBatterie
zu zweiCompagnien.III. Cavallcrie: ein RegimentChe-
vauxlegers.Außerdembefandsichzu Dömitz einêGarni¬
sons-Compagnieundzu BützoweinRescrvestab.Tie zur
ReservegehörigeMannschaft,ungefähr1000Mann, ward
nichteinberufen.Der Fricdensstaudbetrug,außerdenstets
beurlaubten,mit EinschlußdesGeneral- undBrigadestabs
3298 Mann.

In Mecklenburg-Strclitzward zuersteinigesMilitär
unter HerzogAdolphFriedrichIII. errichtet. Durch den
Rheinbundward das Land zur Stellung von400 Mann
Infanterie verpflichtet,welchein dem russischenFeldzuge
gleichfallsfast vollständigaufgeriebenwurden. Im Jahre
1813 wardeinRegimentHusarenerrichtet,welchesnachdem
Friedensschlußvon 1815wiederaufgelöstward. An seiner
Stelle ward ein Jnfantcricbalaillonorganisirt.

DasBundcscoutingcntbetrugfür Mecklenburg-Schwerin
3580 Mann und 1790Mann Reserve,für Mccklenburg-
Strelitz 718 Manu und 359 Mann Reserve:späterim
Ganzenfür ersteres5967, für letzteres1197Mann. Die
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Stellung der nachder Bundeskriegsverfassungauf Mecklen-
burg-Strelitz fallendenCavallcrieundArtillerie ward,nach¬
dem dieselbeseit 1822 unterblieben,aber wiederholtvon
Bundcswcgengefordertwar, in Grundlageeinerunter dem
4. April 1843 mit dem Großherzogevon Mecklenburg-
Schwerin abgeschlossenenConventionvon diesemgegenVer¬
gütungderKosten(19,000Tblr. zurErrichtung,8000Thlr.
zur jährlichenErhaltung)übernommen.Nach derBundeö-kriegsvcrfassuugbildendie beidenmecklenburgischenContin-
gcntcmir denContingentenHolsteinsund Lauenburgs,Ol¬
denburgs, und der Hansestädtedie zweite Division des
zehntenBundes- Armeccorps,dessenersteDivision aus den
Contingentenvon Hannoverund Braunschweigbesteht.

Durch die im Jahre 1848 eingetreteneUmgestaltung
der politischenVerhältnisseDeutschlandserfuhr dasmecklen¬
burgischeContingenrund dieGesetzgebungüberdessenAuf¬
bringungsehr erheblicheAenderungen.Im Oclober1848
ward dasCoutingentauf zweiProcentder Bevölkerunger¬
höhetund die allgemeineWehrpflichteingeführt,womit die
Aushebungau dieStelle derAusloosungtrat und dieStell¬
vertretungabgeschafftward. Die Vermehrungder Mann¬
schafterfordertedie ErrichtungneuerTruppenkörper.In
Mecklenburg-Schwerinward die Infanterie um drei Land-
wehrbatailloncvermehrt, aucheinePionier-Abtheilunger¬
richtet,und ausBildung von zweiSchwadronenLandwehr-
CavallerieBedachtgenommen.In Mecklenburg-Strclitzging
man auf ErrichtungeinerSchwadronreitenderJäger und
einer halbenFuß-Batterie aus. Mit Genehmigungder
Reichs-Central-GewaltschloßMecklenburg-Strelitz unter
dem2. April 1849 undMecklenburg-Schwerinunter dem
22.Mai 1849mit PreußeneineMilitär-Convention. Die
erstereging auf denAnschlußdes gesammtenStrclitzischcn
Militärwesensan das preußische,die letztereans denAn¬
schlußder SchwerinschcuTruppen als einer besonderen
Division an das preußischedritte Armeecorps.BeideBer>
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träge wurdenerst unter dem27.März 1850 vompreußi¬
schenKriegsministeriumvcrössentlicht.In Folge dessen
ward unter dem7. Mai derMecklenburg-SchwerinschenBri¬gadeder NameDivision beigelegt.

NachWiederherstellungder altenBundesverfassungtra¬ten allmälig die altenVerhältnisserücksichtlichder Stärke,derOrganisationunddesCorpsverbandesdesmecklenburgi¬
schenContingcnts,auchhinsichtlichdesRecrutirnngswcsens,
wiederein. Doch behielt das Mecklenburg-Schwerinsche
Kontingent,obgleichcs im Corpsvcrbandcnur Theil einerDivision ist, denNameneinerDivision.

Für SchwerinwardseitdemnochdurchAbzweigungvondemleichtenBataillon ein neuesJnfantcricbataillongebildet,welchesdie Bezeichnungdes viertenBataillons erhielt, in¬demgleichzeitigdas ersteund zweiteMusketier-Bataillon
den Namendes zweitenund dritten Bataillons und dasGrenadier-Garde-BataillonnebendiesemNamenden deserstenBataillonsannahm. Strclitz errichteteim Jahre1860seineeigeneArtillerie und löstedaherin diesemPunktedieMilitär-Conventionmit Schwerin.

2. Jetziger Stand.
a.)Mecklenburg-Schwerin.

Das Bundcscontingcntist in nachstehenderWeiseor-
ganisirt:

I. Divisions-Stab,in Schwerin.Zu demselbengehörenderDivisions-Commandeur,zweiAdjutanten,ein General-Arzt, einDivisions-Auditeur,einDivisionspredigerundzwei
Rechnungsbcamte.

H. Infanterie.
Grcnadicr-Garde-(crstcs)Bakaillon,4 Compagnien.ZweitesBataillon, 4 Comp.
Drittes Bataillon, 4 Comp.
Viertes Bataillon, 4 Comp.
Jäger-Bataillon, 2 Comp.
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III. Cavallcric.
Dragoner-Regiment,4 Schwadronen.

IV. Artillerie.
Zwei BatterienArtillerie zu Fuß.

V. Pionier-Abtheilung.
1 Compagnie.

Tie Garnisonensind: für daserste,dasvierteunddas
Jäger-Bataillon, für die Artillerie und für die Pionier-
abtheilungSchwerin, für daszweiteBataillonWismar,
für dasdritte Bataillon Rostock, für dasDragoner-Regi¬
mentLudwigslust.

GroßherzoglicheCommandanturcnbestehenin Schwerin,
Ludwigslust,Rostock,Wismar undDömitz. Die Verwal¬
tung des Zeughausesin Schwerinführt ein Offizier als
Director und ein Zeughaus-Offizier.

Ihre Bildung empfangendie für denOffizicrstandsich
bestimmendenjungenLeutein der seitdem1. Octobcr1860
durchVereinigungder Divisions-Schulemit der bisherigen
Militär-Bildnngs-Anstaltentstandenenneuen„Biililär-Bil¬
dungs-Anstalt"in Schwerin.Die auf dieserAnstalt ertheilte
theoretischeundpraktischeAusbildungverfolgtdasZiel, daß
die Zöglingezunächstfür dasPortepee-Fähnrichs-Examen,
sodannnacheinemdazwischenfallendenfünf- bis sechsmonat¬
lichenDienst bei der Truppe für das Infanterie- undCa-
vallerie-Offiziers-Examcngenügendvorbereitetwerden.Der
Cursnsfür die ersteAbtheilungdauertzweiJahre, der für
die letzterezehnMonate. Zu den Erfordernissenfür die
Aufnahmein die ersteAbtheilung(Cadcttcn) gehört die
geistigeReife derSchüler der drittenKlasseeinesmecklen¬
burgischenGymnasiums.

Für die Prüfung zum Portepee-Fähnrichund zum
Offizier bestehenzweiCommissionen,jedeaus einemPräses
und vier Mitgliedernzusammengesetzt.Die auf Civil-Ber-
sorgungcxspectivirtenMilitärs werdenvoneinerCommission
geprüft, die aus einemSteucrbcamtcnals Vorsitzendenund
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vier Mitgliedernbesteht,daruntereinemPostbeamtenund,
als Beisitzer,einemOffizier der Division.

Zum Behuf der Recrnlirung ward das Land durch
Verordnungvom20.December1810 in sechsDistrictege¬
theilt. Am 15.December1820wardeineVerordnungwegen
derMilitärpflicht erlassen.Darauf folgtedasrevidirteRc-
crutirungsgesetzvom 22. Februar1830, welchesin den
Jahren 1842und 1845 verschiedenenMvdificationenunter¬
lag, in denJahren1848bis 1850 durchandere,ans der
allgemeinenWehrpflichtberuhendeVerordnungenersetzt,durch
Verordnungvom1. September1851 abernebstdersichan¬
schließende»Gesetzgebungbis 1848wiederhergestelltward.
Die HauptbestimmungendesGesetzesvon 1830 sind: Die
Militärpflicht beginnt mit vollendetemeinundzwanzigsten
Lebensjahr.Sie wird erfüllt durchfreiwilligenEintritt in
das activeMilitär oder durchTheilnahmean der gesetz¬
lichenAnsloosung.BeideFälle verpflichtenzun,vierjährigen
Activ- und zumeinjährigenRcservedienst.WendasLoos
zur Reservetrifft, bleibt fünf Jahre zur Reservepflichtig,
wer sichsreiloost,zwei Jahre Es bestehenzweiMililär-
Auöloosungs-Districte,derSchwerinerund derGüstrower.
Der SchwerinerDistrict bestehtans demganzenmecklen¬
burgischenKreisemit AusnahmedesrittcrschuftlichenAmtes
Neustadt,der ZvenackcrGüter und derStädteWarenund
Malchin,undmit HinzurechnungderDomanialämterBoizen¬
burg und Dakendorf,des ritterschaftlichenAmts und der
Stadt Boizenburg,desStifts undFürstenthumsSchwerin
und der Stadt und HerrschaftWismar; der Güstrower
District bestehtaus demganzenwendischenKreisemit Aus¬
nahmederangegebenenTheiledesselben,welchezumSchweriner
District gezogensind, undmit Hinzurechnungder von dem
SchwerinerDistrict ansbcschicdenenTheiledesmecklenburgi¬
schenKreises,so wie der Klostergüter,der Stadt Rostock
und desFleckensWarnemündeundderRostockcrDistricts-
gnlcr. Sitz der SchwerinerDistrictsbehördcist dieStadt
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Schwerin,Sitz derGüstrowerdie Stadt Güstrow. An der
Spitze jedesDistricts stehtein GroßherzoglicherDistricts-
Oberst, der in Gemeinschaftmit zwei ihm zugeordneten
ständischenDeputirtcn, einem ritterschaftlichenund einem
landschaftlichen,die obereLeitungdesRecrutirungsgcschäftes
im District hat. JederDistrict zerfällt in eineAnzahlBe¬
zirke. In jedemdieserBezirkewerdendie auf das Recru-tirungswcscnbezüglichenGeschäftedurcheineAusloosungs-
behördcverwaltet, die in>Domaniumaus einemBeamtenund zweivon diesemvorgeschlagenenBeisitzern,in denritter¬schaftlichenAemternaus denAmtsdeputirtenund zweivomAmt erwähltenGutsbesitzern,in denKlostcrämtcrnunddemRostockerDistrict aus einemebenso unter Dircction resp.desKlostcramtsund desDistricts-Direktoriums constiluir-
ten Personale,in denStädtenaus einemMagistrats-Mit-
gliede,einemMitgliedederBürgerschaftundeinemEpimirten
besteht.Die RepartitiondesBedarfs geschiehtjährlichnachVerhältniß der zu ermittelndenZahl dermännlichenBevöl¬kerungder Districte und derBezirke.

In Folge von Bundcstagsbcschlüsscnward durcheineVerordnungvom 18. Januar 1842 das Rccrutirungsgesetz
von1830 in einigenPunktenabgeändert.Die Reservedienst¬zeit ward auf zweiJahre erstreckt.Jährlichward dasvolle
Viertheil desactivenContingentsunddesnacheinerDurch-schnittsbcrcchnnngfestzustellendenaußerordentlichenAbgangs
ausgchvbcn,wogegendie Ausloosnngzur Reservewegfiel.Als gleichfallszu einersechsjährigenDienstzeitzu verpflich¬
tendeNichtcombattantcn,für Contingcntund Reservezu¬sammenauf 388 berechnet,solltejährlichein SechsteldieserZahl ^usgchobcn,im Friedenabersofortbeurlaubtwerden.SpätereBundestagsbeschlüsseund die Rücksichtauf diemecklenburgischeSchifffahrtriefeneineneueVerordnungvom7. Januar 1845 hervor, durchwelchedie bisherigevier¬jährigeactiveundzweijährigeReservcdienstzcitin einesechs¬jährigeactiveDienstzeitumgewandelt,dieEinübungszeitder
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Rccrutcnvon zwei auf sechsMonateverlängert, die bis¬
herigeReserveals solcheaufgehobenund überdieZahl der
AuszuloosendenNachstehendesbestimmtward. Zum eigent¬
lichenactivenMilitärdienstwerden,statt bisher930Mann,künftig nur 88OMann, nemlichzum ordentlichenDienst792 Mann, zum Ersatz des außerordentlichenAbgangs
68 Mann, zumErsatzfür die in Friedenszeitnicht an das
activeMilitär abzulieferndenMatrosen2OMann ausge-
íooft. Zum Kriegsersatzwerdenjährlich 7OMann ausge-
loost, welchejedochnur an dieMilitär-Districts-Behörden,
abernichtan dasMilitär abzuliefernsind.— Die Zahl der
auszuloosendenNichtcombattantenbliebunverändert.

Durch die Verordnungvom1. September1851 ward
provisorischund unter einigenModificationendas Rccru-
tirungs-Reglementvon1830, nebstdendazubis zumFrüh¬
jahr 1848erlassenenabändernden,ergänzendenunderläutern¬
denBestimmungenwiederhergestellt.Zu denModificationen
gehörteder Ausschlußder Stellvertretung,derenWieder¬
einführungjedochdurchdieVerordnungvom 18.Sept.1852
mit derMaßgabeerfolgte, daß dieAnschaffungder Stell¬
vertreterdurchdas Ministerium, Abtheilungfür Militär-
Angelegenheiten,geschehensollte. Die für dieAnschaffung
zu entrichtendeSummeward auf 2O0Thlr. für einenEom-
battanten,und 100 Thlr. für einenNichtcombattantenfest¬
gesetzt.

Durch Verordnungvom 2. Februar 1853 ward be¬stimmt, daßdieAblieferungder Recrutenkünftig, stattandenbeidenDistrictSorten,in jedemDistrict an vier Ortenstattfindensolle, nämlichfür denSchwerinerDistrict inDoberan, Wismar, Schwerin und Ludwigslust,für denGüstrowerDiswict in Rostock,Güstrow,MalchinundWaren.Die unter demNamen„Kriegsersatz"ausgeloosteMann¬schaftwird demMilitär als weitererErsatzfür außerordent¬
lichenAbgangüberwiesen.
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Aus einernochmaligenRevisiondesRecruiirungsgesetzes
vom 22.Februar1830 ging das neuestevollständigeRecru-
lirungsgesetzvom 25. Juli 1856 hervor. Nach der Be¬
stimmungdesselbenwird durchdiejährlicheFriedeusaushebuug
der regelmäßigeAbgangan Combattanlen,an Noncombat-
tauten und an Kriegsersatz,ferner der nachDurchschnittg-
berechnnngfestzustellendeaußerordentlicheAbgangeinesJahres
an Combaitantenund Nichtcombattanteuund der Ausfall
für die in Friedenszeitennichtan dasMilitär abzuliefernden,
vomLoosegetroffenenMatrosenersetzt.Die Dienstzeitder
CombattanlenundNoncombattanten,sowiedie Verpflichtung
der zum Kriegsersatz-ContingentausgeloostenViannsebaft
dauertsechsJahre. In GemäßheitdiesesGesetzeswurden,
nachder Verordnungvom30. März 1857, für ebendieses
Jahr auSgeloost:für das Haupt- und Reserve-Contiugent
1039Mann (davonzumordentliche»Dienst895, zumErsatz
für Matrosen24, zumErsatzdesaußerordentlichenAbgangs
120 Mann), für dasKriegsersatz-Contingent63 Mann, zu
Noncombattanten78 Manu. Zur DeckungdesBedarfsan
ausgebildeterMannschaftfür denFall einerAufstellungdes
Kriegsersatz-Eontingeutssolltenvon der für dasHaupt-und
Reserve-ContingentausgeloostenMannschaftjährlich 250
Mann zu einemsiebenjährigenDienst verpflichtetwerden,
welchejedochnachbeendigtersechsjährigerDienstzeitansdem
activenDienstzu entlassenwaren.

Die Verordnungvom30. März 1857 ward durchdie
Verordnungvom8. Februar1861wiederaufgehoben.Nach
der letzterenward die Zahl der jährlichin Gemäßheitdes
NecrutirungS-Gesetzesvom 25. Juli 1856 auszulooseudeu
in folgenderWeisefestgesetzt:für dasHaupt- undReserve-
Coutingeut1085Manu (zumordentlichenDienst895Mann,
als Ersatzfür Matrosen40 Mann, als Ersatzdesaußer-
ordentlieheuAbgangs 150 Mann), für das Kriegsersatz-
Contingent116 Mann (ordentlicherjährlicherErsatz 100
Mann, Ersatzdes außerordentlichenAbgangs16 Mann),
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zu Noncombattanten98 Mann (ordentlicherjährlicherErsatz84 Mann, ErsatzdesaußerordentlichenAbgangs14 Mann).Die für das Kriegsersatz-Contingentjährlich anszuhebcndeMannschaftwird nachihrer Ablieferungan das Militärnicht, wie bisher, auf Großnrlaub entlassen,sonderninGarnisonbehaltenund in derselbenWeisewie dasHaupt-nudReserve-Contingentbei den einzelnenWaffengattungenvollständigznmKriegsdienstausgebildet.Die siebenjäh¬rige Dienstzeitvon 250 Mann der jährlich Ausgeloostcnfiel damitweg.
Der BeschlußderBundesversammlungvom 27. April1861, wonachdieMatrikel nichtzu revidiren, dieHaupt-undReserve-ContingenteunterdemNamen„Hanptcontingent"zu vereinigenund auf l'/2 pCt. zu belassen,das Ersatzcon-tingent von y6 ans */3 zu erhöhenist, ist durchdie Ver¬ordnungvom5. Juli 1861 berücksichtigtworden,welchedasKriegsersatz-Contingentin Ansehungdes jährlichenordent¬lichenErsatzesvon 100 ans200 Mann, und in AnsehungdesErsatzesdesaußerordentlichenAbgangsvon 16 auf 32Mann erhöhet. Gleichzeitigward auchdie Stellvertreter-prämie für die znm Kriegsersatz-ContingentAusgeloostenvon 100 auf 200 Thaler erhöhet.DurcheineBekanntmachungdesDivisions-CommandeursansdemJuli 1860wurdendiebei der nächstenRecrutirungmilitärpflichtig werdendenNoncombattantenbenachrichtigt,daß dieselbenvon da an nicht wie bisher ansGroßurlaubentlassen,sondernzu einerungefähreinjährigenGarnisons-Dienstzeiteingezogenund für ihrekünftigeBestimmungmili¬tärischausgebildetwerdensollten.
Das ältereMilitärgesctzbuch,vom 10.November1810,ist durchein neues,vom7. Februar1855, ersetzt.— EinneuesPensions-Reglementward unter dem 6. September1847 erlassen.— Zur Versorgungvon dienstunfähigge¬wordenenOffizierensinddiePostmeisterstellcnin achtkleinenStädten rcservirt worden. Die UnteroffizierehabennachzwölfjährigeractiverDienstzeiteinenAnspruchauf Civil-
Thl. III. 13
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Versorgung,müssenaber, soferndie ihnen zu verleihende
Stelle ein besonderesMaß vonKenntnissenvoraussetzt,ihre
Qualificationdazuvor einerPrüfungscommissiondarthun.—
Eine Unteroffizier-Wittwenkasse,welcheanfangsbei dem
zweiten(jetztdritten) Bataillon gestiftet,demnächstaberauf
die ganzeDivision ausgedehntward, erhielt im Jahre 1855
die RechteeinerjuristischenPerson.

5) Mecklenburg-Strelitz.

Das Bundes-Contingentbestehtaus einemInfanterie-
Bataillon, zu 4 Compagnien,und einer im Jahre 1860
errichtetenBatterie Artillerie zu Fuß mit 6 GeschützenAls
CommandeuredesBataillaus sindin neuererZeit beurlaubte
preußischeOffizierezur Verwendunggekommen,welcheihre
Aussichtauf Avancementin derpreußischenArmeebehalten
und nacheinigenJahren wiederin die letzterezurücktreten.
Die Militär-Recrutirnngsbehordebestehtaus einemGroß-
herzoglichenCommissarinsund einemritterschaftlichcnund
einemlandschaftliche»Dcputirten. Die Zahl der jährlichzu
stellendenRecrutenbeträgtfür dasHerzogthumMeckicuburg-
Strelitz: 208Combatíante»,16 Roncombattantcn,16 Mann
zur Deckungdes eventuellenAusfalls. Von diesenfielen
im Jahre1860aufdasDomanium86Combattanten,8 Non-
combattanten,7 Mann zum Ersatz; auf dieResidenzstadt
Neustrelitz19 Combattanten,1 Noucombattant,1 Mann
zumErsatz;ansdieRitterschaft42 Combattanten,3 Ron-
combattanten,3 Mann zum Ersatz;auf die Städte des
StargardischenKreises61 Combattanten,4 Noncombattanten,
5 Mann zumErsatz.— Ein Militär-Gesetzbuchward im
Jahre 1859 publicirt.

§.u. OrLeilSjeichen.
Ein Hausordenexistirtnicht; dochsindin neuererZeit

verschiedeneEhrenzeichengestiftetworden.
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Diesesindin Mecklenburg-Schwerin:
1. Die vom GroßherzogFriedrichFranz I. gestiftete

und vom GroßherzogFriedrichFranz II. unterm 28. Fe¬
bruar 1859mit einemStatut verseheneMedaille, theils
mit der Inschrift „denKünstenundWissenschaften", theils
mit derInschrift „demredlichenManne,demgutenBürger".
Dieselbewird theils in Gold, theils in Silber verliehen,
und in ersteremFalle an einemhellblauenBandemit einer
gelbenund rothenEinfassungamHalse, in letzteremFalle
bei Uniformenauf der Brust, bei Civilkleidungim Knopf¬
lochgetragen.

2. Die vom GroßherzogFriedrichFranz I. am 23.
Juli 1814 gestifteteMilitär-Verdienst-Medaille
für muthvolleThaten und ausgezeichnetesBenehmenim
FeldzugederJahre 1813 und 1814, theils in Gold, theils
in Silber. Sie wird an einemhellblauenBandemit gelber
und rother Einfassungim Knopflochgetragen.

3. Das vomGroßherzogPaul Friedricham 30. April
1841 gestiftete,au einemcarmoisinrothcnBandemit einer
blauenund gelbenEinfassungauf der linkenBrust zu tra¬
gendeMilitärdien stkreuz. Dasselbebestehtfür Offiziere
und Beamtemit Offiziersrangaus einemgoldenenKreuz,
welchesdieselbennach25jährigeractiverDienstzeiterhalten.
Für Militärs vomFeldwebelabwärts hat dasDienstkreuz
vier Klassen.Die ersteKlasse,von Silber mit goldenem
Schild, wird nach25jähriger,diezweite,von Silber, nach
20jähriger, die dritte, von Kupfer mit silbernemSchild,
nach15jähriger, die vierte, von Kupfer, nach lOjähriger
activerDienstzeitbei der Fahnein Empfanggenommen.

4. Die vomGroßhcrzogPaul Friedrichgleichfallsam
30. April 1841 gestifteteKriegs denkmünze für alle,
welchein Mecklcuburg-SchwcrinschenDiensten— von 1808
bis 1812 im Rheinbunds-Contingent,oder von 1812 bis
1815 in der in's Feld gerücktenBrigade— als streitende
odernichtstreitendeMilitärs einenFeldzugtadellosmitge-

13*
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machthaben.Dieselbewird an einemgelben,roth undblau
eingefaßtenBandeauf der linkenBrust getragen.

5. Das vom GroßherzogFriedrichFranz II. am 5.August1848 gestifteteM i l i t är -V er di enst- K r euz fürAuszeichnungim Kriege, aus Kanonen-Metall,welchesaufder Vorderseitedie Inschrift „für Auszeichnungint Kriege"
und auf derRückseitedenNamenszugdesGroßherzogsnebst
derJahreszahl1848enthältundaneinemhellblauenseidenen
Bandemit schmalerrother und gelberEinfassungauf derlinkenBrust getragenwird.

6. Die vom GroßhcrzogFriedrichFranz II. am 28.Februar 1859 gestifteteVerdienste Medaille für guteund treue, demGroßherzoge,demGroßherzoglicheuHauseund demVaterlandegeleisteteDienste, für einzelnerühm¬
licheHandlungenund für hervorragendeLeistungenauf denverschiedenenGebietender Künste, der WissenschaftenunddesGewcrbfleißes,in Gold, in Silber oder in Bronce.Dieselbehat auf der einenSeite das Bildniß desGroß-
hcrzogs, auf der anderendie Inschrift „dem Verdienste",
und wird in Gold an einemcarmoisinrothen,blau und gelbeingefaßtenbreitenBandeamHalse,in Silber und Bronceaberan einemgleichen,aberschmälerenBandebei Unifor¬menauf derBrust, beiCivilkleidungim Knopflochgetragen.Außerdemgibt cs nochein Ehrenzeichenfür sämmtliche
Conventualinnender drei LandesklösterDobbertin,Malchow
und Ribnitz. Die Herzogin Louise Fridcrikc vonMecklenburg-Schwerin,geborenePrinzessinvonWürttemberg,
Gemahlindes HerzogsFriedrichstiftetedasselbeund legteihm denNamendesOrdenspour la vertu bei. Die De¬koration diesesOrdens bestehtin einem „Gnadenkrcuz",welchesfür Dobbertinblau-, für Malchowroth-, für Ribnitzweiß-emaillirtist. Auf derMitte desKreuzesbefindetsichder verschlungeneNamenszugderSlifterin L F undan denvier SpitzendesKreuzessind die vier Silben derDevise,pour la vertu, vertheilt. Das Kreuzder Domina ist mitDiamantenbesetzt,das der adeligenConventualinnenvon
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gleicherGrößemit demder Domina, das der bürgerlichen
etwaskleiner. Es wird an einemvon der rechtenSchulter
zur linkenSeite HangendenBandegetragen,dessenFarbefür
Dobbcrtinblau, für Malchowroth und für Ribnitzweißist.
Das Band der bürgerlichenConventualinnenist schmäler.
Alle Bänder sind liserirt: das blaue für Dobbertin mit
Weiß, das rothe für Malchowgleichfallsmit Weißund das
weißefür Ribnitzmit Roth.

Im Jahre 1787 ward von der HerzoginLouise von
Mecklenburg-Schwerin,geborenenPrinzessinzw Sachsen-
Gotha,GemahlindesHerzogsFriedrichFranz,dieserDeco-
ration nochein derFarbeder Ordensbänderentsprechender,
auf der linkenBrust zu tragenderStern hinzugefügt.Das
Nähereüber denZweckdieserneuenStiftung und deren
Modalitätenergibt sichaus einemSchreibenderStifterin
v. D. Ludwigslnst17. November1787 an ihrenOberhos¬
meisterv. Lützow,in dessenBegleitungdiesemdieDecvra-
tionen zugingen. Es heißt in diesemSchreiben: „Ihr
erhaltetsolche(Sterne) hiebeimit demgnädigstenAufträge,
EuchsofortnachSternbergbei jetzigemwährendenLandtage
zu verfügenund solcheden drei ältestenProvisoreneines
jedenKlostersund beidenjetzigenKlosterhauptleutenin Un¬
seremNamenmit BezeugungUnseresgnädigstenGrußes
und aufrichtigenVerlangens, demganzenLandehierunter
einen etwanigenBeweis Unserervon Werthachtungund
FreundschaftbelebtengnädigenGesinnungabzugeben,zuzu¬
stellenund dabeizu eröffnen:welchergestaltUnsereAbsicht
dahingehe,daß sothanerStern auf der linkenBrust und
nur alleinvonwirklichen— dievolleHebunggenießenden—-
Klosterfräuleiugetragenwerde."

VerniögeeinerVerleihungderGroßherzoginAuguste
von Mecklenburg-Schwerinvom 26. Mai 1853 ward der
Ordenxour la vertu auf einebestimmteAnzahl unbegebe-
ner Fräulein adeligenStandeserstreckt.NachdieserVer¬
fügungtragendie sämmtlichenin dendreiLandesklösteruzur
vollenGeldhebungstehendenDamen nebsteinerfestgesetzten
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Zahl zur halbenHebungstehender(in Dobbertindie 20, in
Malchowdie 12, in Ribnitzdie 6 ältesten)dasOrdenskreuz
an einerSchleifevon gleichfarbigemBande an der linken
Schulter.

In Mecklenbnrg-Strelitz ward laut Statut vom
1. Juli 1846 von demGroßherzogein mit dem Mecklen-
burg-Schwcrinschen(obenNr. 3) wesentlichübereinstimmen¬
desMilitär-Dienstkreuz gestiftet.Die Stiftung weicht
nur darin von der Schwerinschenab, daßdas für die Mili¬
tärs vom Feldwebelabwärts bestimmteKreuznur drei
Klaffen zählt, welchedurchresp.25jährige, 18jährigeund
12jährigeactiveDienstzeiterworbenwerden.
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Mecklenburgische
Baterlandsknnde.

Vom

Advocaten W. Naabe.

Zweite, durchaus verbesserteund vervollständigte, wohlfeile Ausgabe
von Hempel's „Geographisch-statistisch-historischemHandbuch des

mecklenburgerLandes

FunfzehntcLieferungoderIII. Band:

Spezielle Staatskunde
beider Grofiherzogthümer Mecklenburg.

Der Inhalt diesesBandes,welcherdieStaatskunde
umfaßt, war anfänglichbestimmt,die Schlußlieferungdes
zweiten Bandesder „MecklenburgischenVaterlandskunde"
zu bilden. Wegendes gewichtvollenInhalts glaubtenwir
aberdieVollendungder vorangehendenLieferungennichterst
abwartcnzu dürfen,undhabenuns daher entschlossen,die
Staatskunde vorweg als dritten Band erscheinenzu
lassen.Die Staatskundebehandelt:dieLandesherrschaft,die
Landesverfassung,die VerhältnisseMecklenburgszum deut¬
schenBund und zu auswärtigenStaaten, dieOrganisation
derVerwaltung,dasFinanz-undSchuldenweseu,dasGc-
meindcwesenund die Stadtverfassungen,die Gerichtsver¬
fassung,dasVerhältnißvonKircheundStaat, dasMilitür-
wesenu. s. w. Wir zweifelilnicht, daßdie gründlicheund



durchausobjectivgehalteneDarstellungvon Gegenständen,
welchetheilwciseans sehrentlegenenQuellen geschöpftwer¬
denmußtenund entwedernur wenigoderdochnichtin ge¬
nügenderBestimmtheitbekanntsind, allen erwünschtsein
wird, welchezu unseremStaatswesenin irgend einerBe¬
ziehungstehenund daß namentlichauchunsereLandstände
darin über mancheDinge Belehrungfindenwerden,welche
in ihremWirkungskreiseliegenund derenKenntnißsonstnur
durchlängerepraktischeErfahrungundauchdannnichtimmer
vollständigerworbenwerdenkann.— Die an demWerke
nun nochfehlendenbeidenLieferungen13 und14, enthaltend
die Fortsetzungund den Schlußdcö Abrissesder mecklen¬
burgischenGeschichte,erscheinenzuverlässigzu Anfang des
nächstenJahres.

Zx haIf des MerKes.
Lieferung1—-15,ä ‘/3Thlr.

i. Theil. Lieferung 1—7.
Specielle Ortskunde nebstOrtsregister unddrei

Städteplänen vonSchwerin,Wismar undGüstrow,sowie
vollständigeVolkskunde.



II ifieis. Lieferung8—14.
Specielle Landeskunde. Lage, Größe, Grenzen,

Gestaltungder Oberfläche,Bestandtheileund Beschaffenheit
desBodens,Ackerland,Wiesen,Waldungen,Gewässer,Flüsse.
Naturproducte.Thierreich. Bevölkerungsverhältnisse.Das
Volk nachAbstammung,Sprache, Charakterund Sitten.
Laudmi r t hschaf t l i chc Verhältnisse: Ackerbauund
Viehzucht,-Begriffder Hufe, ClassenundVerhältnisseder
Landleute. Gewcrbthätigkeit. Communications-
mittel zu Lande: Eisenbahnen,Chausseen,Communications-
wege,Landstraßen.— Telegraphen, Handel, Schiff¬
fahrt, Münzen, Maaße undGewichte. Das Steuer-
undZollwesen. Unterrichts anstalten: Landschulen,
städtischeSchulen, die Schullehrerseminarein Ludwigslust
und Mirow und das ritterschaftlichcSchullehrerseminarin
Dobbertiu, das Taubstummen-Institut in Ludwigslust,die
NavigationsschulenzuWustrow, RostockundWismar, die
Landesuniversitätzu Rostock.Wissenschaftliche Ver¬
eine: OeffentlichcBibliotheken,BuchhandlungenundBuch¬
druckereien,Zeitschriftenund Zeitungen,Kunstsammlungen
und Kunstanstalten,Musik und musikalischeVereine.—
Kirchenwesen undgeistlicher Etat: kirchlicheStatistik,
die Landesklöster,milde Stiftungen und Wohlthütigkeits-
anstaltenrc.— Gemeinnützige Institute: Ver¬
sicherungsgesellschaften, Institute für den Geldverkehr,die
BankenzuRostockundSchwerin,Sparkassen,Gewerbevereine
nebstderen Vorschußkassen,Seidenbauvereine,Mcdicinal-
anstaltcn.— Abriß der mecklenburgischenGeschichte
von der ältestenZeit bis auf dieneueste.



III. aliéis. Ciefenmg15.
Ltaatssiinde beiderGroßherzogthümerMecklenburg.

(SchlußdesWerkes.)

Wismar, im November1861.

Hinstorffch'cheHofbuchhandlung.
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, dieselbebis zum Erlaß allgemeiner
mmungenwiederaußerKraft zu setzen.
)acobson,hattebereitsmehrereLand-
LadungenzumLandtageergingenseit-
!Ugau ihn, bis im Jahre 1829 auf
auchdiesunterblieb,
welchedurchdie Aufhebungder Con-
ruar 1813 wieder in die Verhältnisse
ung gekommenwar und welcheauch
n zwischenderRegierungundeinzelnen
wies auf das Bedürfniß einer neuen
VerhandlungenzwischenRegierung

!t durchspecielleFälle, welcheeinzelne
dieständischeVertretunggegenRegie
zusuchcu,führten endlichdahin, daß
1828dieRegelungder jüdischenVer¬
endeinerLaudtagspropositiongemacht
en fehltejedochdie Neigung,auf eine
>geinzugehen.Auf demLandtagevon
cningdenGegenstandvon Neuemzur
EntwürfezudreiSpecialverorduungen
derJudenundderenZulassungzum

eu,MauufacturenundFabriken,ferner
ErwerbevonGrundstücken,als Eigeu¬
lt, sowie-zur Zeitpachtuugliegender
lassungals Tagelöhnerin denStädten
id endlichdenSchulunterrichtbetrafen,
en nur einenUebergangbilden, um
vollerBürgerrechtereif zu machen,
n dieGesetzentwürfein einigenPunk-

.»".||ccepttrtedieseAbänderungen,ohnesie
u halten, und versprach,die Gesetz-
ndertcuGestaltdemEngerenAusschuß
wzulegen.Indessenschliefdie Ange-
ciu. Die vereinbartenGesetzewur-

>ieRegierungsuchtenun wiederauf
sogut cs gehenwollte, denvorhan-
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